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Editorial
Seit mehr als zehn Jahren existiert in 
Fürstenwalde ein parteiübergreifendes 
Bündnis gegen Rechtsextremismus. Das 
gemeinsame Anliegen, sich gegen die 
wachsenden Aktivitäten von Neonazis, 
Kameradschaften und rechtsextremen 
Parteien zu wehren, wiegt für die hier 
engagierten Bürgerinnen und Bürger 
schwerer als weltanschaulich-politische 
Unterschiede, die sie ansonsten von-
einander trennen mögen. Auf unserem 
Titelblatt dokumentieren wir das Logo 
dieser überaus begrüßenswerten Initiati-
ve, über deren Erfahrungen wir im Heft 
1/2004 unseres „Rundbriefs“ Beiträge 
aus der Feder von Gabi Moser und Horst 
Helas veröffentlicht hatten.
Erfreulicherweise gibt es viele „Fürs-
tenwaldes“ – sowohl in den alten als 
auch in den neuen Bundesländern: in 
Aachen, Weimar, Pirna, Braunschweig, 
Oranienburg und Bochum, um nur diese 
zu nennen.
Der Austausch ihrer Erfahrungen, die 
Diskussion um die Herangehensweise 
an neu auftauchende Herausforderun-
gen in der Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus in den Gemeinden 
und Städten, war ein wichtiges Thema 
auf der Kommunalpolitischen Kon-
ferenz der PDS in Sömmerda im Mai 
diesen Jahres.
Bereits in unserer letzten Ausgabe ha-
ben wir zwei Beiträge, die auf dieser 
Tagung zur Diskussion gestellt worden 
waren, veröffentlicht (André Hahn, 
Sächsische Schweiz und Rainer Tietz, 
Oranienburg). Im vorliegenden Heft 
folgt nun als Themenschwerpunkt die 
Dokumentation von insgesamt sechs 
Beiträgen, die in Sömmerda vorge-
tragen wurden. Wir bitten in diesem 
Zusammenhang alles Leserinnen und 
Leser uns ihre Erfahrungen mitzuteilen, 
die sie in ihrem Kiez, in ihrer Gemeinde 
oder Stadt bzw. in ihrem Landkreis mit 
rechtsextremen Gruppen und Aktionen, 
vor allem aber in der politischen Aus-
einandersetzung mit ihnen, gewinnen 
konnten. Denn auch in den kommenden 
Heften werden wir diese Thematik nicht 
aus dem Auge verlieren, wollen wir ge-
wonnene Erfahrungen mit Hilfe unseres 
„Rundbriefs“ transportieren.
Bereits in Heideruh/Niedersachsen, bei 
einer Tagung der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung zum Rechtsextremismus, wurden 
im November 2004 manche Themen 
und Thesen, die in Sömmerda eine Rol-
le spielten, weitergeführt und zum Teil 

kontrovers diskutiert. Dabei ging es u. a. 
um die Funktionen von „rechter Rock-
musik“ und Liedermachern, um neue 
Erscheinungen im Antisemitismus, 
um den Platz der Kameradschaften im 
rechtsextremen Spektrum, um den Platz 
des Rechtsextremismus in den Staaten 
Mittel- und Osteuropas und um die 
Bedeutung der anwachsenden sozialen 
Konflikte für die Akzeptanz rechtsext-
remen Denkens und Handelns.
Wir werden im nächsten Heft in einem 
Bericht ausführlich auch auf diese Kon-
ferenz eingehen; den einen oder ande-
ren Referenten konnten wir außerdem 
dafür gewinnen, seine Gedanken für 
einen „Rundbrief“-Artikel zu Papier zu 
bringen.
Der Aufsatz von Tim Peters, „Wie de-
mokratisch ist der Antifaschismus der 
PDS?“, hat, so wie es zu erwarten war, 
kritische Reaktionen ausgelöst. Zwei 
von ihnen drucken wir in diesem Heft 
ab, die anderen Kritiken mit einer aus-
führlichen Replik von Tim Peters folgen 
im Heft 1-2/2005.
Es wäre erfreulich, wenn wir auch zu-
künftig Autoren gewinnen könnten, die 
die antifaschistische Arbeit der PDS 
„von außen“ kritisch kommentieren. 
So werden wir gezwungen, eigene Po-
sitionen zu überdenken bzw. genauer 
zu reflektieren. Berührungsängste darf 
es weder heute noch in der Zukunft ge-
ben, wenn es darum geht, mit möglichst 
vielen Personen, Initiativen und Orga-
nisationen der menschenverachtenden 
Politik und Ideologie der Rechtsextre-
men entgegen zu treten. Übrigens: In 
Fürstenwalde, dessen Stadtoberhaupt 
Mitglied der FDP ist, gehört auch die 
CDU zum Bündnis gegen den Rechts-
extremismus …
Besonderer Aufmerksamkeit empfehlen 
wir den Artikel von Roland Bach, der 
die Wahlerfolge der rechtsextremen 
Parteien im abgelaufenen Jahr bilan-
ziert und analysiert. Besonders beängs-
tigend erscheinen dabei die in einigen 
Regionen Sachsens erzielten Resultate 
bei den Wahlen zu kommunalen Kör-
perschaften.
Zu warnen ist in diesem Zusammen-
hang vor immer wieder artikulierten 
Auffassungen, die rechten Parteien 
seien fast ausschließlich „aus Protest“ 
gewählt worden, ein realer und stabiler 
politischer Einfluss könne von ihnen 
nicht ausgeübt werden.
Ganz im Gegenteil mehren sich die 
Anzeichen, dass mittlerweile die NPD, 
aber auch Kameradschaften und andere 
rechtsextreme Organisationen, in ihrem 

jeweiligen Wirkungsbereich stabiler 
werdende Strukturen aufbauen und in 
wachsendem Maße weitgehende Akzep-
tanz in größeren Teilen der Bevölkerung 
gewinnen konnten. Dies widerspiegelt 
auch die Tatsache, dass zunehmend 
lokale Honoratioren öffentliche Sympa-
thien für die NPD zeigen, ja, einige von 
ihnen mittlerweile sogar in diese Partei 
eingetreten sind und Mandate für sie 
erringen konnten.
Gerade im Zusammenhang des sich 
weiter forcierenden Sozialabbaus, der 
mit dem Inkrafttreten der so genannten 
Hatz-IV-Gesetze (Arbeitslosengeld II) 
am 1. Januar 2005 eine neue Dimension 
erreichen wird, steigen die Aussichten 
für die NPD und andere rechtsextreme 
Organisationen, mit Hilfe sozialer De-
magogie im Trüben zu fischen und ih-
ren politischen Einfluss angesichts der 
Landtagswahlen in Schleswig-Holstein 
und Nordrhein-Westfalen auszudehnen.
Der „Rundbrief“ wird – so wie bisher 
– auch den Wahlen des Jahres 2005 
hohe Aufmerksamkeit schenken und die 
Ergebnisse der rechtsextremen Parteien, 
ein Jahr vor den Wahlen zum Bundes-
tag, sorgfältig analysieren.
Die nächste Ausgabe des „Rundbriefs“ 
wird voraussichtlich als Doppelheft 
Mitte/Ende März 2005 veröffentlicht 
werden und dem 60. Jahrestag der Be-
freiung vom Faschismus gewidmet sein. 
Gerade Anregungen und auch eigene 
Beiträge aus unserer Leserschaft zu die-
sem Thema wären hoch willkommen. 
Die „Rundbriefe“ des Jahrgangs 2005 
werden folgende Themenschwerpunkte 
aufweisen:

Heft 1-2/2005: 8. Mai 1945-8. Mai 
2005: 60. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus (März 2005).
Heft 3 /2005: Denkfabriken und Medien 
des Rechtsextremismus (August 2005).
Heft 4.../2005: Rechtsextremismus in 
Mittel- und Osteuropa (November 2005).

Wir freuen uns über Kritik, Anregun-
gen, Zuspruch und besonders über 
eigene Beiträge aus dem Kreis unserer 
Leserschaft.

Dr. Reiner Zilkenat

Redaktionsschluss: 21. November 2004.
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DAS THEMA: „BUNT STATT BRAUN.“
KOMMUNALE ERFAHRUNGEN IM UMGANG 
MIT DEM RECHTSEXTREMISMUS
„Mit dieser Konferenz bereiten wir einen 
kommunalpolitischen Parteitag der PDS vor“ 
Rede von Prof. Dr. Lothar Bisky, Vorsitzender der PDS, auf der Kommunalpolitischen 
Konferenz in Sömmerda am 15. Mai 2004

Liebe Genossinnen und Genossen, liebe 
Freundinnen und Freunde,
der Europawahlkampf läuft auf Hoch-
touren. Dresden – unser Auftakt am 
ersten Mai, das Europafest in Erfurt in 
der letzten Woche – das ist doch ein An-
sporn, die Intensität in Gesprächen, bei 
Verabredungen und auf Veranstaltungen 
noch einmal zu erhöhen. Wir brauchen 
überdies viel Engagement für den 
Kommunalwahlkampf in acht sowie die 
Landtagswahlen in vier Bundesländern. 
Hier in Thüringen ist in vier Wochen der 
Auftakt.
Wir haben weder fehlgeplant noch ist 
ein Zufall, dass wir uns an diesem Wo-
chenende zugleich viel Zeit genommen 
haben, um uns erneut und ausführlich 
über linke Kommunalpolitik zu verstän-
digen. Denn die Krise der PDS überwin-
den wir nur von unten. In der Kommune 
sind für viele die Wurzeln politischer 
Erfahrungen. In der Kommune wirkt 
Europa. In der Kommune beginnt das 
Durchsetzungsvermögen für einen 
Richtungswechsel in der Politik mitten 
im Alltag. Ich freue mich und bedanke 
mich bei euch, dass ihr den Austausch 
über Kommunalpolitik in einer solchen 
Breite an diesem Wochenende vorange-
trieben habt.
Vor ziemlich genau einem halben Jahr 
haben wir uns zur Kommunalpoliti-
schen Konferenz West in Offenbach ge-
troffen. 120 westdeutsche Kommunal-
politikerinnen und Kommunalpolitiker 
haben in Offenbach einen neuen kon-
struktiven, sachlichen – und auch sehr 
optimistischen – Verständigungsprozess 
begonnen. Das Rosa Luxemburg Forum 
Hessen hat diese Konferenz – ergänzt 
um weitere Beiträge – jetzt gerade in ei-
nem Reader zusammengefasst, so dass 
wir nun ganz unproblematisch die Qua-
lität der Debatten zum Nachlesen wei-
terempfehlen können. In Sömmerda nun 
sind wieder einige Kommunalpolitiker/

innen aus Westdeutschland zu sehen. 
Und das genau war unsere Absicht: Wir 
sind von der westdeutschen – natürlich 
bundesweit ausstrahlenden – Selbstver-
ständigung zu einem Ost-West-Dialog 
in der Kommunalpolitik gekommen. 
Mit der Konferenz hier in Sömmerda 
bereiten wir einen kommunalpolitischen 
Parteitag der PDS vor. Wir brauchen 
wieder einen solchen Parteitag, um uns 
über die Grundlinien unserer Kommu-
nalpolitik zu verständigen.
Wir befinden uns in bewegten Zeiten. 
Die Zuspitzung sozialer Gegensätze 
und der Angriff der Regierung und der 
Arbeitgeberverbände auf soziale und 
demokratische Rechte von Lohnab-
hängigen, Erwerbslosen, Rentnern und 
Kranken haben Gegenkräfte mobilisiert. 
Die soziale Frage ist zurück in den öf-
fentlichen Debatten. In den Zuspitzun-
gen, wie wir sie zur Zeit erleben, hat es 
dies seit über 20 Jahren in der Bundesre-
publik nicht mehr gegeben. Die soziale 
Frage bleibt die Hauptfrage für eine so-
zialistische Partei wie die PDS.
Mit Hartz IV werden Hunderttausende 
Menschen direkt in die Armut getrie-
ben. Von den zwei Millionen Langzeit-
arbeitslosen werden nach Hartz IV eine 
Millionen geringere Bezüge erhalten als 
bisher, über eine halbe Millionen fallen 
mit den neu berechneten Partnerein-
kommen und Vermögensgrenzen gleich 
ganz aus der Förderung. In Ostdeutsch-
land allein werden es rund 350.000 sein, 
die plötzlich ganz ohne Anspruch da-
stehen. Besonders viele Frauen werden 
davon betroffen sein.
Mit der Wiederbelebung der Ernährer-
ehe verkoppelt mit dem neuen Leitbild 
des mehrfachen Billiglohnjobbers wer-
den wir um Jahrzehnte in der Geschich-
te zurückgeworfen. Ich möchte weiter 
nichts, als dass Frauen mit ihrer Arbeit 
ihre Existenz unabhängig vom Mann 
sichern können. Nicht nur 150 Jahre 

Arbeiterbewegung, auch genauso viele 
Jahre Frauenbewegung – wie wegge-
wischt, wenn es nach dem Willen dieser 
Bundesregierung geht.
Das alles soll, so will uns die Regierung 
weiß machen, zum Wohle der Kommu-
nen geschehen. Entlastungen in Milliar-
denhöhe wurden den Kommunen durch 
die Zusammenlegung von Arbeits- und 
Sozialhilfe in Aussicht gestellt. Aber 
wer sind denn die Kommunen? Doch 
wohl die Menschen, die in ihnen leben! 
Und die Menschen spüren von Tag zu 
Tag deutlicher, dass die Agenda 2010 
nicht zur Verbesserung ihrer Lebens- 
und Arbeitsbedingungen führt. Auch 
die kommunalen Kassen werden keine 
Erleichterung spüren. Was auf der ei-
nen Seite durch die Entlastung von den 
Sozialhilfekosten gegeben wurde, wird 
auf der anderen Seite durch die neue 
Verantwortung für Unterkunftskosten 
vielfach wieder genommen. Für die 
Kommunen ist Hartz IV in jeder Hin-
sicht ein Desaster.
Auf der kommunalpolitischen Konfe-
renz in Offenbach war oft die Rede von 
der dreifachen Umverteilung: 
• von arm zu reich, 
• von der öffentlichen in private Hände,
• und innerhalb der öffentlichen Hand 
zulasten der Kommunen.
Die Umverteilung von unten nach oben 
wird über die Ausplünderung der öffent-
lichen Haushalte zugunsten der großen 
Gewinne und Vermögen und über die 
Strangulierung der Kommunen durch-
gesetzt.
Was die Politik oben verteilt, muss sie 
unten holen: 
• auf dem direkten Weg, wie bei der 
Teilprivatisierung der Rente und bei der 
Gesundheitsreform, 
• oder über den Umweg des Haushalts-
konsolidierungszwangs.
Die Kommunen sollen mit Einsparun-
gen in der sozialen Infrastruktur die 
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Einnahmeausfälle – wie sie z. B. durch 
die Unternehmenssteuerreform immer 
akuter wurden – mit Einsparungen aus-
gleichen. Ihr kennt das alles aus eurer 
politischen Praxis.
Linke Kommunalpolitik bedeutet immer 
mehr zwischen Haushaltsnot, sozialer 
Kostenexplosion und Investitionsrück-
stau neue Wege zu finden, die berech-
tigten Ansprüche unserer Wählerinnen 
und Wähler einzulösen: 
• Ansprüche auf Beschäftigungschan-
cen, 
• auf ein lebenswertes soziales und kul-
turelles Umfeld, 
• auf Mitsprache um die öffentliche 
Daseinsvorsorge.
Um es kurz zu machen, die Problemla-
gen sind so enorm, dass wohl niemand 
auf die Idee kommt, für linke Kommu-
nalpolitik eine Vergnügungssteuer zu 
erheben. Ich möchte mich ausdrücklich 
bei allen bedanken, die sich in den 
Kommunen engagieren und zeigen, die 
linke Partei ist für die Bürgerinnen da.
Aber immerhin: der Protest gegen die 
rot-grüne Politik wächst. Am 3. April 
sind 500.000 Menschen gegen den 
Sozialabbau auf die Straße gegangen. 
Viele von euch waren dabei. Die PDS 
hat mit allen Kräften mobilisiert. Es 
gibt wirklich genügend Gründe, jetzt 
nicht nachzulassen und den Protest 
weiterführen. Wir müssen unsere Wi-
derständigkeit gegen den rot-grünen 
Sozialabbau nach Europa und zugleich 
auch in die Kommunen tragen. Überall, 
in den Parlamenten und auf der Straße, 
in Debatten, in Gesprächen, in Lokal-
zeitungen, im Wahlkampf, aber auch 
nach den Wahlen: Wir haben diesen 
Protest fantasievoll und überzeugend zu 
vertreten. Wir dürfen hier nicht nachlas-
sen. Wer Rogowski und anderen zuhört, 
weiß: Die Agenda 2010 ist der erste 
umfassende Einstieg in eine Politik 
neoliberaler Allmachtsfantasien einer 
profitdominierten Wirtschaftselite. Da-
für braucht man eben einen impotenten 
Staat – herbeigeredet und auch prak-
tisch. Und die Medien leisten teilweise 
ihren Beitrag zum Verschweigen einer 
lebendigen Zivilgesellschaft. Kinderar-
mut ist ein Skandal ersten Ranges – in 
den Medien findet er kaum Widerhall. 
Stattdessen propagiert man mehrheit-
lich ein Menschenbild, indem sich jede 
und jeder einzelne nur noch zwischen 
Verfügbarkeit oder Ausgrenzung zu 
entscheiden brauchen.
Im Moment wird Ostdeutschland ge-
rade wieder als der Mühlstein, der die 
Bundesrepublik in den Abgrund zieht, 

entdeckt. Die angeblich zu schnelle 
Angleichung der Ost-Löhne hätte die 
Wirtschaftsmisere herbeigeführt. Und 
noch besser: Die zu hohen Löhne im 
Osten seien auch noch der Grund, das 
Arbeitgeber aus den Tarifverbünden 
ausstiegen. Haben nicht westdeutsche 
Konzerne von der Zerschlagung der 
ostdeutschen Industrielandschaft pro-
fitiert? Wem gehört heute Ostdeutsch-
land? Ist die Öffnung ostdeutscher 
Märkte für ihre Produkte nicht mit Bra-
chialgewalt durchgesetzt worden? Und 
haben nicht Milliarden an Sozialtrans-
fers für den Osten und die Angleichung 
der Ost-Löhne, die Stabilisierung dieser 
Märkte gewährleistet?
Die Strategien gegen vermeintlich über-
zogene soziale Ansprüche, die aus dem 
Osten drohen, sind klar: 
• Aus dem Osten muss wieder die 
Zone werden, diesmal die deregulierte 
Sonderwirtschaftszone. Runter mit den 
Löhnen (mal mit, mal ohne Lohnzu-
schüsse).
• Rezept Nummer zwei heißt: Konzen-
tration der Förderung auf sogenannte 
Wachstumszentren – die Leuchtturmde-
batte. Nur lassen Leuchttürme einfach 
zu viele Menschen im Schatten.
• Und drittens – wenn es nach den neu-
en Wunderheilern für den Osten geht, es 
sind übrigens dieselben, die den Osten 
dahin gebracht haben, wo er steht, dann 
weg mit den bürokratischen Hürden. 
Nur ist damit niemals die Entbürokra-
tisierung von Genehmigungsverfahren, 
die Lichtung von Förder- und Zertifizie-
rungsdschungeln u. ä. gemeint, sondern 
ausschließlich und immer die Deregu-
lierung wichtiger sozialer Standards. 
Dagegen erheben wir unsere Stimme.
Inzwischen sträuben sich ja bei 2/3 der 
Bevölkerung bei dem Begriff Reform 
vermutlich die Nackenhaare. Nun 
– nachdem der fantasielose Aufbau Ost 
als Nachbau West gründlich geschei-
tert ist – nun wird aber gerade damit 
begonnen, eine Vorstellung vom Osten 
als lebendiges, kulturelles Labor der 
Bevölkerung, in eine übel riechende 
Experimentierküche der Billiglohnde-
magogen zu verwandeln. Eigentlich 
bräuchten wir Mut zu Experimenten 
– in Ost und in West, nur meinen wir 
damit nicht, dass sich hinter jeder Voka-
bel der Veränderung – wie Reform oder 
Experiment – Sozialabbau verbirgt.
Wir stellen uns Strukturpolitik, die dem 
Osten wirklich auf die Beine helfen soll, 
anders vor: Wir sprechen nicht nur und 
erst recht nicht zuerst über Defizite. 
Ausgangspunkt aller Vorschläge für 

Ostdeutschland müssen die Potenziale 
und Chancen sein. Das größte Potenzial 
Ostdeutschlands sind die Ostdeutschen. 
Und genau dieses Potenzial verspielt 
diese Regierung. Die Abwanderung 
junger und gut ausgebildeter Menschen, 
darunter insbesondere vieler Frauen 
aus dem Osten, diese Abwanderung 
auch aus anderen westdeutschen struk-
turschwachen Regionen wird mit den 
rotgrünen Arbeitsmarktreformen zu-
nehmen. Einstmals hieß das, Abstim-
mung mit den Füßen. Ich sage das mit 
Trauer. Wir brauchen Konzepte, die 
den jungen Leuten Perspektiven bieten, 
damit sie in Thüringen, Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg bleiben 
können. Diese Abwanderung entlastet 
nicht den Arbeitsmarkt, sondern verhin-
dert Innovation und Investitionen, sie 
verfestigt Arbeitslosigkeit. Wir wollen 
deshalb eine Strukturpolitik, die in 
die Menschen investiert: Wir fordern 
ein Vorziehen von Transfermitteln aus 
dem Solidarpakt II zur Stärkung der 
Forschungslandschaft Ost und eine 
zielgerichtete Standortpolitik bei der 
Forschungsförderung. Wir brauchen 
den Wiederaufbau der Universitäts- und 
Hochschulstrukturen in Ostdeutschland, 
moderne Schulen und ein Bildungssys-
tem, das nicht auf frühzeitige Auslese, 
sondern auf gemeinsames Lernen und 
die Förderung aller Schülerinnen und 
Schüler entsprechend ihren Begabun-
gen ausgerichtet ist.
Wenn dann aber Wolfgang Clement als 
erste Reaktion auf die Steuerlöcher, 
dem Osten das Fördergeld kürzen will, 
zeigt das vor allem eins: Wir brauchen 
eine andere Politik für den Osten, eine 
andere jedenfalls als die jetzige Bun-
desregierung sie praktiziert. Clements 
Rasenmäherkürzungen sind Gift für den 
Osten.
Wir wollen keine Konkurrenz und 
kein Kompetenzgerangel zwischen 
und in den ostdeutschen Ländern, son-
dern setzen uns für eine konzertierte 
Strukturpolitik ein, die Landes- und 
Bundesgrenzen überschreitet. Das gilt 
im Übrigen auch für strukturschwache 
Regionen im Westen. Hier ist die offizi-
elle Föderalismusdebatte angesprochen. 
Ich wünsche mir, dass die Kommunen 
darin eine größere Rolle spielen und 
dass wir die Ebene der Regionen ernst 
nehmen. Überall in Europa spielen Re-
gionen eine wachsende Rolle – außer 
in der Bundesrepublik. Doch Identität 
orientiert sich nicht an Länder- und 
Landesgrenzen. Wirtschafts- und Sozi-
alräume entwickeln ihre Ausstrahlung, 
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ihr Selbstwertgefühl, ihre spezifische 
Lebensart in Natur- und Kulturland-
schaften als Region. Die Schaffung 
selbsttragender Wirtschaftskreisläufe ist 
regional zu denken und auszuhandeln.
Wir brauchen deshalb auch einen neuen 
Blick auf die europäische Integration. 
Mit der EU-Osterweiterung wird das 
gefährliche Spiel – die Beschneidung 
sozialer Rechte auf dem Umweg über 
die strukturschwachen Regionen durch-
zusetzen – um eine weitere Variante 
ergänzt: In der Slowakei sind die Löhne 
und Sozialstandards noch niedriger als 
in Ostdeutschland. Das führt zu unver-
hohlener Erpressung durch Konzerne 
und neoliberale Politik. So stellen sie 
sich Europa vor: ein Europa der ruinö-
sen Standortkonkurrenz und der Lohn-
drückerei. Unser Europa ist anders: Es 
wächst von unten, im Kampf um soziale 
Gerechtigkeit, um eine friedliche und 
kulturvolle Zukunft. Ein solidarisches 
Europa ist keine vage Träumerei. Es 
wird auf vielfältige Weise konkret. 
Einer der großartigen und zuversicht-
lichen Schritte ist die am 8./9. Mai ge-
gründete Partei der Europäischen Lin-
ken gegangen. Vor einer Woche haben 
sich in Rom 15 Parteien, die 500.000 
Mitglieder vertreten, nicht nur als linker 
Dachverband verabredet, sondern sie 
haben sich ein Statut und ein Programm 
gegeben, sie haben ihre Prinzipien – Of-
fenheit und Transparenz einer sozial 
gerechten Politik – unter den Augen 
vieler interessierter Bündnispartner und 
Parteien im Beobachter- und Gästesta-
tus praktiziert.
Ich bin froh, dass wir in Italien des 
Antifaschismus gedacht haben. Er wird 
mehr und mehr in den Hintergrund ge-
drängt. Wir müssen unsere antifaschis-
tischen Traditionen wieder mehr zu 
Ehren kommen lassen, das ist dringend 
notwendig in einem nach rechts driften-
den Europa.
Allen in Rom Versammelten war be-
wusst: Europa braucht eine offensive, 
arbeitsfähige Linke und allen war be-
wusst, dafür ist sehr, sehr viel zu tun und 
wir gehen in einen Prozess, in dem wir 
uns auch selbst verändern werden. Das 
gilt auch für uns in Deutschland, wenn 
wir die Defensive der Linken über-
winden wollen. Wir müssen die Kräfte 
bündeln, unsere Gemeinsamkeiten im 
Kampf für ein soziales Europa, für eine 
europäische Antikriegspolitik hervorhe-
ben. Wir wollen aber auch den kommu-
nalpolitischen Erfahrungsaustausch zu 
einem Schwerpunkt der Europäischen 
Linken machen.

Immer und immer hat die PDS dafür 
geworben: die EU-Osterweiterung ge-
hört zu den Chancen Ostdeutschlands 
– wenn man sie nutzt! Gegen eine sozi-
ale Abwärtsspirale, setzen wir 
• auf die geschichtliche und räumliche 
Nähe, 
• auf den Austausch und die Neugier 
und die partnerschaftlichen Erfahrun-
gen zwischen den Menschen.
Eine für alle gedeihliche Integrati-
on muss dringend auch unterstützt 
werden: Wir treten deshalb für ein 
besonderes Förderprogramm entlang 
der bisherigen EU-Außengrenzen ein. 
Grenzüberschreitende Kooperation statt 
Billiglohnkonkurrenz – so sieht eine 
nachhaltige Strukturpolitik aus. An die 
PDS gibt es da besondere Erwartungen, 
um zu verhindern, dass Westeuropa den 
neuen Mitgliedern im Osten überge-
stülpt wird.
Die Kommunen werden um ihren Platz 
im europäischen Staatsaufbau kämpfen 
müssen. 60 Prozent aller Entscheidun-
gen im Dorf, in der Stadt, im Kreis 
beruhen inzwischen auf europäischen 
Gesetzen und Verträgen. Ohne einen ra-
dikalen Richtungswechsel europäischer 
Politik sind soziale und wirtschaftliche 
Konflikte nicht zu lösen. Und ohne 
die Mitsprache der Kommunen werden 
Entscheidungen auch weiterhin an den 
Fragen unseres Alltags vorbei gehen. 
Die PDS setzt sich für ein direktes Mit-
wirkungsrecht der Kommunen in allen 
sie betreffenden Belangen ein – auf 
Bundes- und auf europäischer Ebene.
Wenn in der Bundesrepublik über 
Reformen gestritten wird, sitzen die 
Kommunen nicht mit am Tisch. Wenn 
in Bundestag und Bundesrat verhandelt 
wird, können sich parteipolitische und 
günstigstenfalls länderspezifische Inte-
ressen artikulieren – die Interessen der 
Städte und Gemeinden sind außen vor. 
Die PDS will, dass kommunale Mitwir-
kungsrechte im Grundgesetz verankert 
werden, damit die Kommunen direkt 
an solchen Entscheidungsprozessen 
beteiligt sind, an Entscheidungspro-
zessen, in denen ihre finanziellen und 
damit auch ihre politischen Spielräume 
ausgehandelt werden. Die PDS ist eine 
kommunalfreundliche Partei, das muss 
und wird sie bleiben. Es gibt ein altes 
deutsches Sprichwort: „Neuer Landtag 
– neue Steuern.“ Nun haben wir aber 
gleich noch eine merkwürdige Praxis, 
die man im sprichwörtlichen Sinne ei-
ner unverantwortlichen privaten Reich-
tumspflege mit: „Neuer Bundestag 
– neue Steuerausfälle“ zusammenfassen 

könnte. Die bisherige Hierarchie Bund-
Land-Kommune muss grundsätzlich 
hinterfragt werden. Eine Föderalismus-
debatte hat über neue Formen eines 
kooperativ-arbeitsteiligen Systems zu 
verhandeln. Dabei geht es auch um 
die Stellung der Kommune in Europa. 
Die PDS will die Mitsprachemöglich-
keiten der Kommunen in der EU ver-
bindlicher und umfassender geregelt 
wissen. Das könnte z. B. durch eine 
Stärkung der kommunalen Beteiligung 
am Ausschuss der Regionen und eine 
Weiterentwicklung dieses Ausschusses 
zu einer zweiten Kammer im Europä-
ischen Parlament erreicht werden. Die 
Kommunen müssen mitentscheiden, 
wenn es um ihr Geld, um ihre politi-
schen Spielräume und damit letztlich 
um die kommunale Selbstverwaltung 
geht. Dann bleiben uns vielleicht in Zu-
kunft so katastrophale Gesetze wie die 
Unternehmenssteuerreform oder Hartz 
IV erspart. Mit einer Neuordnung der 
Kommunalfinanzen wären wir sicher 
schon einen Schritt weiter, wenn die 
Kommunen Mitsprache hätten.
Am 13. Juni und an den folgenden 
Wahltagen in diesem Jahr geht es nicht 
nur für die PDS um viel. Es geht darum, 
welche Gesellschaft die bundesrepubli-
kanische sein wird. Es geht darum, ob 
das neue größere Europa ein Europa der 
Konzerne oder ein Europa der Menschen 
sein wird. Und es geht darum, welchen 
Platz die Kommunen in diesem Europa 
einnehmen werden. Es geht darum, dass 
Subsidiarität und kommunale Selbstver-
waltung keine Worthülsen werden, die 
öffentliche Armut verkleistern, sondern 
dass wir lebenswerten Kommunen, die 
weltoffen und anziehend werden, eine 
Chance geben.
Mit dem Sömmerdaer Appell signalisie-
ren wir in die deutsche Öffentlichkeit 
• unseren Reichtum an Fachwissen, 
• unsere Befähigungen zu alternativem 
praktischen Denken 
• und, dass wir Verbündete für eine lin-
ke Kommunalpolitik kennen und auch 
weiterhin suchen.
Mit den Ergebnissen der Konferenz und 
mit der weiteren Arbeit an den Kommu-
nalpolitischen Leitlinien der PDS gehen 
wir inhaltlich gut vorbereitet in die Zei-
ten nach den Wahlkämpfen 2004, wenn 
sich unsere gewachsenen Vorschläge 
wieder in der politischen Praxis bewäh-
ren müssen.
Ich danke für euer kommunalpolitisches 
Engagement. Lasst uns gemeinsam 
dafür sorgen, dass die PDS von unten 
wächst.



Seite 5

K(Ein) vergessenes Thema!?
Einige Gedanken der AG Rechtsextremismus/Antifaschismus beim Parteivorstand 
der PDS zur Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus

Es dürfte in der Reihe der bisherigen 
kommunalpolitischen Bundeskonferen-
zen der PDS das erste Mal sein, dass 
sich ein spezieller Arbeitskreis mit 
kommunalpolitischen Erfahrungen in 
der Auseinandersetzung mit Rechtsex-
tremismus und Fremdenfeindlichkeit 
befasst. Dafür ist den Organisatoren der 
Konferenz zu danken. Dies umso mehr, 
weil die Entscheidung, jetzt über dieses 
Thema zu diskutieren, durchaus nicht 
selbstverständlich ist. Der gesellschaft-
liche und zu bedeutenden Teilen wohl 
auch PDS – interne „mainstream“ in 
dieser Frage ist nicht so eindeutig.
Sehr herzlich danken möchten wir 
ausdrücklich den Kommunalpolitike-
rinnen und Kommunalpolitikern mit 
dem Mandat der PDS, aber auch allen 
anderen, vor allem jungen Leuten, die 
sich gemeinsam über Parteigrenzen 
hinweg in den zurückliegenden Jahren 
dem braunen Mob entgegengestellt 
haben, gegen rechtsextremistische 
Aufmärsche protestierten oder diese 
sogar verhindern konnten, die harte po-
litische Auseinandersetzungen führten, 
intensive Bildungsarbeit leisteten – wie 
in herausragender Weise die Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung Berlin und der mit ihr 
verbundene Stiftungsverbund – und so 
Demokratie, Humanismus und Toleranz 
verteidigen halfen.
Eine ehrliche und tiefer gehende Ana-
lyse unserer Erfahrungen und Gegen-
strategien zeigt neben Erfolgen und 
wichtigen Erkenntnissen aber auch 
Schwachstellen und Versäumnisse, in 
der Gesellschaft insgesamt wie in ihren 
einzelnen Bereichen, die Kommunen 
eingeschlossen. Darüber wollen wir uns 
auf dieser Bundeskonferenz beraten. 

Versuch einer 
Situationsbeschreibung
Die Auseinandersetzung mit Rechts-
extremismus und rechtem Zeitgeist ist 
bei aller gebotenen Differenziertheit 
gegenwärtig regierungsamtlich, in den 
demokratischen Parteien und vieler-
orts auch in den Kommunen zu einem 
Nischen-, oder Randthema geworden. 
Der im Spätsommer 2000 durchaus 
ehrlich initiierte und wohl zugleich 
aus politischem Eigennutz inszenierte 
„Aufstand der Anständigen“ sowie 
damit verbundene andere Maßnahmen 

gesellschaftlichen Gegendrucks, die 
punktuell auch erfolgreich waren und 
die gesellschaftliche Sensibilität für die 
Auseinandersetzung mit Rechtsextre-
mismus, Antisemitismus und Fremden-
feindlichkeit stärkten, sind weitgehend 
versandet, ihre gesellschaftliche Rele-
vanz hat abgenommen. 
Andere Themen, so der notwendige 
Kampf gegen den Terrorismus, leider 
völlig abgekoppelt von der Auseinan-
dersetzung mit dem Rechtsextremis-
mus, und gravierende Fragen der sozia-
len Sicherheit und Gerechtigkeit, sind in 
den Vordergrund des gesellschaftlichen 
Diskurses und Interesses getreten und 
erfordern zu recht Antworten und Lö-
sungen.
Geblieben ist dagegen ein altes Dilem-
ma. Rechtsextremismus wird in unserer 
Gesellschaft in der Regel von vielen nur 
dann wahrgenommen, wenn gemordet 
und gebrandschatzt wird, wenn jüdische 
Friedhöfe geschändet und antifaschis-
tische Gedenkstätten besudelt werden, 
wenn anders aussehende und anders 
denkende Menschen, Ausländer, Behin-
derte, Obdachlose und andere nicht ins 
Nazi-Bild passende Menschen brutal 
misshandelt werden. 
Entsetzen und Betroffenheit münden 
dann durchaus in der Bereitschaft, sich 
zu wehren und Zivilcourage zu zeigen. 
Das zeigen viele Bündnisse und Aktio-
nen in Städten und auch im ländlichen 
Raum, insbesondere bei der Verhinde-
rung von rechtsextremistischen Auf-
märschen und Veranstaltungen.
Allerdings gehört zu einer ehrlichen 
Einschätzung auch die Feststellung, 
dass der Übergang von tiefer Betrof-
fenheit und Aktionsbereitschaft zur 
ganz normalen Tagesordnung sich oft 
sehr rasch vollzieht, zu rasch, wie wir 
wissen. Eine kontinuierliche politische 
Auseinandersetzung findet kaum statt, 
offensichtlich erscheint vielen nach wie 
vor das Thema zu unangenehm und zu 
angstbesetzt.
Oder ist es einfach Desinteresse? Oder 
Resignation?
Es geht nicht darum, der Notwendig-
keit der Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus einen Stellenwert 
zuzuordnen, der überzogen und ange-
sichts vieler anderer brennender Pro-
bleme in der Gesellschaft und in den 

Kommunen unrealistisch wäre. Aber es 
geht dennoch zugleich in dieser Ausei-
nandersetzung auch um nicht mehr und 
nicht weniger, wie Paul Spiegel auf der 
Demonstration am 9. November 2000 in 
Berlin sagte, als „in der Tat um dieses 
Land, es geht um die Zukunft jedes ein-
zelnen Menschen in diesem Land“.
Anders gesagt, es gibt keinen Grund, 
in den politischen, theoretischen, kul-
turellen und auch ganz praktischen 
kommunalpolitischen Anstrengungen 
in der Auseinandersetzung mit dieser 
politischen Kraft nachzulassen oder gar 
darauf zu verzichten.
Der Rechtsextremismus ist keine zeit-
weilige Erscheinung oder ein Abszess 
einzelner sozialer Gruppen. Er ist viel-
mehr Teil der modernen Gesellschaft, 
der von deren Widersprüchen, Deregu-
lierungen und Konflikten ständig neu 
produziert wird. Historische Bezugs-
punkte bei der Beurteilung des heutigen 
Rechtsextremismus zu berücksichtigen, 
ist legitim und notwendig. In ihm aber 
lediglich ein Wiederaufleben von Ge-
spenstern der Vergangenheit zu sehen, 
eine Verlängerung und Neuauflage der 
alten Nazi-Bewegung, geht eindeutig an 
der Realität vorbei. Der Resonanzbogen 
für Rechtsextremismus und Fremden-
feindlichkeit entsteht eindeutig auf dem 
Boden der gesellschaftlichen Verhält-
nisse von hier und heute, er ist primär 
und wesentlich ein Produkt der moder-
nen Gesellschaft mit ihren Wesenszügen 
und Widersprüchen. Und hier und heute 
müssen wir uns ihm entgegenstellen.
Wer sich über Jahre hinweg mit der 
extremen Rechten auseinandersetzt, 
weiß, dass er sich irgendwann in einem 
Spannungsfeld zwischen Tatendrang, 
Beruhigung, Zufriedenheit und Ohn-
machtsempfinden bewegt. 
Welche Mühe wurde in der politischen 
Arbeit aufgewendet!
Und dann immer wieder die schlimmen 
Zahlen und Fakten, oft widersprüchlich, 
manchmal geschönt, meist nieder-
schmetternd: In zehn Jahren in Deutsch-
land über 100 Tote durch rechtsextreme 
Gewalt. Immer wieder steigende 
Straftaten. 1991 ca. 4200 gewaltbereite 
Rechtsextreme, Ende 2000 ca. 9700. Ei-
ne neue Generation rechtsextremer Ak-
tivisten ist herangewachsen, viele von 
ihnen sind jünger als früher. Ihre Aktivi-
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täten bis hin zu militant-terroristischem 
Vorgehen haben nicht nachgelassen, sie 
sind an der Tagesordnung.
Und vergessen wir nicht, dass das 
rechtsextremistische Einstellungspo-
tential in der Bevölkerung weit größer 
ist, als es die alles in allem noch immer 
geringe parlamentarische Repräsentanz 
rechtsextremer oder rechtspopulisti-
scher Parteien vermuten lässt. Häufig 
zeigen sich Schnittstellen zum Rechts-
extremismus, zu Alltagsrassismus und 
sich verstärkendem Antisemitismus. 
Rechtspopulistische und antisemitische 
Aussagen hochrangiger Politiker in 
Deutschland aber auch in anderen eu-
ropäischen Ländern, die in jüngster Zeit 
öffentlich gemacht wurden, sind leider 
nichts anderes als die sprichwörtliche 
Spitze des Eisbergs. 
Es ist nicht wenig, sich bewusst auf jene 
zu stützen, die interessiert sind und die 
ermutigt und bestärkt werden müssen. 
Ihre Zahl kann wachsen. Die Gefahr in 
der Arbeit liegt wohl auch nicht darin, 
methodisch ungeschickt zu handeln 
oder sich auch einmal bei einen strate-
gischen Ansatzpunkt geirrt zu haben. 
Alles das lässt sich korrigieren.
Die Hauptgefahr liegt in der Untätigkeit 
und im Resignieren. Es sollte zu unserer 
gemeinsamen politischen Verantwor-
tung gehören, dieser Gefahr entgegen-
zutreten.

Veränderungen und Entwicklungs-
tendenzen des Rechtsextremismus 
Es zeichnen sich offensichtlich ei-
nige tendenzielle Veränderungen 
im Rechtsextremismus ab, die einer 
gründlicheren Untersuchung bedürfen, 
jedoch allgemein als eine Phase seiner 
Neuformierung charakterisiert werden 
können. Dazu zählt auch, allerdings 
lokal sehr differenziert und in manchen 
Kommunen sogar mit gegenläufiger 
Tendenz, dass der Einfluss rechtsextre-
mer und rechtspopulistischer Parteien 
schwindet, hingegen so genannte Ka-
meradschaften als eine neue Organisa-
tionsform im Anwachsen begriffen sind 
und schon jetzt einzelne Ergebnisse 
erreicht haben, die den Parteien nicht 
gelungen sind. Verwiesen werden muss 
in diesem Zusammenhang auf die rech-
te Jugendkultur, insbesondere auf den 
Rechtsrock, ohne den der enorme Auf-
stieg der Kameradschaften undenkbar 
wäre. Andererseits aber lassen verstärkt 
durchgeführte Aufmärsche und gezielte 
Vorstöße bekannter rechtsextremisti-
scher Parteifunktionäre ebenfalls den 
Schluss zu, dass eine Vermischung 

der Strukturen und der Aktivitäten von 
Kameradschaften mit rechtsextremen 
Parteien bestehen bleibt.
Erkennbar ist hinsichtlich rechtsextre-
mer Aktivitäten eine Taktik, die je nach 
Erfolgsaussicht zwischen Ausweichen 
bzw. Rückzug und plötzlichem Erschei-
nen bzw. Agieren entscheidet.
Es gibt auch Bestrebungen des Rechts-
extremismus, seine ideologischen, 
strukturellen und praktischen Aktivitä-
ten auf die kommunale Ebene zu kon-
zentrieren, auf überschaubare Städte, 
bestimmte Kieze in Großstädten, auf 
den ländlichen Raum oder auf ausge-
wählte Regionen.
Mit Sorge registrieren wir in Deutsch-
land ein Anwachsen des Antisemitis-
mus, das von den Rechtsextremisten ge-
schickt mitgetragen und befördert wird. 
Bekanntlich gehen jüngste Studien von 
einem „antisemitischen Bodensatz“ bei 
15 bis 20 Prozent die der Bevölkerung 
in Deutschland aus. 
Die Rechtsextremisten bedienen sich 
insbesondere einer Fülle von Argumen-
tationsmustern, die ihnen der stark aus-
geprägte islamistische Antisemitismus 
im Nahen Osten bietet und hinter denen 
sich die eigene antisemitische Grundü-
berzeugung gut verstecken lässt. 
Dem antisemitischem Gedankengut von 
Rechtsextremisten folgten in letzter Zeit 
nicht nur die üblichen verbalen Behaup-
tungen und Beleidigungen gegen jü-
dische Mitbürgerinnen und Mitbürger, 
sondern verstärkt auch Gewaltaktionen 
gegen jüdische Einrichtungen. Der ge-
plante Anschlag auf die Grundsteinle-
gung einer neuen Synagoge in München 
und die Auseinandersetzungen um den 
Bau der Synagoge in Bochum sind nur 
makabre Beispiele dafür.
In diesem Zusammenhang sei auch 
auf eine gewisse Neuakzentuierung 
von Antiamerikanismus in Verbindung 
mit dem Antisemitismus im heutigen 
Rechtsextremismus (Stichwort „Bom-
benholocaust“ Dresden und Bagdad) 
verwiesen.
Bei aller Kompliziertheit dieses Themas 
sind wir gehalten, mit aller Entschieden-
heit den Antisemitismus der Rechtsext-
remen zu enttarnen und zu bekämpfen 
und nicht in ihre Falle eines undifferen-
zierten Antiamerikanismus zu tappen. 
Dies ist eine große Herausforderung an 
die politische Auseinandersetzung und 
gezielte Bildungsarbeit.
Zum neuen Erscheinungsbild des 
Rechtsextremismus gehören seit einiger 
Zeit Ansätze gemeinsamen Handelns, 
vornehmlich bei spektakulären Gewalt-

taten, von deutschen Rechtsextremisten 
und von in Deutschland geborenen und 
aus anderen Ländern stammenden Ju-
gendlichen. Eine rechtzeitige Entwick-
lung von wirksamen Gegenstrategien 
in dieser Frage bei Einbeziehung der 
verschiedensten antirassistischen und 
anderer gesellschaftlicher Organisatio-
nen scheint dringend geboten.
Unverkennbar ist auch die mehr oder 
minder sichtbare Tendenz, einen wie 
auch immer gearteten Schlussstrich 
unter den Nazifaschismus ziehen zu 
wollen und Rechtspopulismus aus der 
Mitte der Gesellschaft zu produzieren. 
Dieses Bestreben geht einher mit einem 
erneuten Aufleben des Geschichtsrevi-
sionismus. Besonders in diesen Fragen 
gibt es eine Menge Gemeinsamkeiten 
zwischen rechtsextremistischen Kräf-
ten, Rechtspopulisten und Konserva-
tiven. Die Auseinandersetzung um ein 
neues Gedenkstättenkonzept in Sachsen 
macht dies besonders augenfällig.

Schließlich noch einmal zum Problem 
der „Wandlungsfähigkeit“ des Rechts-
extremismus. Ist er modifikationsfähig, 
anpassungsbereit und in einem relativ 
breiten Spektrum gespreizt oder dort 
sogar verankert und auf Integration 
bedacht? 
Ja, es hat den Anschein, wir sollten ihn 
nicht unterschätzen.
Es wäre ein fataler Fehler, den Rechts-
extremismus nur auf Brutalität, Gewalt 
oder Hass zu reduzieren oder gar nur 
auf Begriffe wie Glatzen, Springerstie-
fel oder Dumpfbacken.
Nach wie vor gibt es genug „Nazis im 
Nadelstreifen“ und unter den Mitglie-
dern und noch mehr unter den poten-
ziellen Wählern rechtsextremistischer 
und rechtspopulistischer Parteien nicht 
wenige mit höherer Bildung. Versuche 
einer gewissen Intellektualisierung im 
Rechtsextremismus sind erkennbar, was 
sich nicht zuletzt in einer verstärkten 
Vortragstätigkeit und der Gründung von 
neuen Schulungszentren zeigt. Die zur 
Zeit zu beobachtende starke Aktivität 
hinsichtlich des Immobilienerwerbs in 
Kommunen ist auch unter diesem Ge-
sichtspunkt zu sehen.
Machen wir es uns auch nicht zu ein-
fach und sagen nur: Rechtsextremisten 
knüpfen an reale Ängste und an tatsäch-
liche oder vermeintliche Gefährdungen 
des alltäglichen Lebens der Menschen 
in diesem Land an. Aber sie bieten letzt-
lich nur griffige Parolen und Halbwahr-
heiten, populistische Forderungen und 
keine umsetzungsfähigen realistischen 
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Handlungskonzepte für Veränderungen 
vor Ort. Bei der Beschäftigung mit 
diesen Politikversuchen würde nur Zeit 
verschwendet werden. Dieser Annahme 
sollten wir nicht folgen.
Eine derartige Auffassung könnte fa-
tale Folgen haben. Die Themenwahl 
der Rechtsextremen für die politische 
Auseinandersetzung ist in der Regel 
durchaus gezielt gewählt. Natürlich oft 
gepaart mit nostalgischen Emotionen 
oder Horrorszenarien, aber wohl auch 
auf der Grundlage eines kühl kalkulier-
ten Ziels.
Wir, die demokratischen Parteien, müs-
sen reagieren. Letztlich entscheiden 
unsere Konzepte und Lösungsansätze, 
wie sich der Einfluss rechtsextremer 
Ideologie gestaltet.
Wenn zum Beispiel, die extreme Rechte 
und rechtspopulistische Kräfte ganz 
bewusst perspektivisch auf ungelöste, 
unbefriedigt behandelte und sich zu-
spitzende Migrations-Probleme setzen, 
können wir nicht einfach abwarten 
oder dies ignorieren. Unsere Aufgabe 
kann nur lauten, sich dieser Frage anzu-
nehmen, zu versuchen, sie human und 
demokratisch zu bewältigen und der 
extremen Rechten zuvor zu kommen 
in ihrem Bemühen, die Menschen zu 
verunsichern und rassistische Vorurteile 
zu schüren.
Gleiches gilt übrigens bei der Lösung 
vieler anderer realer Probleme der Ge-
sellschaft, der Wirtschaft, des Staates, 
der Kommunen, auch im Zusammen-
hang mit der EU-Erweiterung. Gelingt 
es nicht oder sehr unvollkommen, Ver-
änderungen zu erreichen, dann kann 
sich die politische Achse unserer Ge-
sellschaft verändern, können rechtspo-
pulistische und extreme Tendenzen 
sichtbarer als bisher Aufwind erhalten. 
Wir müssen wohl davon ausgehen, dass 
auf absehbare Zeit mit einem ernsthaf-
ten rechtsextremen Kern-, Einfluss- und 
Einstellungspotential zu rechnen sein 
wird.
Auch in dieser Hinsicht sind die vielen 
Wahlen des Jahres 2004 wie auch die 
bevorstehenden Wahlen der beiden 
kommenden Jahre, bis hin zur Bundes-
tagswahl im Jahre 2006, für uns eine 
große Herausforderung.

Die PDS und der Antifaschismus 
Für die PDS ist die Auseinandersetzung 
mit Rechtsextremismus und rechtem 
Zeitgeist keine zeitweilige oder gar nur 
konjunkturelle Frage, sondern gehört 
fest zu unserem politischen und pro-
grammatischen Selbstverständnis. Und 

zwar seitdem die PDS existiert. Immer 
eng verbunden mit intensiven Klärungs-
prozessen, Debatten, Diskursen und 
dem Ausfechten von Widersprüchen, 
aber stets mit der entschiedenen Vertei-
digung der antifaschistischen Idee und 
Werte, die für die meisten Mitglieder, 
aber auch für viele Wählerinnen und 
Wähler der PDS ein wichtiger Identifi-
kationsfaktor sind. 
Erinnert sei an Diskussionsangebote 
zum Thema „Antifaschismus in Ge-
schichte und Gegenwart“ am Beginn 
der 90er Jahre. Es gab mehrfach Par-
teitagsbeschlüsse, wobei der Beschluss 
„Antifaschistische Politik heute – Posi-
tionen der PDS“, angenommen auf der 
2. Tagung des 3. Parteitages und die Re-
solution der 1. Tagung des 7. Parteitages 
„Die PDS und der Antifaschismus“ 
meines Erachtens von besonderer poli-
tischer Relevanz waren.
Bis hin zum neuen Parteiprogramm mit 
seiner Aussage „Dem Antifaschismus 
verpflichtet, leisten wir Widerstand ge-
gen neonazistische Politik“.
Fast im Jahrestakt wurden auf Beschluss 
des Parteivorstandes und in Verant-
wortung der AG Rechtsextremismus/
Antifaschismus Bundeskonferenzen 
zur Auseinandersetzung mit Rechtsex-
tremismus und Fremdenfeindlichkeit 
durchgeführt, gekoppelt mit großen 
öffentlichen Veranstaltungen, auf denen 
unter anderen alle Parteivorsitzenden 
der PDS auftraten – mehrfach in Berlin, 
in Salzgitter, Nürnberg, Frankfurt/Oder 
und anderen Orten.
Unser Plakat „Nazis raus aus den 
Köpfen“ klebte schon 1993 an den 
Litfasssäulen, als andere die Gefahr 
noch ignorierten oder klein redeten. 
Das wichtigste: es wurde das Bemühen 
deutlich, etwas zu tun gegen rechtsext-
reme Entwicklungen. Und es wurde viel 
getan, in den Parlamentarischen Vertre-
tungen ebenso, wie auf der Straße oder 
in den Basisorganisationen. Die PDS 
rief zur Zusammenarbeit auf, erklärte 
ihre Bereitschaft, ausdrücklich mit allen 
zusammen zu gehen, die für Toleranz 
und Menschlichkeit einstehen, ohne 
Vorbedingungen oder gar Führungsan-
spruch. Das hat sich auch heute nicht 
geändert.
Nicht Begriffsdiskussionen über den 
Antifaschismus werden in den Vorder-
grund gerückt. Wir wissen sehr wohl, 
dass es nicht wenige Partner in der 
gemeinsamen Auseinandersetzung mit 
dem Rechtsextremismus gibt, die ihre 
Schwierigkeiten mit diesem Begriff ha-
ben oder gar auf Distanz zu ihm stehen. 

Manche haben sich früher wie heute aus 
spezifischen Motiven heraus, zum Bei-
spiel aus konservativen Überzeugungen 
gegen Hitlerfaschismus und Neonazis-
mus engagiert.
Den Antifaschismus aber als demokrati-
schen Wert und als Kulturgut im breiten 
Sinne, als historisches Erbe und als 
motivationsbildende Quelle politischen 
Handelns zu verteidigen und zu nutzen, 
sollte auch in Zukunft zu den wichtigs-
ten und zu bewahrenden Anliegen der 
PDS gehören.
Übrigens ist ein steigendes politisches 
und wissenschaftliches Interesse am 
Antifaschismus allgemein und am Ver-
hältnis der PDS zum Antifaschismus im 
besonderen festzustellen. 
An mehreren Universitäten, so zum Bei-
spiel in Chemnitz, aber auch in Frank-
reich entstehen Dissertationen über die 
Haltung der PDS zum Antifaschismus 
und ihren Beitrag in der Auseinander-
setzung mit dem Rechtsextremismus. 
Auch zeichnet sich bereits jetzt ab, dass 
seitens konservativer Kräfte, so durch 
die CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stif-
tung, im Vorfeld der Bundestagswahlen 
2006 das Thema „Antifaschismus“ oder 
in ihrer Sprachreglung „Missbrauchter 
Antifaschismus“ gezielt eingesetzt wer-
den wird.
Ganz offensichtlich wird es als geeignet 
angesehen, um die linke wie die anti-
nazistische, demokratische Bewegung 
zu destabilisieren und zu diffamieren. 
Dass man sich dabei von den erklärten 
Grundprinzipien bei der Gründung der 
CDU entfernt, wird allerdings ignoriert.
In diesem Zusammenhang sei noch auf 
folgendes hingewiesen: Es waren und 
sind die unzähligen Aktivitäten der Ab-
geordneten der PDS im Deutschen Bun-
destag, in den Landtagen und auch auf 
kommunaler Ebene gegen den Rechts-
extremismus, die dieses Thema immer 
wieder in den Parlamenten wie in der 
Öffentlichkeit präsent hielten.
Allein die monatlichen Regelanfragen 
zu rechtsextremistischen, ausländer-
feindlichen und antisemitisch motivier-
ten Straftaten im Bundestag füllten viele 
Ordner. 
Sicher spüren nicht alle die Auswir-
kungen der mit der Wahlniederlage 
2002 diesbezüglich weggebrochenen 
Möglichkeiten. Wir werden in der Zu-
sammenarbeit mit unseren Partnern 
immer wieder schmerzhaft mit dieser 
schlechter gewordenen Grundsituation 
konfrontiert. Von antifaschistischen und 
antirassistischen Organisationen und 
Zusammenhängen, von Wissenschaft-
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lern und selbst von Politikern anderer 
Parteien hören wir ähnliche Ansichten.
Würden heute unsere Abgeordneten 
Petra Pau und Gesine Lötzsch mit ih-
ren eingeschränkten Möglichkeiten das 
Thema nicht in irgendeiner Weise im 
Bundestag aufwerfen, tauchte es dort 
nicht mehr auf. Das ist die Realität.
Auch in den Landtagen der neuen 
Bundesländer sind die diesbezüglichen 
Aktivitäten von PDS-Abgeordneten 
bemerkenswert.
Allerdings kann es dennoch keinen 
Grund zur Selbstzufriedenheit geben. Es 
wäre sehr erfreulich, wenn es punktuell 
und lokal eine gewachsene Sensibilität 
gegenüber rechtsextremistischen und 
ausländerfeindlichen Vorkommnissen 
und Äußerungen gibt. An vielen ande-
ren Orten aber gibt es sie eben nicht. 
Zwar gibt es, wie schon erwähnt, Protest 
und Betroffenheit, wenn maßgebliche 
Politiker oder Militärs, wie in jüngster 
Zeit, sich unvorsichtigerweise einmal 
frei geredet haben und ihre rassistischen 
oder antisemitischen Auffassungen 
nicht mehr zu verheimlichen waren und 
an die Öffentlichkeit gelangten. Eine 
gewachsene Alltagssensibilität indes ist 
schwerlich festzustellen. 
Es ist auch sehr hoch zu werten, dass 
vor allem junge Mitglieder und Sym-
pathisanten der PDS gemeinsam mit an-
deren jungen Antifaschisten couragiert 
und ideenreich den Neonazis entge-
gentreten. Aber wie oft werden gerade 
Jugendliche allein gelassen, bestenfalls 
noch unterstützt von der älteren Gene-
ration. Wo ist eigentlich die mittlere Ge-
neration in dieser Auseinandersetzung?
Und verteidigen wir eigentlich junge 
Leute, die für ihr antifaschistisches En-
gagement nicht selten auch staatlicher-
seits noch kriminalisiert werden? 
Lothar Bisky hat erst kürzlich in einem 
Rundbrief unserer AG angemahnt, die 
Auseinandersetzung mit dem Rechts-
extremismus nicht zu einem Randthe-
ma werden zu lassen. Völlig richtig! 
Nur, per Dekret ist da wohl nichts zu 
machen.
Nach dem „Aufstehen“ im Jahre 2000 
haben sich offensichtlich viele, wie be-
fürchtet, wieder viel zu schnell gesetzt 
– in den Führungsetagen der PDS eben-
so wie an der Basis. Da gibt es nichts zu 
beschönigen. Es ist an der Zeit, wieder 
mehr Flagge zu zeigen.

Die Verantwortung der Kommunen 
in der Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus
Eine besondere Verantwortung in der 

Auseinandersetzung mit dem Rechts-
extremismus obliegt den Kommu-
nen. Dabei wollen wir uns bemühen, 
nicht unrealistische Forderungen zu 
stellen. Kommunalpolitik kann nicht 
schlechthin das Hauptfeld sein, auf 
welchem die Auseinandersetzung mit 
dem Rechtsextremismus ausgetragen 
wird. Bundes- und Landespolitik 
sollen natürlich nicht aus ihrer Ver-
antwortung entlassen werden und das 
gesellschaftliche Klima insgesamt ist 
von entscheidender Bedeutung. Auch 
ist uns sehr wohl bekannt, dass die 
Kommunen viel zu viele Vorgaben 
erhalten und Handlungsmöglichkeiten 
in den Räten und Ausschüssen begrenzt 
sind. Die Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus kann weder als 
spezielle Aufgabe einzelnen Personen 
noch den Fachausschüssen übertragen 
werden, sondern ist wohl nur als eine 
Querschnittsaufgabe zu verstehen. Um 
es aber ganz deutlich zu sagen, nicht 
als irgendeine, sondern als eine Quer-
schnittsaufgabe, in der sich die weitere 
Entwicklung der Kommune bündeln 
kann, die ihre Zukunft beeinflussen 
und mitbestimmen kann. 
Wir glauben, dass die Kommunen 
über unverwechselbare und auch nicht 
austauschbare Möglichkeiten verfü-
gen, in engem Zusammenwirken mit 
außerparlamentarischen Initiativen 
und Zusammenhängen eine Menge zu 
erreichen. Allein die Tatsache, dass die 
Politik in den Kommunen in der Regel 
erfahrbarer und auch noch mitgestaltbar 
ist, die Probleme und Interessen der 
Bürger bekannt und die Möglichkeiten 
individueller Einflussnahme manchmal 
noch gegeben sind, ist schon ein sehr 
wichtiger Faktor. Und die Konfliktfel-
der, die rechten Parolen Auftrieb geben, 
sie entstehen doch nicht im luftleeren 
Raum als abstrakte Gebilde, sondern 
ganz konkret und fassbar vor Ort, in den 
Kommunen, dort wo wir miteinander 
leben. Dort, wie der Oberbürgermeister 
von Sangerhausen vor einiger Zeit in 
einem Offenen Brief an seine PDS-
Amtkolleginnen und Amtskollegen 
schrieb, wenn Solidarität und Sozi-
alneid miteinander kollidieren, wenn 
unterschiedliche Lebensweisen und 
Lebensansprüche, andere Politik und 
Kulturansätze aufeinandertreffen, wenn 
die Schwächsten in der Gesellschaft 
zum Sündenbock gemacht werden.
Deshalb ist das kommunale Engage-
ment so wichtig.
Welches sind die Ziele des Wirkens 
gegen Rechtsextremismus und Frem-

denfeindlichkeit in den Kommunen und 
wie ist die Situation?
Die grundsätzlichen Zielstellungen kön-
nen auf der kommunalen Ebene kaum 
andere sein, als in der Gesellschaft ge-
nerell. Dass heißt vor allem: 
- ein gesellschaftliches Klima für Hu-
manismus und Toleranz zu schaffen, 
die Demokratie zu verteidigen und eine 
möglichst breite Öffentlichkeit für eine 
klare politische Haltung und praktisches 
Engagement gegen rechtsextremistische 
Ideologie und Gewalt, gegen Fremden-
feindlichkeit und Antisemitismus zu 
gewinnen;
- zu verhindern, dass rechtsextreme 
Ideologien und Handlungsträger zur 
„Normalität“ werden;
- organisierten Neonazis entschieden 
entgegenzutreten und ihre Handlungs-
spielräume zu beschränken, das Um-
feld von den rechten Kadern zu lösen 
und wo es die Situation erfordert, in 
den parlamentarischen Vertretungen 
eine knallharte Auseinandersetzung 
mit Abgeordneten rechtsextremer oder 
rechtspopulistischer Parteien zu führen;
- all jene, insbesondere junge Men-
schen zu unterstützen und fördern, 
die sich den Rechtsextremisten entge-
genstellen und feste Verbindungen zu 
zivilgesellschaftlichen Initiativen her-
zustellen;
- sich für den Schutz von stigmatisier-
ten Gruppen und Opfern rechtsextremer 
Gewalt einzusetzen und ihnen öffentli-
che Foren zu geben.
Auch die Situation in der Auseinander-
setzung mit Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit ist in den Kom-
munen nicht anders als in der Gesell-
schaft überhaupt.
Die erreichten Ergebnisse, an denen 
landesweite und lokale Aktionspläne 
und -programme, Modelle und Projek-
te, Präventivmaßnahmen, die lokalen 
Bündnisse „Bunt statt braun“, „Bunte 
Vielfalt statt brauner Einfalt“, antifa-
schistische Jugendinitiativen, „Runde 
Tische“, „Foren gegen Gewalt“, Partei-
en, Gewerkschaften, Kirchen, Schulen 
und vielerorts vor allem auch einzelne, 
sich aufopferungsvoll engagierende 
Menschen ihren Anteil haben, sollen 
nicht gering geschätzt werden. 
Aber es bringt nichts, sich „Leucht-
türme“ herauszusuchen und sich dann 
zufrieden zurückzulehnen. Die Ehrlich-
keit gebietet, deutlich zu sagen, dass wir 
noch nicht genug getan haben. Selbst 
die ermutigenden und medial wie nie 
zuvor begleiteten Aktionen für Mensch-
lichkeit und Toleranz im zweiten Halb-



Seite 9

jahr 2000 sind in vielen Kommunen 
überhaupt nicht angekommen oder 
wahrgenommen worden.
Vielfach wurde einfach versäumt, sich 
inhaltlich und rechtzeitig mit rechts-
extremen Erscheinungen auseinander 
zu setzen. Vielleicht, weil noch immer 
nicht die große Gefahr des Rechtsex-
tremismus erkannt wurde und er von 
manchen Kommunalpolitikern nicht 
gern offen beim Namen genannt wird, 
bestenfalls bringen sie das Wort Extre-
mismus über die Lippen. 
Manchmal, weil man um Imageverlus-
te für die Kommune fürchtete, um die 
Werbung für den Ort, um Investoren 
oder Touristen, wenn man eingestehen 
müsste, dass in der Kommune die rechte 
Jugendkultur dominierend ist, es Ge-
waltbereitschaft gibt, Ausländer nicht 
willkommen sind, in manchen kommu-
nalen Vereinen rechtsextremes und völ-
kisches Gedankengut widerspruchslos 
artikuliert wird.
Doch jedes Verdrängen der Auseinan-
dersetzung verringert immer mehr die 
Chancen für wirkliche Intervention und 
Veränderung.
Es gibt noch ein weiteres Problem: 
Wurden in der Vergangenheit manch-
mal falsche Entscheidungen getroffen? 
Wurde durch den falschen Einsatz von 
Fördermitteln und indem man rechts-
extremen Jugendlichen Immobilien 
und Räume zur Verfügung stellte, nicht 
rechte Jugendkultur in der Kommune 
erst salonfähig? Hat man wirklich ge-
dacht, eine so genannte wertneutrale 
Jugendpolitik würde den braunen Spuk 
aus den Köpfen treiben?
Konstatieren müssen wir auch, dass in 
der überwiegenden Zahl der Kommunen 
kaum zivilgesellschaftliche Zusammen-
hänge gegen den Rechtsextremismus 
entstanden sind. Diesbezüglich ist die 
Situation in vielen Kommunen der alten 
Bundesländer eindeutig besser als in den 
„neuen Ländern“. Es sei an dieser Stelle 
vermerkt, dass die leider noch immer 
recht wenigen Fraktionen der PDS in 
den dortigen kommunalen Vertretungen 
die Themen Antifaschismus, Antirassis-
mus und Auseinandersetzung mit dem 
Rechtsextremismus konsequent vertre-
ten, was nicht wenig zu ihrer weiteren 
Profilierung beigetragen hat. 

Welche Fragen müssen beim Handeln 
gegen den Rechtsextremismus beant-
wortet werden?
Rechtsextremismus ist nicht von ges-
tern zu heute entstanden und er lässt 
sich nicht von heute auf morgen ächten. 

Ausschließlich Aktionismus bringt in 
der Sache wenig. Ein langer Atem ist 
notwendig. Setzen wir einfach den Mei-
nungsaustausch fort und versuchen, die 
besten Erfahrungen in den Kommunen 
möglichst vielen Kommunalpolitikern 
zugänglich zu machen.
Auch wenn die Anregungen von Ober-
bürgermeister Fritz-Dieter Kupfernagel 
aus Sangerhausen schon vor längerer 
Zeit gemacht wurden, im Buch „Das 
gläserne Rathaus“ und auch in unseren 
Rundbriefen sind sie weiterhin nachles-
bar, möchten wir uns gerade diese Fra-
gestellungen in Erinnerung rufen: 
- Wie wirksam sind die Bündnisse 
gegen den Rechtsextremismus in den 
Kommunen? Wie können wir weitere 
effektive Möglichkeiten der Aufklä-
rung, der Prävention und Gegenwehr 
initiieren und unterstützen?
- Welche Erfahrungen gibt es bei der 
finanziellen, materiellen und perso-
nellen Unterstützung von antifaschis-
tischen und antirassistischen Gruppen 
und Initiativen vor Ort und wie können 
alternative jugendkulturelle Ansätze 
und Projekte gefördert werden?
- Welche Erfahrungen hinsichtlich 
ihrer Sinnhaftigkeit gibt es mit kommu-
nalen Projekten, die sich vorrangig in 
ihrer Arbeit mit rechten gewaltbereiten 
Jugendlichen beschäftigen? Welche 
Unterstützung finden multikulturelle 
Zentren in der Kommune?
- Welche Resultate gibt es hinsichtlich 
der Aufarbeitung der eigenen kommu-
nalen nationalsozialistischen Vergan-
genheit und deren Öffentlichmachung? 
- Welche Erfahrungen gibt es in der 
Gedenkstättenarbeit zur Erinnerung 
und Mahnung an die Opfer des NS-Re-
gimes?
- Was kann die PDS vor Ort in die 
Auseinandersetzung mit dem Rechtsex-
tremismus einbringen? Welche Verant-
wortung obliegt ihren Abgeordneten in 
den kommunalen Vertretungen?
- Wie erfolgt in den kommunalen 
Vertretungen die inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit Abgeordneten rechtsex-
tremer oder rechtspopulistischer Partei-
en? Welche Erfahrungen gibt es in den 
Wahlkämpfen?
- Welche Erfahrungen gibt es bei der 
Handhabung juristischer Fragen und 
polizeilicher Maßnahmen, um Aufmär-
sche von Neonazis zu verhindern oder 
ihnen in wirksamer Weise entgegen zu 
treten? 
Der Arbeitskreis „Bunt statt braun 
– kommunalpolitische Erfahrungen in 
der Auseinandersetzung mit Rechtsex-

tremismus und Fremdenfeindlichkeit“ 
der Kommunalpolitischen Konferenz 
der PDS in Sömmerda versteht sich als 
Bilanzaufnahme und Baustein für eine 
künftig noch effektivere Arbeit. Die AG 
Rechtsextremismus/Antifaschismus 
würde sich freuen, wenn wir im Rah-
men der Möglichkeiten auch in Zukunft 
mit der AG Kommunalpolitik und 
Parlamentarische Arbeit und mit den 
Kommunalpolitischen Foren e. V. in den 
Ländern, die sich wiederholt mit dieser 
Thematik beschäftigt haben, zusammen 
arbeiten könnten.
Für unsere analytische Tätigkeit, die 
Aufbereitung von Erfahrungen und für 
den Versuch wirkungsvolle Gegenstra-
tegien zu erarbeiten und unsere Arbeit 
in den Bündnissen gegen den Rechts-
extremismus zu intensivieren wäre es 
besonders wichtig, wenn uns direkt aus 
den Kommunen Materialien zur Verfü-
gung gestellt werden könnten. 

Professor Dr. Klaus Böttcher,
im Auftrag des Sprecherrates der AG 
Rechtsextremismus/Antifaschismus 
beim Parteivorstand der PDS
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Rechtsextremismus heute – Alter Kern 
im neuen Gewand
Die Situation im gegenwärtigen bun-
desrepublikanischen Rechtsextremis-
mus ist sehr widersprüchlich und aus 
den bruchstückhaften Informationen 
der Medien erhält man kein klares Bild. 
Zwar wird nach den Wahlerfolgen der 
NPD und der DVU im September 2004 
bei den Landtagswahlen in Sachsen und 
Brandenburg mehr über die Rechtsext-
remen in der BRD berichtet, aber nach 
allen Erfahrungen mit den Medien wird 
das bald nachlassen. Viele Informatio-
nen sind sehr oberflächlich und besagen 
kaum etwas über die Strukturen und 
den geistig-politischen Zustand dieser 
Vereinigungen. 
Nach den offiziell veröffentlichten Da-
ten stellt sich die Lage wie folgt dar:
Erstens haben seit 1998 alle rechtsext-
remen Parteien der BRD wie DVU, Re-
publikaner (REP) und NPD massiv an 
Mitgliedern und damit an politischem 
Spielraum verloren. Von den damals 
ca. 39.000 Mitgliedern gehörten 2003 
nur noch knapp 24.500 zu solchen 
Vereinigungen. Das ist ein Verlust von 
über einem Drittel der Mitglieder. Mit 
dem spektakulären Befreiungsschlag 
der Vereinbarung einer regionalen Auf-
teilung der Wahlteilnahme in Sachsen 
und Brandenburg im Frühjahr 2004 
und dem im Herbst 2004 getroffenen 
Abkommen für ein Wahlbündnis zu 
den Bundestagswahlen 2006 sowie der 
Bildung einer „Volksfront“ aller Ultra-
rechten will man aus dieser Misere des 
stetigen Verlustes an Einfluss heraus-
kommen.
Zugleich sollen damit die sich zuspit-
zenden Widersprüche zwischen älteren 
National- und Wertkonservativen und 
den oftmals kriminellen Straßenkämp-
fertypen aus den neonazistischen 
Kameradschaften ins Abseits gedrängt 
werden. Man darf gespannt sein, wie 
sich das Verhältnis zwischen den größe-
ren und kleineren rechtsextremistischen 
Gruppen zukünftig entwickelt. Die REP 
haben den heißen Werben der NPD für 
eine „rechtsextremistische Volksfront“ 
bereits eine Absage erteilt.
Zweitens können im Unterschied zu den 
traditionellen rechtsextremen Parteien 
die Neonazis auf einen beachtlichen 
Zuwachs von 2.600 (1998) auf über 
3.000 direkten Akteuren im vergan-
genen Jahr verweisen. In der gleichen 
Zeit vergrößerten die rechtsextrem ge-

sinnten Skinheads ihre Anhängerschaft 
von etwa 8.000 auf über 10.000. Nach 
den Verboten neonazistischer Gruppie-
rungen in den 90er Jahren haben viele 
deren Mitglieder und Anhänger nach 
Anregungen aus den USA ihre Struktu-
ren zu einem so genannten „führerlosen 
Widerstand“ in Gestalt von „freien 
Kameradschaften“ umgebaut. Derzeit 
gibt es über 170 solcher Gruppen, die 
untereinander in regionalen „Nationalen 
und Sozialen Aktionsbündnissen“ ver-
netzt sind. Damit verfügen die Neonazis 
über die umfangreichste organisierte 
Struktur seit 1945 mit vielen hochmo-
tivierten Anhängern. Bereits jetzt haben 
Neonazis erreicht, dass ihr Denken und 
Handeln vor allem in verschiedenen 
Gebieten Ostdeutschlands in Teilen der 
Jugend zur dominierenden Jugendkultur 
geworden ist.
Drittens hat die Zahl rechtsextrem mo-
tivierter Straf- und Gewalttaten trotz 
gegenteiliger offizieller Verkündungen 
nicht abgenommen und sich seit Ende 
der 90er Jahre zwischen 10.000 und 
11.000 eingependelt. Dabei liegt die 
Zahl der Gewalttaten jährlich zwischen 
700 und 800. Gewechselt haben hierbei 
die Orte von Gewalttaten. Gab es in 
den 90er Jahren massenweise Brandan-
schläge gegen Asylbewerberheime, so 
werden heute fast wöchentlich Döner- 
und Asia-Imbisse von ausländischen 
Mitbürgern abgefackelt. Gefragt nach 
den Ursachen dieser Erscheinungen, 
meinten zutreffend Vertreter des Ber-
liner Staatsschutzes: Das liege an der 
zunehmenden Verrohung unserer Ge-
sellschaft.
Ohne Übertreibung kann man heute 
sagen, dass Rassismus und der Antise-
mitismus in weiten Bereichen der BRD-
Gesellschaft zum Teil der Alltagskultur 
geworden sind.
Überblickt man die gesamte rechtsext-
reme Szene der BRD, so ist überall ein 
Prozess der weiteren Differenzierung 
zu beobachten. Es bilden sich deutlich 
verschiedene Flügel heraus. Da sind 
einerseits die „Traditionalisten“ insbe-
sondere in der DVU und bei den REP, 
die „Bewährtes“ erhalten und mit einem 
völkischen Standortnationalismus der 
Bundesrepublik den ersten Platz in 
Europa sichern wollen. Andererseits 
gibt es „Modernisierer“, die jetzt auf die 
Karte eines weißen, „arischen“ Europas 

setzen. Statt eines Nationalstaates erste-
ben sie ein „Reich Europa“, ohne dabei 
auf die Idee eines neoliberalen Markt-
nationalismus zu verzichten. Zwischen 
diesen beiden Strömungen sehen die 
NPD und Teile der Neonazismus die Al-
ternative zu EU, NATO und weltweiter 
Globalisierung in einem „braunen nati-
onalen Sozialismus“ auf der Grundlage 
eines raumorientierten, „antiimperialis-
tischen“, marktwirtschaftlichen Klein-
produzenten-Kapitalismus. Typisch für 
die jüngeren „Modernisierer“ ist ein 
veränderter Lifestyle, so dass manche 
von ihnen wie autonome Antifas aus-
sehen.
Nach besonders in Berlin und im Land 
Brandenburg vorgenommenen Unter-
suchungen reichen die Gewogenheiten 
für rechtsextreme Politik und Ideologie 
weit über die ultrarechten Gruppierun-
gen hinaus. Danach weisen vor allem 
Arbeiter, Arbeitslose und Rentner 
überdurchschnittliche Sympathien für 
extrem rechte Ansichten auf. Richard 
Stöss, ein seit langem auf diesem Ge-
biet forschender Politikwissenschaftler 
der Freien Universität Berlin, spricht 
in diesem Kontext sogar von einer Ten-
denz der „Proletarisierung im heutigen 
Rechtsextremismus“ und schließt auch 
die Möglichkeit der Herausbildung 
einer rechtsextrem orientierten „post-
industriellen Arbeiterpartei“ nicht aus. 
Völkische, rassistische Positionen wie 
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus 
und Nationalismus sind in der Gegen-
wart in allen sozialen Schichten der 
BRD, insbesondere in Klein- und Mit-
telstädten anzutreffen. Die neuen Er-
scheinungen zusammenfassend, spricht 
der Berliner Politologe Professor Hajo 
Funke „von einem Rechtsextremismus 
neuen Typs“ und sein Kölner Kollege 
Professor Christoph Butterwegge von 
weitreichenden Modernisierungen im 
ultra-rechten Lager.
Relativ knapp sei hier noch auf einige 
neue strategische Elemente im bundes-
republikanischen Rechtsextremismus 
verwiesen:
Erstens: Viele rechtsextreme Kreise 
wollen sich stärker als zuvor als so-
ziale Interessenvertreter des „kleinen 
Mannes“ und der Jugend profilieren. 
Soziale Themen sind deshalb in den 
Vordergrund ihres politischen Agierens 
gerückt.
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Zweitens: Nach dem oftmaligen Schei-
tern einer Kooperation von rechtsextre-
men Vereinigungen „von oben“ her ist 
man jetzt intensiver dazu übergegangen, 
ein Zusammenwirken „von unten“ zu 
organisieren. Beispiele dafür sind nicht 
wenige rechtsextrem orientierte Bür-
gerinitiativen oder Wahlbündnisse wie 
jetzt in Dresden und Chemnitz zu den 
Kommunalwahlen am 13. Juni 2004, 
die von ausgewiesenen Neonazis über 
Vertreter aller rechtsextremen Parteien, 
die DSU bis zur „Jungen Landsmann-
schaft Ostpreußen“ (JLO) reichen und 
damit fast alle aktuellen extrem rechten 
Strömungen erfassen.
Drittens: Von offiziellen Instanzen oft 
ignoriert, beobachten wir in den letz-
ten Jahren wachsende Bemühungen 
einer verstärkten Intellektualisierung 
der extrem rechten Szene. Von Institu-
tionen wie dem „Deutschen Kolleg“, 
der „Deutschen Akademie“ bis zum 
rechtskonservativen „Studienzentrum 
Weikersheim“ gibt es vielfältige An-
strengungen zur Ausarbeitung einer 
modernen rechtsextremen Gesell-
schaftstheorie.
Und in der NPD sowie vielen neona-
zistischen Kameradschaften existieren 
verstärkte Anstrengungen zur Schulung 
ihrer Mitglieder, die bis zu einer inten-
siv geprobten „Wortergreifungsstrate-
gie“ in „gegnerischen Versammlungen“ 
reichen.
Viertens: Zurückgreifend auf die rechts-
extreme Geschichte am Ende der Wei-
marer Republik wird kräftig an einer 
„Querfrontstrategie“ gebastelt. Mit der 
Parole „Unterscheidungen von links und 
rechts sind historisch überholt“ drängen 
Rechtsextreme in die Friedensbewe-
gung, die Bewegungen des sozialen Pro-
testes gegen Hartz IV und als politische 
Trittbrettfahrer in Aktionen gegen die 
weltweite Globalisierung. Skrupellos 
werden linke Forderungen aufgegriffen 
und rechtsextrem umgedeutet. 
So will man im vorpolitischen Raum 
eine kulturelle Hegemonie erlangen. 
Schon mobilisierten z. B. neonazisti-
sche Kameradschaften unter dem Motto 
„Aufruhr und Widerstand – Wir steuern 
bald das Kanzleramt!“
Viele Veränderungen und Experimente 
gab und gibt es gleichfalls in der Taktik, 
um eine höhere Akzeptanz und Sympa-
thie bei der Bevölkerung zu erreichen. 
Dabei verzichten NPD und Neonazis 
nicht auf ihre Aufmärsche, aber sie 
drängen darauf, dass diese nicht mehr in 
so martialisch Form wie in den vergan-
genen Jahren ablaufen. Den Menschen 

soll das Angstgefühl vor dem Neonazis-
mus genommen werden. 

Rechtsextreme schaffen Freizeit- und 
Kulturangebote für junge Leute
Darüber hinaus ist man zum einen be-
strebt, ein vielgestaltiges und attraktives 
Freizeit- und Kulturangebot vorwie-
gend für Jugendliche zu entwickeln; 
zum anderen haben sich nicht wenige 
Rechtsextremisten in die örtlichen Ver-
einsstrukturen integriert und bestimmen 
hier nicht selten Aktivitäten solcher 
Vereinigungen. Ihre Zielgruppen sind 
dabei nicht nur junge Menschen. Um 
hier noch mehr zu erreichen, hat der 
NPD-Bundesvorstand erst kürzlich extra 
eine „Abteilung für Sport und Freizeit“ 
eingerichtet. Das von Funktionären der 
NPD, neonazistischen Kameradschaften 
und anderen extrem rechten Organisa-
tionen entwickelte Angebot reicht von 
Kinderfesten, Fußball- und Tischtennis-
turnieren, mittelalterlichen Ritterspielen, 
Wanderungen zu „Sehenswürdigkeiten 
der Nation“, Sonnenwendfeiern bis zu 
Singe-Veranstaltungen in Seniorenhei-
men. Nach wie vor übt die von rechts-
extrem orientierten Skinhead-Bands 
dargebotene Musik eine große Anzie-
hungskraft aus und wirkt bei nicht we-
nigen Jugendlichen als Einstiegsdroge 
in die Szene. In dieser Hinsicht sollten 
wir uns vor vereinfachten Bildern hüten. 
Die Spannbreite rechtsextremer Musik 
reicht heute vom aufreizenden Techno-
Rock bis zu den alten nationalistischen 
Volks-, Heimat- und Soldatenliedern.
Verbunden mit solchen Aktivitäten 
sind Veränderungen im Modetrend 
(Lifestyle) bei rechtsextrem gesinnten 
Skinheads und Neonazis. Ganz offen 
wird von Ideologen der Szene gefordert: 
„Weg mit der Uniformierung!“ – also 
von Glatzen, Bomberjacken, Sprin-
gerstiefeln und anderen ultrarechten 
Accessoires. Dafür kann man heute bei 
rechtsextremen Aufmärschen Neonazis 
mit gefärbten Haaren, Piercingschmuck, 
zerfaserten Hiphoper-Hosen, Kapuzen-
shirts, Palischals (Palästinensertücher), 
T-Shirts mit dem Konterfei von Che 
Guevara usw. beobachten. Manchmal 
demonstrieren Neonazis auch unter 
schwarzen Fahnen. Das ist keine An-
leihe an anarchistische Symbole, son-
dern soll an die „Schwarze Front“ des 
NSDAP-Abweichlers Otto Strasser vor 
1933 erinnern. Bezweckt wird mit einer 
solchen Übernahme des Kleidungsstils 
von linken Antifaschisten aber auch, 
antifaschistische Gegenaktionen und 
polizeiliche Maßnahmen bei neonazis-

tischen zu unterlaufen und polizeiliche 
Repressivhandlungen noch mehr gegen 
linke Jugendliche zu lenken.
Es muss hier jedoch darauf hingewie-
sen werden, dass nicht allen in der 
ultrarechten Szene diese Entwicklung 
gefällt. Nicht wenige sehen in diesen 
neuen Moden eine Entwertung eigener 
Ideen und Ideale. Insgesamt gesehen 
bildet sich aber eine neue, eigenständi-
ge rechts-extremistische Ästhetik her-
aus, die nicht ohne Einfluss auf andere 
Jugendbereiche bleibt.

Rechtsextreme organisieren eine 
eigene wirtschaftliche Infrastruktur
Ein neuer Aspekt rechtsextremer Akti-
vitäten besteht seit etwa fünf Jahren im 
Aufbau einer eigenen wirtschaftlichen 
Struktur und Logistik. Bereits 1999 
forderte das zentrale Organ der NPD, 
„Deutsche Stimme“, alle Anhänger auf, 
Immobilien zu kaufen, Firmen zu grün-
den und Geschäfte zu eröffnen. Damit 
könnten sich rechtsextreme Aktivisten 
eine abgesicherte materielle Existenz 
aufbauen und außerdem für weitere Ge-
sinnungsfreunde Arbeitsplätze schaffen. 
Mit eigenen Räumlichkeiten sei es über-
dies möglich, Konzerte, Schulungen 
und Tagungen weitgehend ungehindert 
von behördlichen Verbotsmaßnahmen 
durchzuführen.
Seither sind umfangreiche Anstrengun-
gen festzustellen, ein breitgefächertes 
Netz von Unternehmen und Geschäften 
zur Versorgung der Szene aufzubauen. 
Das reicht von Verlagen, Bild- und 
Bildträgerläden (CDs, Videos, Nazi-
filmen), Geschäften für szenetypische 
Bekleidung und Accessoires bis Tattoo-
Studios und Pensionen. 
Nach Schätzungen offizieller Stellen 
gibt es bundesweit mindestens 80 sol-
cher Läden, davon je zehn in Berlin und 
im Land Brandenburg. Manche dieser 
Geschäfte machen einen Jahresumsatz 
von mehr als 500.000 Euros.
Ein zweiter Bereich geschäftlicher Akti-
vitäten von Rechtsextremisten in Ost 
und West ist der Kauf von Immobilien. 
In Ostdeutschland reizen dabei vor allem 
die günstigen Kaufpreise. In jeden der 
fünf neuen Bundesländer sind bis zu 20 
solcher Erwerbungen nachweisbar. Da-
bei haben es die rechtsextremen Speku-
lanten besonders auf baufällige und da-
mit preiswerte Schlösser, Herrenhäuser 
und denkmalgeschützten Gebäude abge-
sehen, weil es für deren Sanierung be-
achtliche staatliche Fördersummen gibt. 
Eine andere Variante der Nutzung sol-
cher Grundstücke ist die Installierung 
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von Firmen. So gibt es heute rechtsex-
treme Unternehmen in der Baubranche, 
im Gaststättenbereich, bei Sicherheits-
diensten und in weiteren Wirtschafts-
bereichen. 
Viele dieser rechtsextremen Unterneh-
mer sind in ihrem Wirkungsbereich 

vom Establishment anerkannte Ge-
schäftspartner.
Zusammengefasst lässt sich sagen, dass 
die Antifaschisten die neuen Prozesse 
im rechtsextremen Lager bei weitem 
noch nicht angemessen analysiert und 
eine adäquate Strategie für die weiteren 

Auseinandersetzungen zur Zurückdrän-
gung des Rechtsextremismus, insbeson-
dere des Neonazismus, ausgearbeitet 
haben.
Ergo: Es wartet viel Arbeit auf uns.

Dr. sc. Norbert Madloch

Der rechte Nachbar
Wie geht die Kommune mit rechtsextremen Strukturen um? Beispiele aus Thüringen

Für ein entschiedenes Engagement 
gegen den Neofaschismus gibt es viele 
Anlässe: 
Es ereignet sich ein rassistischer oder 
rechtsextremer Übergriff, Neonazis mel-
den einen Aufmarsch in der Gemeinde 
an oder bei den Kommunalwahlen droht 
der Einzug der extremen Rechten in 
das örtliche Parlament. Das sind immer 
noch die zentralen Aktionsfelder des 
antifaschistischen Aktivwerdens vor 
Ort. In den letzten Jahren haben sich 
jedoch zusätzliche neue Herausforde-
rungen an den zivilgesellschaftlichen 
Widerstand gegen Rechts ergeben, die 
im Folgenden am Beispiel Thüringen 
skizziert werden sollen.

Rechtsextreme Häuser
Die rechte Szene hat beim Versuch, sich 
von der Parteienzentriertheit zu lösen 
und Konzepte der sozialen Bewegungen 
zu kopieren, die Bedeutung autonomer 
Strukturen erkannt. Immer mehr rechte 
Wohnprojekte, Zentren und Schulungs-
einrichtungen wurden in den letzten 
Jahren bekannt. Neonazis hat man zu-
letzt sogar in der Rolle des Hausbeset-
zers gesehen, als im Juni vergangenen 
Jahres 20 vermummte Rechtsextreme 
ein Haus als „nationales Jugend- und 
Kulturzentrum“ in Lübeck für sich in 
Beschlag nehmen wollten. 
Selbstverwaltete Schulungszentren und 
Treffpunkte sind in der rechtsextremen 
Szene keine ganz neue Entwicklung. 
Nach Jahren des Protestes wurde 1998 
das Nazizentrum „Heide-Heim“ im 
niedersächsischen Hetendorf nach 
Jahren des Protestes durch Verbot der 
Trägervereine geschlossen. Der Na-
zitreff Hetendorf diente fast 20 Jahre 
als Veranstaltungsort für Sonnenwend-
feiern, Tagungswochen, bei denen es 
nach Aussage des damaligen nieder-
sächsischen Innenministers Glogowski 
stets „um die Indoktrination einer Ras-

senideologie“ und die „Leugnung der 
Vernichtung der Juden im nazistischen 
Deutschland“ gegangen sei. Der Treff 
war Vernetzungsstelle von neofaschisti-
schen Gruppen wie Wiking-Jugend und 
Nationalistische Front. 
Die neuen rechten Häuser knüpfen an 
dieses Konzept eines rechtsextremen 
Kommunikationszentrums an. Sie fin-
den sich fast in jedem Bundesland und 
erfüllen die verschiedensten Funktio-
nen: Teilweise handelt es sich um Wohn-
projekte für „stramme Kameraden“ oder 
es sind Schaltstellen der Produktion und 
des Handels mit Rechtsrock oder Na-
zi-Devotionalien, Räumlichkeiten für 
Skinheadkonzerte, Saalveranstaltungen 
oder Schulungszentren. 
Der Schwerpunkt dieser bundeswei-
ten Entwicklung liegt in den jungen 
Bundesländern. Ob nun die niedrigen 
Immobilienpreise im Osten oder die 
zum Teil zögerliche bzw. ignorierende 
Haltung der Behörden und Kommunen 
dies begünstigt, mag an dieser Stelle 
nicht zu entscheiden sein. So soll im 
sächsischen Gränitz unter Ägide des 
ehemaligen NPD-Chefs Günter Deckert 
ein Schulungs- und Veranstaltungszen-
trum entstehen. In der Nähe von Boit-
zenburg (Mecklenburg-Vorpommern) 
und Ludwiglust haben sich norddeut-
sche Funktionäre der rechtsextremen 
Szene Anwesen gekauft. Der ehemalige 
NF-Aktivist und aus der NPD ausge-
schlossene Steffen Hupka kaufte sich 
das Schloss Trebnitz bei Halle und gab 
an, dieses zum rechten Seminarzentrum 
ausbauen zu wollen. Im Frühjahr 2003 
wurde das Schloss durch einen Brand 
beschädigt, die Bauarbeiten stockten 
aber schon vorher.

Rechte Domizile in Thüringen
In Thüringen sind die rechten Domizile 
schon Realität. 1999 kaufte der ehema-
lige FAP-Funktionär und mehrfach ver-

urteilte Kameradschaftsführer Thorsten 
Heise ein Gutshaus im nordthüringi-
schen Fretterode. Heise wird „bei uns 
so behandelt wie jemand, der von der 
Ostsee kommt und hier Urlaub macht“, 
erklärte Bürgermeister Uwe Wedekind 
gegenüber der „Thüringer Allgemeinen 
Zeitung“. 
Und entsprechend dieser einladenden 
Haltung gab es bis heute keine kritische 
Stellungnahme seitens der Kommune. 
Auch nicht, nachdem 2003 bei einer Po-
lizei-Razzia auf dem Anwesen Waffen 
und Unterlagen zum Nazi-Musik-Han-
del gefunden wurden, während gleich-
zeitig auf dem Frankfurter Flughafen 
eine Sendung von 5000 CDs mit rechts-
extremer Musik beschlagnahmt wurde. 
Heise renovierte das riesige Haus nicht 
nur mit eigenen Geldern, sondern er-
hielt zudem finanzielle Unterstützung 
aus dem Dorferneuerungsprogramm. 
Aufsehen im Dorf erregten lediglich 
zwei Antifaschistische Kaffeefahrten 
aus Kassel, die Station vor dem Haus 
machten und die AnwohnerInnen über 
ihren rechten Nachbarn informieren 
wollten. 
Kritische Stimmen zum Zuzug aus Nie-
dersachsen hört man in Fretterode nicht, 
keine Initiative vor Ort, keine besorgte 
BürgerIn, keine KommunalpolitikerIn, 
die sich äußern will. Niemand, der die 
Kameradschaftsabende bemerken will, 
die regelmäßig hier stattfinden, nie-
mand, der Anstoß nimmt an dem riesi-
gen Keltenkreuz, das an Heises Garage 
ins Fachwerk eingelassen wurde. 
Auch der Verfassungsschutz brauchte 
immerhin mehr als vier Jahre, bis das 
Thema „Heise in Fretterode“ ausführ-
lich Aufnahme in den VS-Bericht fand. 
Zuletzt machte Heise von sich reden, 
als bekannt wurde, dass er zu einem der 
Drahtzieher einer geplanten Aktion ge-
hört, bei der 250.000 CDs mit Nazimu-
sik und Propaganda bundesweit kosten-



Seite 13

los auf Schulhöfen unter Jugendlichen 
und Kindern verteilt werden sollen. 
Anders als im stockkonservativem und 
ländlichen Eichsfeld kam es in Jena zu 
Protestaktionen. Hier wurden zwei rech-
te Immobilien schnell zu Aktionsfeldern 
der zivilgesellschaftlichen Gegenwehr 
und Thema in der lokalen Politik. Über 
die Grenzen des Bundeslandes hinaus 
ist mittlerweile das „Braune Haus“ in 
Jena-Lobeda bekannt. Das Haus nut-
zen die Thüringer Rechtsextremisten 
André Kapke, Maximilian Lemke und 
Ralf Wohlleben. Dort finden nicht nur 
Kameradschaftstreffen, Schulungsver-
anstaltungen mit Horst Mahler oder 
Gerd Ittner statt, auch die NPD führte 
hier im letzten Winter ihren Landespar-
teitag durch. Die Neonazis bewohnen 
zudem auch diese ehemalige Gaststätte. 
Bettlaken mit Parolen hängen aus den 
Fenstern, und einer der Drei sitzt nun 
auch im Ortschaftsrat. 
Waren es erst antifaschistische Gruppen 
und Einzelpersonen, die das Braune 
Haus thematisierten und Protestkund-
gebungen vor der Tür abhielten, so hat 
sich inzwischen auch eine bürgerliche 
Initiative im Stadtteil gebildet, die mit 
Kerzen aber auch Informationsarbeit 
gegen das erste rechtsextreme Zentrum 
in Thüringen kämpft. 
Das zweite überwiegend als Wohn-
projekt genutzte Objekt ist ein großes 
Gründerzeithaus in Jena unweit des 
Bahnhofes. Hier vermietet der Kreisvor-
sitzende der Republikaner Wilhelm Tell 
Zimmer an „patriotische Studenten und 
Akademiker; bietet feste Gemeinschaft 
(…)“, wie es unter Leserwünschen in 
der Nation + Europa heißt. Träger des 
Hauses ist die „Jenaische Burse“, ein 
eingetragener Verein. 
Zum Vorstand gehören neben Tell auch 
der Rep-Landesvorsitzende Dr. Heinz-
Joachim Schneider und Peter Dehoust 
aus Coburg (Chefredakteur und Heraus-
geber der Nation + Europa). Nutzer ist 
die Burschenschaft Normannia, dahinter 
verbergen sich extreme Rechte, die we-
gen ihrer Einstellung aus der Burschen-
schaft Jenensia ausgeschlossen wurden. 
Leider gibt es bisher keine konzertierte 
Aktion gegen die „Wilhelmsburg“, an 
der unterschiedliche Akteure teilhaben. 
So sind es bisher nur wenige, die etwas 
gegen dieses völkische Wohnheim un-
ternehmen wollen.

Was tun gegen rechte Domizile? 
Beispiele aus Thüringen
Was kann aber getan werden? Grund-
sätzlich gibt es zwei entscheidende 

Momente, an denen interveniert werden 
kann: Einerseits zum Zeitpunkt, wo 
die Kaufabsicht eines Rechtsextremen 
bekannt wird, und dann, wenn der Kauf 
tatsächlich über die Bühne gegangen ist. 
Voraussetzung für eine frühzeitige Inter-
vention ist eine Informationskampagne 
zu den Zielen und Gefahren, die mit den 
rechten Hauskäufen verbunden sind. 
Es gibt verschiedene Vortragsangebote 
zu diesem Thema: Entweder können 
in den neuen Ländern die Mobilen 
Beratungsteams gegen Rechtsext-
remismus weiterhelfen oder bei der 
Vermittlung von ReferentInnen auch 
das Antifaschistische Pressearchiv 
und Bildungszentrum e.V. (apabiz) in 
Berlin. Bei dieser Öffentlichkeitsarbeit 
sollte mit einigen Mythen aufgeräumt 
werden: Erstens, solange die Neonazis 
hinter verschlossenen Türen im privaten 
Bereich agieren, kann nicht gegen sie 
vorgegangen werden. Und zweitens, die 
Kommune hätte sowieso keine Mög-
lichkeit, von einem derartigen Kaufvor-
haben im Vorfeld zu erfahren oder im 
Nachhinein dagegen etwas zu tun.
Ein positives Beispiel für frühzeitiges 
Eingreifen findet sich auch in Thürin-
gen. Im ostthüringischen Hohenleuben 
versuchte ein regional bekannter Neo-
nazi und Organisator von Skinheadmu-
sikkonzerten den „Reussischen Hof“, 
eine große Gaststätte mit Saalbetrieb 
zu kaufen. Als der Name des Interes-
senten bekannt wurde, schrillten bei 
der Bürgermeisterin Heidrun Sedlacik 
(PDS) die Alarmglocken. Ihr war der 
Name des Rechtsextremisten bekannt, 
schließlich war dieser schon einmal als 
Veranstalter eines Nazirockkonzertes in 
ihrer Gemeinde aktiv geworden. 
Sie rief eine BürgerInnenversammlung 
zusammen, um mit den BewohnerInnen 
des Städtchen zu diskutieren, was gegen 
den Kauf unternommen werden könne. 
Bürgerschaftliches Engagement und 
administrative Intervention liefen Hand 
in Hand und die Gemeinde entschloss 
sich im Ergebnis, das Gebäude selbst 
zu kaufen und mit Unterstützung der 
BürgerInnen ein kommunales Zentrum 
zu errichten. 
Dieser Weg kann nur beschritten 
werden, wenn die kommunalen Ent-
scheidungsträger über die richtigen 
„Antennen“ verfügen. Wenn sie vertraut 
sind mit den Umstrukturierungen in der 
rechten Szene, wenn sie die Namen der 
örtlichen und überregionalen Akteure 
kennen und auch einschätzen, welche 
Immobilien überhaupt für die rechten 
Hauskäufer interessant sein könnten. 

Staatliche Organe, wie der Verfassungs-
schutz oder die Staatsschutzbehörden 
der Polizei erwiesen sich bisher als 
wenig hilfreich. Der Verfassungsschutz 
in Thüringen brauchte immerhin vier 
Jahre, um nach dem ersten rechten 
Immobilienkauf in Thüringen das The-
ma überhaupt öffentlich anzusprechen. 
Geheimdienstbehörde oder Polizei 
geben auf Nachfrage überwiegend die 
gleiche stereotype Antwort: Bei privat-
wirtschaftlichen Geschäften hätten sie 
weder Einblick noch präventive wie 
repressive Möglichkeiten.
So sind die Akteure vor Ort auf die Un-
terstützung durch zivilgesellschaftliche 
Projekte und BürgerInnen angewiesen – 
auch dann, wenn sie im Nachhinein von 
einem Verkauf an Neonazis erfahren.
Zwar wird jeder Kaufvertrag der Kom-
mune mit der Frage, ob von deren 
Vorkaufsrecht Gebrauch gemacht wird, 
vorgelegt, doch verstreicht diese Chan-
ce, wenn der Kauf über Hintermänner 
und -frauen abgewickelt wird oder der 
örtlichen Verwaltung die Namen der 
Käufer nichts sagen. So konnte es pas-
sieren, dass der bekannte Nazi-Anwalt 
Jürgen Rieger, der schon für das Nazi-
Zentrum in Hetendorf Verantwortung 
trug, nun als Direktor einer Stiftung für 
„Fruchtbarkeitsforschung“ mindestens 
zwei Objekte in Niedersachsen und 
Thüringen kaufte. 
Doch auch jetzt noch ist die Gelegen-
heit zur zivilgesellschaftlichen Gegen-
wehr nicht verstrichen, wie am Beispiel 
Dörverden in Niedersachsen deutlich 
wird. „Glaubt man Oberdirektor Werner 
Jahn, wird sich der Kauf des Heisenhofs 
in Dörverden für Jürgen Rieger (…) 
als Fehlinvestition erweisen. (…). Wir 
haben vom Baurecht her jede Menge 
Möglichkeiten, eine unerwünschte 
Nutzung des Areals zu verhindern’, sagt 
Jahn“, berichtet der Achimer Kurier 
am 15.07.2004. Und weiter zitiert die 
Zeitung Herrn Jahn: „Der Landkreis 
Verden als Baugenehmigungsbehörde 
werde alle rechtsstaatlichen Mittel aus-
schöpfen. Und das sind keine stumpfen 
Schwerter.“ Eine Haltung und eine 
Absichtserklärung der politischen Ver-
antwortlichen vor Ort, die bundesweit 
begrüßt werden muss und Vorbild sein 
kann. Leider gibt es bisher gegen das 
zweite Objekt, dass Rieger im Thürin-
gischen Pößneck für die „Wilhelm-
Tietjen-Stiftung“ für immerhin 360.000 
Euro erworben hat, kein Anzeichen 
behördlicher Gegenwehr.
Dabei ist der Kreativität bei diesem 
administrativen Kampf gegen Rechts 
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kaum eine Schranke gesetzt. So kön-
nen Baugenehmigungen Jahre dauern, 
Nachbarn Einspruch erheben, Konzes-
sionen für Gaststätten- und Saalbetrieb 
nicht erteilt werden, Parkplätze fehlen 
oder der Natur-/Denkmalschutz be-
kommt Bedenken. 
Bei derartigen renommierten Vorhaben, 
wie dem des obskuren Nazi-Anwalts 
Rieger, in seinen neuen Immobilien 
die „gleich geartete Gattenwahl“ zu 
befördern und kinderreichen deutschen 
Familien Unterstützung zu gewähren 
– also die Wiederauflage des natio-
nalsozialistischen Lebensborn droht –, 
lohnen Energie und Ausdauer, solchen 
Plänen nun den Garaus zu machen.

Neonazis im Geschäft
Auch bei Versand- und Verkaufsstruk-
turen schaut die staatliche Seite unter 
Hinweis auf den privatrechtlichen 
Charakter weg. Ähnlich wie bei Immo-
bilienkäufen stört sich auch so manche 
BürgerIn nicht daran, wenn in ihrer 
Fußgängerzone ein Laden für rechten 
Lifestyle eröffnet oder in der Nachbar-
wohnung der Versand mit Nazimusik 
abgewickelt wird. 
Solange die Nazis weg von Straße sind 
interessiert vielerorts niemand, was hin-
ter Türen und Fenstern geschieht. Dabei 
wird die wichtige Rolle von rechten Lä-
den und Versandstrukturen unterschätzt. 
Hier erwirbt der Nazi-Kader wie der 
Mitläufer die Zutaten für den szenety-
pischen Look. Nazirock geht über und 
unter der Ladentheke von Hand zu Hand 
und diese Shops dienen schließlich auch 
als Informationsbörse. 
Auf der anderen Seite bildet sich hier 
ein ökonomisches Rückgrat der Sze-
ne heraus. Nicht mehr internationale 
Sport- und Outdoormarken dienen als 
rechter Code (Londsdale, Bit Bull, 
usw.), sondern eigene Label wie „Wal-
halla“, „Hatecrime“ und „Masterrace“, 
die ausschließliche über Neonazi-Läden 
vertrieben werden. Schließlich verdie-
nen die rechten Läden die Aufmerk-
samkeit durch AntfaschistInnen, da hier 
die Normalität für rechte Symbole und 
Devotionalien neben Supermarkt und 
Apotheke Einzug hält. 
Leider agiert die örtliche Antifa ge-
gen diese Umschlagplätze rechten 
Gedankengutes und Outfits durch 
Ausgrenzung und selbstgewählten 
Avangarde-Anspruch isoliert. So ist es 
dennoch z. B. der Autonomen Antifa in 
Gera zu verdanken, dass die dortigen 
Läden (bisweilen waren es drei) einer 
breiteren Öffentlichkeit als Teil der 

rechten Struktur bekannt wurden. Mö-
gen die Aktionsformen der meist jungen 
AktivistInnen, wie recht zupackende 
Flugblätter zum Thema oder Demons-
trationen vor den Türen der Nazis, der 
bürgerlichen Mitte nicht gefallen, so 
muss sich diese doch fragen lassen, was 
denn bisher gegen diese Läden und die 
mit ihnen einhergehende Verbreitung 
der rechten Alltagskultur gerade unter 
Jugendlichen unternommen wurde. 
Diese Frage stellt sich in der ostthürin-
gischen Stadt umso deutlicher, da hier 
eine Schaltstelle des rechten Skinhead-
musikhandels mit einigen Labels und 
Versanden ist. Nach einer ewigen Zeit 
des Wegsehens fand zwar im Frühjahr 
dieses Jahres eine Razzia bei den Grö-
ßen des Geschäftes statt, doch munkelt 
hinter vorgehaltener Hand so mancher 
Insider, dass hier das vor vier Jahren 
verbotene Blood + Honour-Netzwerk 
fortexistiert. 
Die politisch Verantwortlichen in Stadt 
und Land hätten wenigstens dort eine 
Verantwortung, wo Nazibands Probe-
räume in Jugendclubs oder gewerbe-
treibende Neonazis staatliche Starthilfe 
in Anspruch nehmen. Der später als 
V-Mann enttarnte Thüringer Neonazi 
Thomas Dienel erhielt für Mitarbeiter 
seines rechtsextremen Blatts „Deutsch-
lands Stimme“ Lohnkostenzuschüsse 
vom Arbeitsamt und im sächsischen 
Reichenbach probte die Nazihardco-
re-Band „Haftbefehl“ lange Jahre im 
örtlichen Jugendclub „Lila Pause“. Die 
staatliche Fürsorge ging sogar soweit, 
dass die Neonazis, gegen die mehrere 
Strafverfahren laufen, Unterstützung 
durch die Clubchefin erhielten. Die nun 
ehemalige Leiterin des Jugendclubs po-
sierte sogar unter „Unsere Mädels“ auf 
der Haftbefehl-Homepage. „Nicht nur 
dass mit Steuermitteln die Entfaltung 
rechter Subkultur begünstigt und geför-
dert wurde, sondern nun auch noch der 
Schulterschluss wischen Nazis und öf-
fentlich Bediensteten?“, fragte deshalb 
die „Freie Presse“ am 11.03.2003.
In diesem Bereich rechtsextremer 
Strukturen werden nicht nur die Gefah-
ren kaum ernst genommen, auch ist die 
ganze Spannweite der Entwicklung bis-
her nicht bekannt. Es gibt wenige Bei-
spiele für erfolgreiches Engagement. Zu 
erwähnen ist sicherlich die Schließung 
des Dresdner Naziclubs „Thor“ nach 
einer langen, ernsthaften wie auch 
witzigen Kampagne unter dem Namen 
„Thor muss Weg“, die im Frühjahr 2003 
mit der Schließung der Nazi-Location 
einen Erfolg vermeldete.

Einige Überlegungen zum Schluss
Deshalb in Kürze einige Überlegungen, 
die derzeit diskutiert werden. 
Immer häufiger finden sich Anzei-
chen, dass eine Schnittstelle etablierter 
Rechtsextremisten wie Skinheads zur 
organisierten Kriminalität existiert. 
Nicht selten tauchen die Namen be-
kannter Neonazis auf, wenn es um 
Ermittlungen im Bereich Betrugsde-
likte oder Urkundenfälschung geht 
(teilweise in Millionenhöhe, wie im 
Rahmen eines Ermittlungsverfahren im 
Raum Greiz/Thüringen bekannt wurde). 
Einige spekulieren über eine partielle 
Zusammenarbeit von Neonazis und 
Kriminellen im Bereich Rotlicht- und 
Drogenkriminalität. 
Aber auch in legalen Gewerben werden 
Neonazis tätig. So sind einige Sicher-
heitsdienste durchsetzt mit Angehörigen 
der rechten Szene, wie „Der rechte 
Rand“ in der Nr. 81 nachwies. Die Auto-
rInnen warnen: „Das Sicherheitsgewerbe 
hat sich zur attraktiven Einkommens-
quelle vieler Kampfsport gestählter 
Neonazis entwickelt. Für ‚Recht und 
Ordnung’ zu sorgen, einseitige politische 
Macht auszuüben und die Möglichkeit, 
die rechte Szene damit finanziell auch 
noch zu unterstützen – eine gefährliche 
Kombination (…)“ 
Richtig makaber werde es dann, wenn 
vorbestrafte und langjährige Angehö-
rige der rechten Szene als Wachleute 
in Flüchtlingsunterkünften eingesetzt 
werden, wie im brandenburgischen 
Rathenow geschehen und erst nach 
Protest der Träger des Heimes, hier 
die Arbeiterwohlfahrt, den Vertrag 
kündige.
Auch in diesem Bereich lohnt also der 
zweite Blick, der immer mehr nötig 
wird, je weniger Neonazis an der Bom-
berjacke, dem Haarschnitt, den Sprin-
gerstiefeln erkennbar sind. 
Und je mehr sie sich scheinbar unan-
greifbare Domizile schaffen, ihre Ge-
schäfte machen, ihre Kultur in bestimm-
ten Stadtteilen und ländlichen Gebieten 
hegemonial zu werden droht. 
Der Neonazi tritt der Kommune eben 
nicht mehr nur als Anmelder des sam-
stäglichen Aufmarschrituales entgegen, 
sondern er kommt als Immobilienkau-
finteressent, als Investor, als Gewerbe-
treibender. Er streckt seine Fühler nach 
staatlichen Geldern aus und nach denen, 
die aus Unwissen, Bequemlichkeit oder 
stiller Sympathie diesem Treiben in die 
Hände arbeiten.

Martina Renner
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Allgemeinplätze ungeeignet – Erfahrungen 
aus Braunschweig
Bei der AG „Bunt statt Braun“ der Söm-
merdaer Kommunal-Konferenz sprach 
einer der beiden Referenten davon, dass 
es, im Gegensatz zum Osten, im Westen 
„natürlich“ keine langfristigen arbei-
tenden, antifaschistisch orientierten, 
kommunalen Strukturen gäbe. Es seien 
aber auch wesentlich weniger Nazis 
vorhanden und bei antifaschistischen 
Aktionen müsse man sich von bestimm-
ten Personen „distanzieren“. 
All dies habe ich bereits in Sömmerda 
als sachlich und auch politisch völlig 
falsch bezeichnet und möchte dies an 
dieser Stelle noch einmal verdeutli-
chen.
Zum einen ist es unhaltbar bei, der Be-
wertung von regionalen Nazi-Struktu-
ren einfach die veröffentlichte Meinung 
wiederzugeben und dieses Problem als 
„ostdeutsches“ zu betrachten. Es gibt im 
Westen Orte, in denen es den sogenann-
ten freien Kameradschaften, rechten 
Parteien und Wählergruppen gelungen 
ist, mit Gewaltätigkeiten und/oder 
politischen Aktivitäten eine gewisse 
Dominanz und Ausstrahlung zu gewin-
nen. Und es gibt Kommunen im Osten, 
wo dem nicht so ist. Hinzu kommt, 
dass solche Entwicklungen häufig im 
Zusammenhang mit den Aktivitäten 
einiger weniger Personen stehen. Fallen 
die aus, zerbröseln auch schnell die 
entsprechenden Gruppen. Hierzu mag 
Braunschweig als exemplarisches Bei-
spiel stehen. Anfang der 90er Jahre gab 
es hier eine starke rechtsextremistische 
Szene im Umfeld von NF und FAP. De-
ren Aktivitäten wie Wehrsportübungen, 
Erstellen von „Todeslisten“, Vorbereiten 
von Sprengstoffanschlägen, diverse 
Gewalttaten und Propagandaaktionen 
führten schließlich dazu, dass auch der 
Staat aktiv wurde und die Justiz wegen 
Bildung einer terroristischen Vereini-
gung ermittelte. 
Entsprechende Haftstrafen, die Verbo-
te von NF und FAP, sowie vor allem 
Aktionen derjenigen, von denen sich 
der Sömmerdaer Referent distanzieren 
wollte, sorgten dafür, dass es zu einem 
stetigen Abschwächen der rechten Szene 
kam. Diese verlief allerdings nicht kon-
tinuierlich. Es entstanden immer wieder 
neue Gruppierungen, die aber nie die 
„Qualität“ erreichten, wie es Anfang der 
90er Jahre der Fall war und die schnell 
auseinander fielen. Momentan ist es 

„sehr ruhig“ in der Stadt. An der NPD 
Demo 2000 in Braunschweig beteiligten 
sich noch ca. 30 bis 40 Braunschweiger 
Nazis (ca. 400 Gesamtteilnehmer), bei 
der NPD Demo 2003 waren es unter 10 
(160 Gesamtteilnehmer). Ganz anders 
sieht das Bild in Braunschweigs Nach-
barkommunen aus. In der Stadt Salzgit-
ter und im Landkreis Wolfenbüttel gib 
es derzeit eine Entwicklung, die genau 
entgegengesetzt verläuft. Also selbst 
innerhalb einer westdeutschen Region 
können rechtsextreme Strukturen nur 
konkret, aber nicht verallgemeinernd 
betrachtet werden. 
Gleiches gilt für antifaschistische Struk-
turen und Bündnisse auf kommunaler 
Ebene. Auch dies hat nichts mit Ost und 
West, sondern mit politischem Willen 
und dem Bemühen zu tun, an diesem 
Punkt mit vielen anderen zusammenar-
beiten zu wollen. 
In Braunschweig gibt es zum Beispiel 
das „Braunschweiger Bündnis gegen 
Rechts“. Gegründet wurde es in Ge-
genwehr zum NPD-Aufmarsch im Jahr 
2000. Neben dem Be- und Verhindern 
von Nazi-Aufmärschen hat das Bünd-
nis auch immer wieder versucht, nicht 
nur zu reagieren, sondern auch selbst 
zu agieren. Dies gelang u. a. mit der 
„Aktion Braunschweiger Noteingang“, 
an der sich über 400 Unternehmen und 
Einrichtungen beteiligten. Dabei wurde 
und wird dieses Bündnis im Kern von 
Antifa, VVN und PDS getragen. Diesen 
Organisationen ist es aber immer wieder 
gelungen, beispielsweise zur Verhinde-
rung von Aufmärschen, das Bündnis in 
relativ kurzer Zeit auf bis zu 50 Orga-
nisationen, einschließlich Kirchen, Ge-
werkschaften, Grüne usw., zu erweitern. 
Dies fand nicht immer Gefallen. So blieb 
die SPD dem Bündnis bislang fern. Als 
Begründung musste dafür jedes Mal der 
Satz „Wir fordern alle Menschen auf, 
sich mit ihren Mitteln zu beteiligen.“ 
herhalten, der jeweils im Aufruf der 
Bündnisveranstaltungen zu finden war. 
Dies sei ein Aufruf zur Gewalt, so die 
SPD. Da aber die SPD weder in der Lage 
noch Willens ist, selber Aktionen gegen 
Nazi-Aktivitäten zu veranstalten, rief sie 
dann doch immer dazu auf, sich an den 
Aktionen des Bündnisses zu beteiligen. 
„Mit friedlichen Mitteln“, versteht sich. 
Dass es bei den Bündnisaktivitäten noch 
nie zu Gewalt gekommen ist, diese auch 

von niemanden gewünscht wird, blende-
te sie bislang völlig aus. Doch vermut-
lich geht es im Kern auch nicht um diese 
Frage, sondern darum, dass der SPD 
und anderen das Bündnis schlichtweg 
zu links ist. So war der offizielle Ver-
anstalter der großen Demonstrationen 
jeweils die PDS. 
Die Partnerschaft mit den Autonomen 
war und ist ausnahmslos solide und 
verlässlich. Und vor allem erfolgreich. 
Während bei vielen Aktionen in der 
Stadt die Teilnehmerzahl doch sehr 
überschaubar ist, konnte das Bündnis 
Tausende mobilisieren. Es hat sich hier 
sehr deutlich gezeigt, dass es bei der 
Bündnispolitik darum gehen muss, mit 
allen, die es wollen, zusammenzuar-
beiten. Dass es aber auch genau nicht 
darum geht, vor dem Mainstream (und 
der SPD) zu Kreuze zu kriechen. Und 
wenn SPD und andere meinen, dass 
sie nur mitmachen, wenn das Bündnis 
eine Art Vorfeldorganisation der SPD 
geworden ist, dann können die wenigen 
Sozialdemokraten, die von der SPD 
noch mobilisiert werden können, auch 
weiterhin hinterher laufen.
Abschließend noch einige Beispiele, 
die aufzeigen, was von den „Distan-
zierungsvorschlag“ des Sömmerdaer 
Referenten zu halten ist. 
Anfang der 90er Jahre war die Si-
tuation in Braunschweig so, wie ich 
sie eingangs beschrieben hatte. Auch 
Freunde von mir und ich selbst stan-
den auf der „Abschussliste“ der Nazis. 
Das Ganze fand seinen Höhepunkt, als 
eine Neonazibande meine Wohnung 
stürmte. In so einer Situation hat man 
zwei Möglichkeiten. Man steckt den 
Kopf in den Sand und lässt alles über 
sich ergehen oder man wehrt sich. Und 
wenn man sich wehrt, wehrt man sich 
vielleicht auch irgendwann zusammen 
mit anderen in organisierter Form und 
über einen längeren Zeitraum. Dies ist 
dann schlecht für die Rechten, die ir-
gendwann aufgeben, und gut für all die 
Linken, Migranten u. a., die sich endlich 
wieder frei bewegen können. 
Oder ein anderes Beispiel: Quedlin-
burg, September 1992. Ähnlich wie in 
Rostock-Lichtenhagen greifen Neona-
zis unter dem Beifall hunderter „ganz 
normaler“ Bürger, eine Woche lang das 
Asylbewerberheim an. Der Spuk geht 
erst zu Ende, als einige autonome Anti-
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fas, Nazis und sonstige Rassisten in ihre 
Schranken weisen. In diesem Fall waren 
es die Quedlinburger Asylbewerber die 
erleichtert waren, da ihr schlimmster 
Albtraum vorbei war. Wovon wollte sich 
der Referent also distanzieren? Von be-
sagten Aktionen, die es an vielen Stellen 

der BRD gab und gibt? Von den 1. Mai 
Krawallen in Kreuzberg? Da sind schon 
längst keine Autonomen mehr dabei. 
Oder wollte er sich einfach distanzie-
ren, weil der Mainstream dies verlangt? 
Vielleicht auch in dem Glauben, dass 
man hoffähig und für die SPD akzep-

tabel wird? Doch dem ist nicht so. Wer 
versucht hier zu spalten, der wird noch 
schwächer, als er es eh schon ist. Und 
wer will einen schwachen Partner? Die 
SPD ganz bestimmt nicht.

Udo Sommerfeld

Aktivitäten von Neonazis im Raum Aachen 
und Gegenstrategien
Das Thema Antifaschismus gehört auch 
in den alten Bundesländern zu den 
wichtigen Themen der PDS-Politik, 
auch und gerade in den Kommunen. 
Neonazis können jederzeit und überall 
aktiv werden und sie gehen mit großer 
Dreistigkeit vor.
Diese These lässt sich am Beispiel der 
Aachener Region belegen. Auf den ers-
ten Blick erscheint die Neonazi-Szene in 
der Region überschaubar. Es gibt einen 
Vertreter der NPD im Rat einer Kreis-
gemeinde, einen Vertreter der Republi-
kaner im Rat einer anderen. Im Kreis 
Aachen gibt es einen Zusammenschluss 
von Jugendlichen mit rechter Gesinnung 
und ohne feste Parteienbindung, die 
sogenannte „Kameradschaft Aachener 
Land“. Hinzu kommen verschiedene 
Einzelpersonen. Die Antifaschisten 
der VVN-BdA haben die Szene gut im 
Blick. Treten Neonazis öffentlich auf, 
lassen sich rasch breite Bündnisse bil-
den, die in der Regel eindrucksvolle Ge-
gendemonstrationen organisieren. Alles 
also halb so schlimm? Mitnichten.

Dreiste rechte Strategie: 
Das Ausnutzen von Emotionen
Im vergangenen Jahr geschah in 
Eschweiler im Kreis Aachen ein 
schreckliches Verbrechen. Zwei junge 
Männer entführten zwei Kinder, foltern, 
missbrauchten und töteten sie. Naturge-
mäß hat diese Tat die Menschen scho-
ckiert. Polizei und Justiz arbeiteten gut: 
Schnell wurden die Täter gefasst und 
vor Gericht gestellt.
Die Erschütterung der Menschen über 
das Verbrechen machte sich auch an 
manchem Biertisch Luft. Dies erkann-
te auch die NPD und versuchte, den 
„Volkszorn“ für sich nutzbar zu ma-
chen. Für den Tag der Prozesseröffnung 
gegen die beiden Mörder meldete die 
NPD eine Demonstration an unter dem 
Motto „Todestrafe für Kinderschän-

der“. Die Demonstration sollte vor 
dem Gerichtsgebäude stattfinden. Für 
ihre Kundgebung mobilisierte die NPD 
Teilnehmer aus dem gesamten Bundes-
gebiet. Glücklicherweise war sie dabei 
nicht übermäßig erfolgreich, doch es 
reichte, um die Kundgebung durchfüh-
ren zu können. Die Polizei genehmigte 
die Veranstaltung und begnügte sich 
damit, den Ort der Kundgebung um 300 
Meter zu verschieben.
Sehr schnell bildete sich ein breites 
Bündnis unter Einschluss mehrerer Par-
teien und Organisationen (SPD, Grüne, 
PDS, DGB, Aachener Friedenspreis 
u. a.) und rief zu einer Gegendemonstra-
tion auf. Diese zog zahlreiche Teilneh-
mer an und wurde von der Lokalpresse 
ausführlich dargestellt. Also ein Erfolg 
der Antifaschisten? Einerseits ja. 
Andererseits muss damit gerechnet 
werden, dass die NPD solche Gegende-
monstrationen einkalkuliert und darauf 
abzielt, dass irgendetwas doch hängen-
bleibt, dass man also doch den einen 
oder anderen Kopf mit einer solchen 
Kampagne erreichen kann, zumal in ei-
ner emotional aufgeladenen Stimmung 
wie der beschriebenen.
Es war in der Region nicht das erste 
Mal, dass die NPD nach diesem Muster 
vorging. Ein Jahr zuvor hatte man in 
Stolberg im Kreis Aachen – dort hat 
der NPD-Mann seinen Ratssitz – eine 
ausländerfeindliche und antisemitische 
Demonstration durchgeführt und ver-
sucht, dabei den Tierschutz zu instru-
mentalisieren. Das Motto lautete, nicht 
nur lyrisch verunglückt: „Die Rechten 
gegen das Schächten“. Bei dieser Gele-
genheit konnte die PDS zeigen, dass sie 
trotz geringer Größe in der Region (ein 
Sitz im Rat der Stadt Aachen, ein Sitz 
im Aachener Kreistag), doch mitunter 
Wichtiges leisten kann. Die Polizei 
hatte diesmal die Kundgebung nicht nur 
genehmigt, sondern ihr Stattfinden auch 

noch geheimgehalten. Auch bei den Ne-
onazis ging die Vorbereitung offenbar in 
aller Heimlichkeit vonstatten. 
Erst einen Tag vor dem geplanten 
Neonazi-Aufmarsch erfuhren Anti-
faschisten von dem Vorhaben. PDS-
Kreistagsmitglied Olaf Seiler meldete 
in Rekordgeschwindigkeit eine Gegen-
demonstration an. Diese war trotz der 
extrem kurzen Vorbereitungszeit sehr 
gut besucht. Die NPD hatte auch 
diesmal – mit überschaubarem Erfolg 
– bundesweit mobilisiert.
Das beschriebene Vorgehen der Rechten 
scheint mir Teil einer Strategie zu sein, 
denn auch an anderen Orten lässt sich 
das Vorgehen beobachten. Als besonders 
dreist ist hier ein geplanter Aufmarsch 
der Neonazis vor wenigen Monaten in 
Bochum zu nennen. Die Stadt Bochum 
ermöglicht durch eine finanzielle För-
derung die Wiedererrichtung einer Sy-
nagoge und bekennt sich damit sichtbar 
zu ihrer historischen Schuld. Neonazis 
versuchten, hier antisemitische Stim-
mung zu schüren mit dem Slogan „Das 
Geld dem Volk“. Ich erwähne das nicht 
aus Aachen stammende Beispiel, weil es 
ein positives Beispiel für das Vorgehen 
von Polizei und Justiz darstellt.

Polizei und Justiz zeigen wenig 
Einsatzfreude gegen Neonazis
Die Polizei sah in der geplanten Kund-
gebung den Tatbestand der Volks-
verhetzung erfüllt. Die sogleich vom 
Veranstalter bemühten Gerichte bis 
hinauf zum Bundesverfassungsgericht 
bestätigten die Auffassung der Polizei. 
Der Nazi-Aufmarsch blieb verboten und 
fiel aus. Stattdessen gab es eine große 
Kundgebung für den Bau der Synagoge 
und das Engagement der Stadt Bochum, 
bei der Bochums Oberbürgermeister als 
Schirmherr auftrat. 
Das Beispiel zeigt: Neonazi-Aufmär-
sche müssen auch aus juristischer Sicht 
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nicht einfach hingenommen werden. Es 
kann der Polizei durchaus gelingen, eine 
solche Veranstaltung zu untersagen. Sie 
muss sich allerdings die Mühe machen, 
gründlich nach Verbotsgründen zu 
suchen und diese auch vor Gericht zu 
vertreten. Zwar wird es immer wieder 
geschehen, dass Gerichte den Klagen 
von Neonazis Recht geben. Spätestens 
beim Bundesverfassungsgericht schei-
tern viele Verbotsversuche. Begründung 
ist immer das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung, das im Grundgesetz 
verankert ist.
Selbst wenn ein Verbot nicht gelingt, 
lässt sich wenigstens sagen, dass die 
Polizei es versucht hat. Viel zu oft 
versucht sie es gar nicht erst. Auch 
in der Aachener Region beschränkt 
sich die Polizei im wesentlichen auf 
verkehrslenkende Maßnahmen und 
die räumliche Trennung von Neonazis 
und Gegendemonstranten. Das Risiko, 
erkennungsdienstlich behandelt zu 
werden, ist für Antifaschisten deutlich 
größer als für Neonazis. 
Warum diese Zurückhaltung? Auch die 
Aachener Polizei hat schon gezeigt, 
dass sie es anders kann. Ende der 
neunziger Jahre meldeten deutsche und 
niederländische Faschisten einen De-
monstrationszug an, der vom deutschen 
Ort Herzogenrath ausgehend die Grenze 
überschreiten und im niederländischen 
Kerkrade weitergehen sollte. 
Der Plan brachte die Behörden auf bei-
den Seiten der Grenze zum Rotieren. 
Dass rund sechzig Jahre nach dem deut-
schen Überfall auf die Niederlande dort 
deutsche Neonazis marschieren sollten, 
wurde offenbar auch auf deutscher Seite 
als nicht hinnehmbar empfunden. Der 
Aachener Polizeipräsident verfasste 
eine umfangreiche Verbotsbegründung. 
Er gewann zwei Gerichtsinstanzen. Erst 
das Bundesverfassungsgericht hob das 
Verbot teilweise auf. Untersagt blieb 
der Grenzübertritt. Die Demonstration 
wurde genehmigt. Die Rechtslage in 
den Niederlanden war die gleiche. So 
gab es eine zweigeteilte Kundgebung. 
Für diesen Fall hatte die Aachener Poli-
zei jedoch schon einen „Plan B“ in der 
Tasche. Dieser sah vor, das Neonazi-
Treiben auf deutscher Seite auf einen 
abgelegenen Parkplatz zu verlegen. So 
geschah es dann auch, sehr zur Unzu-
friedenheit der Rechten.
Diese zogen anschließend vor Gericht 
und verwickelten den Aachener Poli-
zeipräsidenten wegen seines Vorgehens 
in ein längeres Verfahren. Obwohl der 
Polizeipräsident für sein Vorgehen bei 

Bürgerinnen und Bürgern viel Verständ-
nis erntete, konnte ein ähnlicher Elan 
wie damals bei der Aachener Polizei 
nicht mehr festgestellt werden, wenn 
Neonazis seither in der Aachener Re-
gion auftraten. Dabei ist es sicher keine 
geringe Provokation, wenn Nazis, die 
sich positiv auf die nationalsozialis-
tische Diktatur beziehen, die Kinder 
grausam ermorden ließ, versuchen, 
Emotionen nach einem Kindermord zu 
schüren und zu nutzen. Da ist es zu we-
nig, nur den Verkehr zu regeln. 

Keine Denk- und Organisations-
zentralen der Neonazis zulassen
In den neunziger Jahren gab es in der 
Aachener Region einen unerfreulichen 
Zuzug. Manfred Rouhs, ein bekannter 
Neonazi aus Köln, siedelt sich in dem 
vermeintlich beschaulichen Eschweiler 
Stadtteil Dürwiß an, wohl in der Hoff-
nung, dort ungestört agieren zu können. 
In der großen Stadt Köln mit ihrer 
entsprechend großen Zahl aktiver Anti-
faschisten hatte sich Rouhs zunehmend 
unwohl gefühlt. In Dürwiß wollte er vor 
allem sein Geschäft betreiben, den Ver-
trieb neonazistischer Bücher in seinem 
„Europa vorn“-Verlag.
Was die zu erwartende Ruhe betrifft, 
hatte sich Rouhs verschätzt. Sehr schnell 
bildete sich in der Stadt Eschweiler ein 
breites Bündnis gegen die verlegeri-
schen Aktivitäten im Ort. Es kam zu ei-
ner ganzen Reihe von Demonstrationen 
vor dem Anwesen des Manfred Rouhs, 
bis sich dieser entnervt nach Köln zu-
rückzog. Die Menschen in der Region 
hatten erkannt, dass es besonders wich-
tig ist, sich mit den Denkzentralen von 
Neonazis auseinander zu setzen. Wenn 
sich gegen die Existenz eines Verlages 
schon juristisch nichts bewirken lässt, 
so können die Menschen zumindest öf-
fentlich sagen: „Wir wollen das nicht“.
Neonazi-Kundgebungen werden in der 
Aachener Region, wie schon erwähnt, 
häufig von einem Stolberger Ratsherren 
angemeldet. Dieser war zunächst Mit-
glied der DVU und schloss sich später 
der NPD an. Seine Bekanntheit und 
seine Stellung als Ratsmitglied nutzt er 
aus, um sich als wichtige Person in der 
Szene darzustellen. Es mag sein, dass er 
dies auch ohne Ratsmandat versuchen 
würde. Aber das Mandat dürfte ihm bei 
seinen Zielen helfen. Deshalb sehen wir 
in der Aachener PDS ein wichtiges Ziel 
darin, vor der Wahl rechter Parteien zu 
warnen. Das können wir natürlich bes-
ser tun, wenn wir selbst in den Kommu-
nalparlamenten vertreten sind. 

Zur Zeit hat die PDS nur einen Sitz im 
Kreistag. Aus Sicht einer effektiven an-
tifaschistischen Politik halte ich es für 
wichtig, die PDS gerade dort zu stärken, 
wo Neonazis besonders aktiv sind.

Die Aachener Staatsanwaltschaft, 
das linke und das rechte Auge
Neonazis stellen sich bekanntlich auf 
Verbote ein, indem sie z. B. von einem 
verbotenen Symbol ausweichen auf 
ein anderes. Statt der Hakenkreuzfah-
ne wird dann die Reichskriegsflagge 
gezeigt. Auch werden polizeiliche 
Auflagen bei Kundgebungen meistens 
erfüllt, um die Kundgebung selbst nicht 
zu gefährden. 
Manchmal aber vergessen Neonazis 
auch die Vorsicht. In diesen Fällen 
schlüge die Stunde der Staatsanwälte, 
wenn sie denn erwachten und es regist-
rierten. Der dreifache Konjunktiv ist be-
rechtigt. Wie die VVN berichtet, zeigten 
sich Mitglieder der „Kameradschaft 
Aachener Land“ auf ihrer Internetseite 
mit Hitlergruß. Juristische Folgen hatte 
das keine. Das erscheint verwunderlich. 
Verfassungsschützer rühmen sich gerne, 
wie gründlich sie die Neonazi-Szene mit 
Informanten durchsetzt hätten. Wenn 
das stimmt, kann den Behörden ein 
solcher Vorfall nicht verborgen bleiben. 
Gehört es zu irgendeiner polizeilichen 
Strategie, solche Fälle nicht zu verfol-
gen? Wenn ja: was für eine Strategie soll 
das sein?
Für erheblichen Unmut unter Anti-
faschisten sorgte auch der Fall eines 
Neonazis, der der Jüdischen Gemeinde 
mit dem Verschicken von Milzbrander-
regern drohte. Wie die VVN berichtet, 
kam der Mann ungeschoren davon, 
weil das Material gegen ihn angeblich 
nicht ausreichte. Rechnet man noch das 
bereits beschriebene lasche Vorgehen 
der Polizei gegen Neonazis hinzu, wird 
die massive Kritik vieler Antifaschistin-
nen und Antifaschisten an Polizei und 
Staatsanwaltschaft verständlich.
Der aufgestaute Ärger machte sich im 
vergangenen Jahr Luft in Form einer 
„antifaschistischen Kaffeefahrt“. Einige 
Aktive fuhren mit einem kleinen Bus zu 
den Wohnhäusern bekannter Neonazis, 
um dort auf deren Aktivitäten und die 
Untätigkeit von Polizei und Staatsan-
waltschaft hinzuweisen. Auch wenn der 
Verfasser dieses Berichtes dies für keine 
sinnvolle Aktionsform hält, über die Re-
aktion der Staatsanwaltschaft kann auch 
er sich nur wundern.
Einige der Besuchten erstatteten Straf-
anzeige, einerseits gegen „unbekannt“, 
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andererseits gegen einen Vertreter der 
schon erwähnten Eschweiler Bürgerini-
tiative, die erfolgreich gegen den rechten 
Verlag gekämpft hatte. Der Beschuldig-
te, ein bekannter Gewerkschafter, hatte 
an der Aktion gar nicht teilgenommen. 
Vermutlich sahen die Neonazis eine 
Chance, ihm eins auszuwischen, indem 
sie ihn nun bei der Staatsanwaltschaft 
anzeigten. Die reagierte wie gewünscht. 
Ohne weitere Überprüfungen ließ die 
Anklagebehörde bei dem Gewerkschaf-
ter eine Hausdurchsuchung durchführen 
und ihn selbst erkennungsdienstlich 
behandeln. Die Fotos wurden dann den 
Neonazis zur Begutachtung vorgelegt.
Es dauerte ganze drei Monate, bis die 
Polizei herausfand, dass der Mann bei 
der Aktion gar nicht dabei war. Für 
den Staatsanwalt kein Grund, aufzuge-
ben. Er suchte und fand einen Richter, 
der ihm einen erneuten Beschluss zur 
Hausdurchsuchung unterschrieb! Der 
Vorwurf lautete nun, er habe „Beihilfe“ 
geleistet. Die Polizei beschlagnahmte 
seinen PC, fand aber erstaunlicherwei-
se wieder nichts. Auch der Mitarbeiter 
unseres Kreistagsabgeordneten wurde 
schließlich zum amtlichen „Fototermin“ 
gezwungen. Auch seine Fotos wurden 
den Neonazis zur Begutachtung vor-
gelegt.
Seit kurzem hängt am Gebäude des 
Aachener Amtsgerichtes eine Mahn-
tafel. Sie ist Teil der „Wege gegen das 
Vergessen“ und erinnert an willfährige 
Unterordnung auch der Aachener Jus-
tiz unter den Nationalsozialismus, an 
Rechtsbeugung und Terrorurteile in 
der Nazizeit. Die eigene Geschichte 
verpflichtet die Justizbehörden und die 
Polizei zu besonderem Wachsam ge-
genüber Neonazis. Sollte man meinen. 
Zwar sind heute keine jener Richter und 
Staatsanwälte mehr im Dienst, die nach 
treuer Diensterfüllung im Dritten Reich 
in der Bundesrepublik einfach wei-
termachen durften, doch noch immer 
klagen Aachener Staatsanwälte lieber 
Linke als Rechte an. Etwas besser sieht 
bei den Richtern aus. Die lassen häufi-
ger mal einen übereifrigen Staatsanwalt 
mit seiner Anklage scheitern.

Strategien gegen alte und neue Nazis
Wenn Neonazis zu Aufmärschen bla-
sen, lässt sich in der Aachener Region 
relativ leicht ein breites Bündnis ge-
sellschaftlicher Gruppen realisieren. 
Hier ist vor allem der DGB zu nennen, 
der nicht nur mobilisiert, sondern auch 
seine organisatorischen und finanzi-
ellen Möglichkeiten zur Verfügung 

stellt. Hier sei vor allem an ein großes 
Rock-gegen-Rechts-Konzert erinnert, 
das in den 90er Jahren in der Aachener 
Innenstadt stattfand und das ein dort 
geplantes Rock-gegen-Links-„Konzert“ 
verdrängte und ersetzte. Von den Partei-
en engagieren sich neben der PDS die 
Grünen und die SPD. CDU und FDP 
lassen sich bei solchen Aktionen kaum 
sehen, obwohl sie, was der Verfasser 
dieser Zeilen richtig findet, von solchen 
Bündnissen nicht ausgeladen werden. 
Schwieriger ist die langfristige antifa-
schistische Arbeit. Leider funktioniert 
Politik zu oft nach dem reinen Aktua-
litätsprinzip. Beim Thema Antifaschis-
mus kann sich das fatal auswirken. Be-
vor Neonazis „aktuell“ etwas anrichten, 
haben sie sich erst einmal gestärkt, zu-
nächst heimlich, später öffentlich. Prä-
vention ist also wichtig. Für eine ganz 
wichtige präventive Maßnahme hält der 
Verfasser die Bildungsarbeit. Hier gibt 
es in der Aachener Region immerhin 
zwei gute Beispiele.
Zum einen engagieren sich viele Schu-
len. Noch lebende Zeitzeugen werden 
eingeladen, um Schülerinnen und Schü-
lern anschaulich zu erläutern, was es be-
deutete, in einer nationalsozialistischen 
Diktatur zu leben. Vor einigen Jahren 
stellte die Landesregierung einmal eine 
größere Summe Geldes zur Förderung 
weiterer pädagogischer Projekte gegen 
Rechts zur Verfügung. Anlass war aller-
dings nicht eine weitblickende Planung 
der Landesregierung. Die Sonderförde-
rung war eine Reaktion auf eine Reihe 
besonders schwerwiegender ausländer-
feindlicher Verbrechen in Nordrhein-
Westfalen, folgte also dem bekannten 
Aktualitätsprinzip. Es gibt aber eine 
Reihe engagierter Schulen bzw. einzel-
ner Lehrer, die auch ohne Sonderförde-
rung eine gute pädagogische Arbeit zum 
Thema leisten. 

Die Vergangenheit aufarbeiten
Ein großer Mangel bestand lange in 
einer sehr unzureichenden Aufarbeitung 
der Nazizeit in Aachen. Stattdessen 
wurden Verdrängungslegenden ge-
pflegt, zum Beispiel die, dass der Na-
tionalsozialismus in Aachen nicht ganz 
so schlimm gewesen sei wie anderswo, 
da die Aachener bekanntlich katholisch 
waren und dem Nationalismus deshalb 
eher skeptisch gegenüberstanden.
Heute kann der Besucher Aachens auf 
öffentlich aushängenden Tafeln nach-
lesen, dass dies eine Legende ist. Die 
„Wege gegen das Vergessen“ benennen 
Täter und Opfer, ohne zu beschönigen 

und markieren Orte nationalsozia-
listischer Verbrechen, aber auch des 
Widerstands. Zu jeder Tafel gibt es er-
gänzendes Material, das im Unterricht 
an Schulen benutzt werden kann. 
Die Tafeln sind nicht nur ein echter 
Fortschritt in der Auseinandersetzung 
mit der braunen Vergangenheit. Auch 
ihr Entstehen hat das Bewusstsein 
vieler Menschen geschärft. Die Tafel-
texte wurde nicht von einer kleinen 
Expertenrunde geschrieben, sondern in 
einem offenen und öffentlichen Verfah-
ren von Aachenerinnen und Aachenern, 
darunter vielen Zeitzeugen, erarbeitet. 
Die Arbeitsgruppen tagten in der Volks-
hochschule. Die Presse berichtete wie-
derholt und sehr ausführlich über das 
Fortschreiten des Projektes. 
Die „Wege gegen das Vergessen“ kön-
nen hoffentlich den fortschreitenden 
Verlust an Zeitzeugen kompensieren, 
die gestorben sind oder aufgrund von 
Krankheiten nicht mehr für den Einsatz 
in Schulen zur Verfügung stehen.

Antifaschistische Arbeit nicht auf 
aktuelle Anlässe beschränken
Bündnisse gegen Rechts zu schmieden 
ist in Aachen nicht allzu schwer, wenn 
aktuelle Anlässe vorhanden sind. Eine 
langfristige Bündnisarbeit am Thema 
ist jedoch schwer zu organisieren. Fast 
alle, die sich in der Auseinandersetzung 
gegen Neonazis engagieren, arbeiten 
auch auf anderen Politikfeldern. Und 
auch dort gibt es immer wieder aktuelle 
Probleme. 
Wenn es zum Beispiel gilt, den Verkauf 
der städtischen Mehrheitsanteile an 
einer Wohnungsgesellschaft zu verhin-
dern, bindet diese Auseinandersetzung 
viel Kraft. Aber sie ist wichtig. Zumin-
dest indirekt ist diese Auseinanderset-
zung auch hilfreich beim Kampf gegen 
Neonazis. Eine soziale Politik ist immer 
auch eine Politik gegen Rechts. Soziale 
Kälte dagegen hilft den Rechten.
Dass es wichtig ist, mit den Antifaschis-
tinnen und Antifaschisten von der VVN 
zusammenzuarbeiten, muss im Rahmen 
dieses Textes nicht erwähnt werden. Es 
versteht sich von selbst. 

Schlussbemerkungen
Aufgrund gewisser Aktivitäten einzel-
ner bei dieser oder jener Demonstration 
möchte der Verfasser noch ein Wort zur 
Gewaltfrage sagen: Sich mit Nazis prü-
geln zu wollen, ist idiotisch. Es bringt 
nichts, schadet aber in der öffentlichen 
Wahrnehmung. Es bedient das in Teilen 
der Bevölkerung (zumindest im Wes-
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ten) immer noch vorhandene Vorurteil 
„Links ist wie Rechts“. 
Wenn es Gründe gibt, das Verhalten der 
Polizei gegenüber Neonazis zu lasch zu 
finden – solche Gründe gibt es leider 
häufig –, sollte man das nach meiner 
Meinung politisch austragen, keines-
falls im Ringkampf mit Polizisten. 
Empfehlenswert erscheinen mir dage-
gen Pressemitteilungen, Protestbriefe 
an Verantwortliche und nötigenfalls 
Klagen oder Anzeigen bei der Staats-
anwaltschaft, wenn Rechtsverstöße von 
Ordnungshütern vorliegen bzw. offen-
sichtliche Verdachtsmomente dafür, 
dass ausländerfeindliche, antisemitische 
oder sonstige neonazistische Straftaten 
nicht verfolgt werden.
Als Partei haben wir zudem die Mög-
lichkeit, das Thema in die Parlamente 
zu tragen. Ob im Bundestag, im ostdeut-
schen Landtag oder in der Kommune. 
Die PDS muss dort das Thema „Neo-
nazis und Strategien gegen sie“ immer 
wieder auf die Tagesordnung setzen.

Andreas Müller, 
Ratsmitglied in Aachen für die PDS
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AKTUELLES ZU RECHTSEXTREMISMUS 
UND ANTIFASCHISMUS
Das Wahljahr 2004 und die extreme Rechte
Eine Nachlese

Wahlen, Prognosen und Ergebnisse 
haben im vergangenen „Superwahljahr 
2004“ Politiker und Kommentatoren 
umfangreich beschäftigt. Neben der Eu-
ropawahl am 13. Juni fanden vier Land-
tagswahlen und in 8 Bundesländern 
Kommunalwahlen statt. Dazu kamen 
noch eine Reihe von Oberbürgermeis-
terwahlen.
Zusammen mit anderen Ereignissen 
signalisieren die Wahlergebnisse eine 
Reihe wichtiger Veränderungen in der 
Gesellschaft der BRD, die für die künf-
tigen politischen Entscheidungen von 
großer Tragweite sein werden. Gehören 
auf der einen Seite schwere Wahlnie-
derlagen der SPD, die Richtungsstreite 
innerhalb der CDU und ihre Unfähig-
keit, die tiefgehende Unzufriedenheit 
in der Bevölkerung umfassend zur 
Stärkung ihrer Positionen auszunutzen, 
die Massenproteste gegen Hartz IV und 
die Versuche zur Gründung neuer linker 
Parteien dazu, so ist auf der anderen 
Seite das Erstarken der rechtsextremen 
Kräfte nicht zu übersehen. Hier handelt 
es sich nicht um einen Spuk, der schnell 
verschwindet. Auch wenn nicht alle 
Wunschträume der rechtsextremen und 
neonazistischen Kräfte in Erfüllung 
gingen, sind Verharmlosungen und 
Bagatellisierungen fehl am Platze. Im 
folgenden wollen wir einige wesentliche 
Tendenzen, die sich in den Wahlergeb-
nissen zeigen, nachzeichnen.

Wahlen zum Europäischen 
Parlament
Bemerkenswert bei dieser Wahl war 
zunächst die geringe Wahlbeteiligung, 
die in den alten EU-Staaten auf 47,7 
Prozent absank und in den neuen EU-
Staaten gerade einmal 28,7 Prozent 
erreichte, dabei in Polen 20,9 und in der 
Slowakei 16,6 Prozent. Die Konservati-
ven konnten im nun erweiterten EU-Par-
lament ihre Spitzenposition stärken, die 
Sozialdemokraten verzeichneten in den 
einzelnen Ländern sowohl Erfolge (z. B. 
Frankreich) als auch Niederlagen (z. B. 
Großbritannien), Liberale und Grüne 
erreichten mehr Mandate, die Vereinig-
te Europäische Linke musste Verluste 

hinnehmen (trotz Zuwachs aus der PDS, 
aus Tschechien und Zypern). Im Schat-
ten der Konservativen und vielfach von 
der Europaskepsis der Bevölkerung 
profitierend, konnten in einer Reihe eu-
ropäischer Staaten die rechtsextremen 
und rechtspopulistischen Parteien ihre 
Positionen bei dieser Wahl stärken, auch 
wenn sie mit ihren Stimmen noch meist 
unter der Grenze für die Entsendung 
eigener Abgeordneter blieben.
Immerhin erreichte aber der rechtsext-
reme Vlaams Blok, der nur in Brüssel 
und Flandern angetreten war, 14,3 % 
der Stimmen und 3 Sitze im EU-Parla-
ment. Nach einer Steigerung auf 9,8 % 
ist die Partei Le Pens, die französische 
Front National, jetzt mit 7 Mandaten 
vertreten. Insgesamt ist die Fraktion der 
„Nationalisten“ (Union für das Europa 
der Nationen) mit 27 Abgeordneten nun 
präsent. Dieses Ergebnis verschleiert 
aber die Tatsachen, da Front National, 
Vlaams Blok oder auch der Vertreter 
von Jörg Haiders Partei unter den 66 
„Anderen“ in Straßburg firmieren. 
In der BRD waren unter den 21 zuge-
lassenen Parteien und Listen aus dem 
rechtsextremen und rechtspopulistischen 
Spektrum die NPD, die Republikaner, 
die Deutsche Partei, die Bürgerrechts-
bewegung Solidarität sowie die Liste Ab 
jetzt für Deutschland (Gegen Zuwan-
derung ins „Soziale Netz“) angetreten. 
Für diese stimmten insgesamt 946.248 
Wähler, knapp 3,6 Prozent.(Tabelle 1) 
Die DVU trat nicht an. Die in tiefer 
Krise befindlichen Republikaner be-
kamen mit knapp einer halben Million 
Stimmen 0,2 % mehr als 1999, dabei in 
Pirmasens 10,59 %, in Chemnitz 9,08 %, 
in Ludwigshafen 7,7 %. Verluste hatten 
sie vor allem in Berlin und Hamburg. 
Die NPD konnte bundesweit ihr Ergeb-
nis gegenüber 1999 mehr als verdoppeln 
(auf 0,9 %) und holte in Sachsen durch-
schnittlich 3,3 %.
Für die Einschätzung dieser Ergebnisse 
ist zunächst wichtig, daran zu erinnern, 
dass die NPD im Herbst 2003 versucht 
hatte, ein Wahlbündnis mit Republika-
nern, DVU und DP zu erreichen. Der 
NPD-Vorstand hatte sich dazu mit ei-

nem Appell an diese Parteien gewandt, 
erntete jedoch nur Zustimmung bei der 
kleinen DP, Ablehnung beim REP-Vor-
stand und Zögern beim DVU-Vorsitzen-
den. Im Mittelpunkt des Wahlkampfes 
der NPD standen das „NEIN zum EU-
Europa“, die Ablehnung der EU-Erwei-
terung, antitürkische und antijüdische 
Hetze. Die NPD forderte „Ausländer-
rückführung statt Integration“, auf dem 
Weg über Volksabstimmungen den Aus-
tritt aus der Währungsunion und selbst 
aus der EU. Dem nationalistischen, 
fremdenfeindlichen Programm folgten 
immerhin 4,2 Prozent der männlichen 
Wähler unter 24 Jahren. Neben Sachsen 
fielen vor allem die höheren Wahler-
gebnisse für die NPD in Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt, Thüringen und im Saarland 
auf. In Sachsen selbst zeichnete sich 
regional bereits jene Entwicklung ab, 
die dann bei den Landtagswahlen im 
September für das „Erschrecken“ sorgte 
– mit NPD-Anteilen etwa von 5,5 % in 
Görlitz, von 6,6 % in Annaberg, von 
7,0 % in der Sächsischen Schweiz oder 
von 7,7 % in Riesa-Großenhain.

Kommunalwahlen
Bei Kommunalwahlen kommen in der 
Regel die konkreten Sorgen und Bedürf-
nisse der Bevölkerung deutlicher zum 
Ausdruck als bei anderen Wahlen und 
die Entscheidung für die Mandatsträger 
verrät viel über deren Verankerung in 
Ort, Gemeinde und Kreis. Unter diesem 
Gesichtspunkt betrachtet konnten die 
Rechtsextremen bei den verschiedenen 
Kommunalwahlen dieses Jahres nicht 
nur zahlenmäßig zulegen, sondern auch 
Fortschritte beim Aufbau ihrer Struktu-
ren an der Basis demonstrieren. Es ge-
lang ihnen, sich stärker als „normale“, 
für die Interessen der Bürger antretende 
Parteien oder Parteienbündnisse dar-
zustellen. Anfänge dieser Entwicklung 
waren bereits bei den Brandenburger 
Kommunalwahlen im Oktober 2003 
zu erkennen, als die NPD in mehreren 
Städten Mandate errang und im Kreis-
tag des Landkreises Oder-Spree eine 
Fraktion etablieren konnte. (Tabelle 2)
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Die Kommunalwahlen in Baden-
Württemberg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Rheinland-Pfalz, im Saarland, 
in Sachsen und Sachsen-Anhalt fanden 
zeitgleich mit der Europawahl statt, 
Thüringen folgte zwei Wochen später, 
Nordrhein-Westfalen erst Ende Sep-
tember.
Wenig spektakulär waren die Wahler-
gebnisse in Baden-Württemberg, die 
Republikaner konnten aber ihre beiden 
Sitze im Stadtparlament von Stuttgart 
behaupten. In Rheinland-Pfalz dage-
gen sind sie künftig in drei Kreistagen 
und in fünf Parlamenten der kreisfrei-
en Städte vertreten. In Ludwigshafen 
(8,8 %) und Pirmasens (10,2 %) sind das 
jeweils 5 Sitze, aber auch in Mainz vier 
(bei über 5.000 Stimmen = 7,3 %), in 
Frankenthal und Speyer je zwei.
In Mecklenburg-Vorpommern schaff-
te die NPD erstmals den Sprung in die 
Kommunalparlamente. Sie setzte dabei 
auf einen sehr öffentlichkeitswirksamen 
Wahlkampf und stellte eine Reihe in 
den Orten gut bekannte Kandidaten auf 
(Schiffbauer, Handwerker, Straßenbauer 
usw.) Sie errang zehn Mandate, je zwei 
Sitze in den Kreistagen Ludwigslust 
(5.360 Stimmen!), Ostvorpommern und 
Stralsund (Bürgerschaft), je einen Sitz 
im Kreistag Müritz, in den Stadträten 
von Ludwigslust und Anklam sowie im 
Gemeinderat Teldau. Dafür reichten an 
der Müritz 2,6 und in Anklam 8,0 Pro-
zent. Durch die Entscheidung des Lan-
desverfassungsgerichts Mecklenburg-
Vorpommerns vom 14. Juli, dass bereits 
zwei Abgeordnete in einem Kommunal-
parlament als Fraktion gelten, wurden 
die drei Doppelmandate der NPD auch 
noch aufgewertet. Der Fraktionsstatus, 
der Steuergelder, Akteneinsichten und 
Parlamentsrechte garantiert, kam der 
NPD gerade recht, neue Aktionstage 
zusammen mit den neonazistischen Ka-
meradschaften zu veranstalten. 
Ähnliche Trends wie in Mecklenburg-
Vorpommern zeichneten sich auch im 
Saarland ab, die NPD errang aus dem 
Stand insgesamt 10 Mandate. Aller-
dings galt hier noch die 5 %-Klausel, so 
dass die 5.440 Stimmen (4,2 %) für das 
Einrücken der NPD in den Stadtverband 
Saarbrücken oder die 450 Stimmen 
(4,7 %) in Dudweiler unter den Tisch 
fielen. Unterstützung erhielten die ört-
lichen Kandidaten durch die gleichzeiti-
ge wenn auch erfolglose Bewerbung des 
NPD-Vorsitzenden Udo Voigt für das 
Amt des Oberbürgermeisters von Saar-
brücken. Als ein Paukenschlag, der vor 
allem den Einstieg mit sozialer Dema-

gogie sichtbar machte, war der Einzug 
der NPD mit einer fünfköpfigen Frakti-
on in den Stadtrat von Völklingen (1447 
Stimmen mit 9,6 %) und in den Ortsrat 
Völklingen Mitte (1167 Stimmen mit 
10,5 %) zu werten. Zusammen mit den 
NPD-Stimmen bei der Wahl zum Saar-
brücker Bezirksrat West (8,5 %) und 
zum Bezirksrat Halberg (5,8 %) hätten 
hier bereits die Alarmsignale aufleuch-
ten müssen, die dann Anfang September 
bei der Landtagswahl die NPD beinahe 
auch hier in den Landtag spülten. Ange-
sichts der noch hohen CDU-Ergebnisse 
wurden sie jedoch weitgehend bagatel-
lisiert.
In Sachsen-Anhalt blieben nach den 
früheren Niederlagen der DVU und der 
Schill-Partei die Positionen der Rechts-
extremen relativ schwach. Im Schatten 
der dominierenden CDU, großer Ver-
luste der SPD und wichtiger Erfolge 
der PDS konnte die NPD insgesamt 7 
Mandate (bisher 1 in Sangerhausen) 
erreichen. Diese verteilen sich auf den 
Stadtrat in Halle, den Stadtrat in Qued-
linburg, den Stadtrat in Halberstadt und 
den in Sangerhausen und den Kreistag 
Aschersleben-Staßfurt (je 1) sowie 
den Kreistag des Burgenlandkreises (2 
Mandate). Hier wurde mit 5,3 % (7964 
Stimmen) das Spitzenergebnis erzielt. 
Nicht zu übersehen ist, dass die Reste 
der Deutschen Sozialen Union (DSU) 
– ebenfalls sehr rechtslastig – mit 2,0 % 
in Aschersleben oder mit 1,3 % in Des-
sau ebenfalls einen Sitz errangen.
Gegenüber den genannten Ergebnissen 
feierte die NPD in Sachsen ihre Wah-
lergebnisse bereits als „sensationellen 
Zugewinn“. Hatte sie bisher über 9 
Sitze verfügt, so gelang ihr nun der 
Sprung auf 44 Mandate (in 23 Kommu-
nalparlamenten). 13 Sitze erzielte sie in 
den Kreistagen (5 im Kreistag Sächsi-
sche Schweiz, je 3 in den Kreistagen 
Meißen-Radebeul und Muldentalkreis, 
je einen im Kreistag Chemnitz-Land 
und Freiberg). 28 Sitze kann sie jetzt 
in Stadt- und Gemeinderäten besetzen. 
Die höchsten Prozentergebnisse für die 
NPD wurden aus dem Muldentalkreis 
(Wurzen, Trebsen) und aus der Säch-
sischen Schweiz gemeldet. Neben Kö-
nigstein, Sebnitz und Ostrau machte vor 
allem der Ort Reinhardsdorf-Schöna an 
der Grenze zu Tschechien Schlagzei-
len, wo sich 25,1 % der Wähler für die 
NPD entschieden. Zwei Mittelständler 
aus dem Dorf, die bisher als Parteilose 
in einer Freien Wählergemeinschaft 
aufgetreten waren, stellten sich nun als 
NPD-Kandidaten zur Wahl und wurden 

auf Grund ihres hohen Bekanntheitsgra-
des auch gewählt.
Die besondere Konzentration der NPD 
galt über ein Jahr lang der Formierung 
und dem anschließenden Wahlkampf 
für ein „Nationales Bündnis Dresden“. 
Das strategische Ziel, in der sächsischen 
Landeshauptstadt und damit der ersten 
deutschen Großstadt überhaupt, einen 
Durchbruch zu erzielen, wurde mit 
erheblichem finanziellen und personel-
len Einsatz, darunter fast der gesamten 
Parteispitze geführt. Das „Bündnis“ 
wurde gegen den Widerstand des Par-
teivorstandes der Republikaner mit 
zur NPD überlaufenden Funktionären 
dieser Partei, mit Unterstützung des 
DP-Vorsitzenden Heiner Kappel, der 
„Jungen Landsmannschaft Ostpreußen“ 
und anderer rechtsextremer Gruppen in 
Szene gesetzt. Spitzenkandidat wurde 
der stellvertretende NPD-Parteivorsit-
zende und Leiter des Deutsche Stim-
me-Verlages in Riesa, Holger Apfel. 
Zahlreiche öffentliche Veranstaltungen 
und Flugblattaktionen, ein Mix von an-
geblicher Fürsorge für die Belange der 
Bürger einerseits und demagogischer 
antiamerikanischer und antijüdischer 
Hetze andererseits, sicherten schließlich 
dem „Bündnis“ den Erfolg. Mit über 4 
Prozent der Stimmen konnten 3 Manda-
te im Stadtparlament erreicht und eine 
Fraktion unter Apfels Führung gebildet 
werden. 20.564 Dresdener gingen so 
den Rechtsextremen auf den Leim.
Bemerkenswert war zugleich, dass die 
Republikaner in einer anderen sächsi-
schen Großstadt, in Chemnitz, ebenfalls 
die rechtsextremen Stimmen auf sich 
vereinigen konnten. Mit 10,3 Prozent 
und daraus resultierenden 5 Stadtrats-
mandaten übertrafen sie ihre kühnsten 
Träume.
Die Ergebnisse der Kommunalwahl 
in Sachsen zeigten, dass die Zeiten zu 
Ende gingen, wo solche Ereignisse als 
Eintages-Erscheinung oder als „Aus-
rutscher“ abgetan werden konnten. Die 
Stimmen für die NPD in der Sächsi-
schen Schweiz, aber auch an der Mulde 
und im oberen Erzgebirge bewiesen, 
dass die Partei im „gesellschaftlichen 
Wurzelgrund Fuß gefasst“ hatte, wie 
es der Politologe Everhard Holtmann 
von der Universität Halle im „Neuen 
Deutschland“ vom 12. Juli ausdrückte, 
eine Einschätzung, die die NPD-Zei-
tung genüsslich kolportierte.
Die NPD-Führung ihrerseits zog aus 
den Gewinnen die Schlussfolgerung, 
sich nun noch stärker auf die Landtags-
wahlen in Sachsen zu konzentrieren, die 
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Chance eines Einzugs in einen Landtag 
beim Schopfe zu packen. Das Ergebnis 
des Einzugs in das Dresdener Stadt-
parlament ließ sie noch konsequenter 
die Ausschaltung jeglicher Konkurrenz 
mit anderen rechtsextremen Parteien im 
Landtagswahlkampf betreiben. So wur-
de wenige Tage danach die DVU-Spitze 
von einem Deal überzeugt, der bei Ver-
zicht der NPD auf ein Antreten in Bran-
denburg ihr mögliche DVU-Stimmen in 
Sachsen sicherte. Gleichzeitig wurde 
alles getan, um die Republikaner von 
den Wahlzetteln in Sachsen verschwin-
den zu lassen.
Ein vollständiges Bild über die Wahler-
gebnisse bei der Kommunalwahl in Nor-
drhein-Westfalen ist nur sehr schwer zu 
gewinnen. Bei Dominanz der CDU, bei 
weiteren Verlusten der SPD, Gewinnen 
der FDP und einigen Fortschritten der 
kleineren linken Parteien (PDS erzielte 
33 Mandate) gehen die Einschätzungen 
über die Ergebnisse der rechtsextremen 
Kräfte von „unbedeutend“ bis „lokal 
erfolgreich“ auseinander. Das liegt vor 
allem daran, dass Kandidaten rechtsext-
remer Parteien oft nicht direkt auftraten. 
Auf Listen der Republikaner waren 
Mitglieder von DVU, Pro DM/Schill 
und anderer Gruppierungen anzutreffen, 
auch die Ausrichtung von „Bündnis für 
Deutschland“, „Pro Köln“ und anderer 
Wählervereinigungen war für viele 
Wähler nicht zu erkennen. Auf Stim-
menfang gingen die Rechtsextremen mit 
ihrer Propaganda der einfachen Lösun-
gen unter Ausnutzung der weit verbrei-
teten Unzufriedenheit über Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik. Ausländerfeind-
lichkeit stand im Mittelpunkt des Wahl-
kampfes von „Pro Köln“. Unterstützung 
leisteten neonazistische Kameradschaf-
ten und Nazibands wie „Oidoxie“.
Statistisch wurden für die Republikaner 
17 Mandate, für die NPD 3 Mandate und 
für die DVU ebenfalls drei ausgewiesen. 
Die Liste „Pro Köln“ als Anhängsel 
der NPD schaffte aus dem Stand den 
Einzug ins Kölner Stadtparlament mit 
Fraktionsstärke. Aus Herne wurde der 
höchste Anteil für die Republikaner mit 
4,7 Prozent (3 Mandate) gemeldet, in 
Düsseldorf (1,7 %) erhielten die Repu-
blikaner nur einen Sitz.

Landtagswahlen
Die Ergebnisse der Landtagswahl in 
Thüringen boten kaum Überraschun-
gen. Bei 54 % Wahlbeteiligung erlitt 
zwar die CDU Verluste, konnte aber 
knapp ihre absolute Mehrheit im Land-
tag behaupten. Die SPD stürzte ab, die 

PDS erzielte deutliche Gewinne. Zur 
Wahl traten auch die Republikaner und 
die NPD an, blieben mit 2,0 bzw. 1,5 
Prozent jedoch unter ihren Erwartungen. 
Die NPD, die 1999 noch eine 0,1 %-Par-
tei gewesen war, 2002 dann 0,9 % und 
bei der Europawahl 2004 1,7 % erreich-
te, feierte das dennoch als einen Erfolg. 
Sie vermeldete eine „NPD-freundliche 
Stimmung“, die im Kyffhäuser-Kreis 1 
(Sondershausen) 4,0 % der Stimmen, in 
Saalfeld/Rudolstadt 2,8 %, in Weimar-
Land 2,4 %, im Eichsfeld 2,1 % und in 
Bad Frankenhausen 2,0 % einbrachte. 
Der Landesvorsitzende der NPD, Frank 
Schwerdt, betonte, dass für diesen Wahl-
kampf nur sehr geringe Finanzmittel zur 
Verfügung gestanden hätten.
Im Saarland konnte die CDU ebenfalls 
wieder stärkste Kraft werden, während 
die SPD dramatische Verluste erlitt. Die 
FDP kam wieder in den Landtag, die 
PDS konnte ihre Stimmenzahl mehr als 
verdoppeln. Vom Niedergang der SPD 
konnte vor allem die NPD profitieren, 
die aus dem Stand 4,0 % der Stimmen 
auf sich vereinigte und beinahe in den 
Landtag gekommen wäre. Republika-
ner, DVU, PRO, BFB traten nicht an 
oder schafften die notwendige Zahl 
von Unterstützerunterschriften für die 
Kandidatur nicht. Überraschenderweise 
erschien die Deutsche Partei (DP) auf 
den Wahlzetteln als Konkurrenz für die 
NPD. Mit 362 Stimmen (0,1 %) blieb sie 
jedoch ebenfalls außen vor. In Saarbrü-
cken erreichte die NPD mit 4,95 % fast 
die 5-Prozent-Marke (die DP hatte hier 
0,3 %). In Neunkirchen stimmten 3,9 % 
der Wähler für die NPD, in Saarlouis 
3,0 % und in Völklingen ähnlich wie bei 
der Kommunalwahl sogar 9,7 %.
Aus den Wahlanalysen wurde ermit-
telt, dass für die NPD 10 Prozent der 
Arbeiter, 14 Prozent der Arbeitslosen 
und 8 Prozent der Jungwähler votierten. 
Die Propagierung sozialer Themen wie 
der Protest gegen Hartz IV („Schnauze 
voll“-Plakate) oder gegen den „Ren-
tenklau“, Forderungen nach „sozialer 
Gerechtigkeit“ in Verbindung mit dem 
Slogan aus der Nazizeit „Deutsch ist die 
Saar“ brachten der NPD die Stimmen. 
Begünstigend wirkte das gleichzeiti-
ge Auftreten des NPD-Vorsitzenden 
Voigt als Kandidat für den Posten des 
Oberbürgermeisters in Saarbrücken. 
Er erhielt so die Gelegenheit, an einer 
Podiumsdiskussion im Saarländischen 
Rundfunk teilzunehmen (Fernsehü-
bertragung) und dort vor allem gegen 
die Korruption in der Stadt und gegen 
„Überfremdung“ zu wettern.

Die Landtagswahlen in Brandenburg 
und Sachsen am 19. September wurden 
mit großer Spannung erwartet, was sich 
sowohl aus den vorhergehenden Wahl-
ergebnissen als auch der zugespitzten 
sozialpolitischen Auseinandersetzung 
ergab. Wie oben erwähnt, hatten NPD 
und DVU dafür die Vereinbarung ge-
troffen, nicht gegeneinander zu kon-
kurrieren und die Republikaner waren 
weitgehend ausgeschaltet.
In Brandenburg konnte sich letztlich 
die SPD als stärkste Kraft behaupten, 
die CDU trotz starker Verluste in der 
Regierung bleiben, die PDS beträcht-
lich zulegen und auf den zweiten Platz 
vorrücken, während FDP und Grüne 
wiederum außerhalb des Landtages 
blieben. Bei einer Wahlbeteiligung von 
56,6 % konnte die DVU erneut in den 
Landtag einziehen und mit 6,1 % der 
Stimmen sogar 0,8 % zulegen. (Tabelle 
3) Mit nunmehr 6 Mandaten konnte 
sie eindeutig auch von den Stimmen 
der NPD-Anhänger profitieren. Da 
die DVU aus München gelenkt und fi-
nanziert im Wahlkampf kaum Präsenz 
auf Straßen und Plätzen zeigte, war 
ihr Programm von den Zehntausenden 
Plakaten, von Postwurfsendungen und 
einigen Fernsehspots abzunehmen. 
Sie setzte auf primitive Parolen wie 
„Die Wut wächst“, „Schnauze voll?“ 
oder den „Politbonzen“ der etablierten 
Parteien und auch der PDS solle man 
die Stimme verweigern, versuchte mit 
Ausländerfeindlichkeit und Angriffen 
gegen Hartz IV alle zu erreichen, „die 
so richtig sauer sind“. Diesen Paro-
len folgten nicht zuletzt Arbeitslose 
in strukturschwachen Gebieten, aber 
auch Wähler in Kreisen, die an Polen 
grenzen. Befragungen ergaben, dass 
der Anteil der Gewerkschaftsmitglieder 
unter den DVU-Wählern 5 %, dabei der 
Anteil gewerkschaftlich organisierter 
Angestellter 3 % und der Anteil gewerk-
schaftlich organisierter Arbeiterinnen 
und Arbeiter 8 %) betrug. Kopfschüt-
telnd registrierte man in der Gemeinde 
Hirschfeld, wo es keine „Glatzen“ gibt, 
keine Partei Wahlkampf machte und ge-
rade zwei gut integrierte Türken leben, 
25,8 % Stimmen für die DVU, verwies 
aber auf eine Arbeitslosigkeit von über 
30 Prozent. (Tabelle 3)
Auf den Wahlscheinen erschien auch 
die NPD-Abspaltung „Bewegung Neue 
Ordnung“ (BNO) des früheren Lan-
desvorsitzenden Mario Schulz, jedoch 
unter dem unverdächtigen Schild „JA“ 
(zu Brandenburg). Diese sammelte 
4.114 Stimmen (0,4 %) ein. Die Reste 
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der Schill-Partei unter dem Namen 
„Offensive D“ kamen auf 0,3 % (in der 
Stadt Frankfurt/Oder auf 0,9 %).
Die meisten Reaktionen und Kommen-
tare riefen die Ergebnisse der Landtags-
wahlen in Sachsen hervor, wo die CDU 
ihre absolute Mehrheit verlor, die SPD 
bis unter die 10-Prozent-Marke abstürz-
te, FDP und Grüne den Wiedereinzug in 
den Landtag schafften, die PDS zulegen 
konnte, aber die NPD mit sensationel-
lem Erfolg erstmals seit den sechziger 
Jahren wieder in einen Landtag einzie-
hen konnte. Mit besorgniserregenden 
9,2 Prozent der Stimmen kam sie fast 
an die SPD heran, was nicht nur in der 
BRD, sondern auch im Ausland umfang-
reich registriert wurde. Gegenüber 1999 
(1,4 %) waren die 191.000 Stimmen 
mehr als das Sechsfache. (Tabelle 4)
Natürlich war das für wirkliche Analy-
tiker keine große Überraschung mehr. 
Sie verweisen auf die langfristigen 
Vorbereitungen der NPD für den Coup 
in Sachsen, von der demonstrativen 
Teilnahme der NPD-Parteiführung am 
Gedenken für die Opfer des Bomben-
krieges in Dresden bis zu den Groß-
veranstaltungen der NPD-Zeitung in 
Meerane oder Mücka, dem systemati-
schen strukturellen Aufbau der Partei 
in Sachsen, der gezielten Übersiedlung 
von Kadern aus den alten Bundeslän-
dern. Sie zeigen die gezielte Auswahl 
der Kandidaten sowohl „bodenständi-
ger“, in den Orten gut bekannter Leute 
(zum Teil aus dem Mittelstand) und 
die sofortige Wiederaufstellung der in 
den Kommunalwahlen erfolgreichen 
Bewerber. Sie erwähnen zu Recht den 
professionell geführten Wahlkampf mit 
beträchtlichen finanziellen Mitteln bis 
hin zum Einsatz eines Flugzeuges zur 
Wahlwerbung, die Mengen an Plakaten, 
Flugzetteln, Infotischen, die zum Teil 
auch mit Unterstützung aus den Ka-
meradschaften organisiert wurden. Und 
natürlich spielte der Verzicht der DVU, 
in Sachsen anzutreten und das Ausma-
növrieren der Republikaner eine Rolle.
Dennoch dürften vor allem zwei Fak-
toren ausschlaggebend gewesen sein: 
Erstens sind die Ergebnisse wie in der 
Sächsischen Schweiz und im oberen 
Erzgebirge Ausdruck einer kommunal 
verankerten Parteistruktur, wo die ex-
tremen Rechten nicht mehr als margi-
nalisierte Neonazis, sondern als Teil des 
Mainstreams wahrgenommen werden, 
wo die NPD als „normale“ Partei be-
trachtet wird und auch die militanten 
Neonazis als „die lieben Jungs von 
nebenan“ gelten. Zahlreiche Aktivisten 

der extremen Rechten sind seit Jahren 
bei Feuerwehren und Schützenvereinen, 
Heimattreffen der „Vertriebenen“ und 
Kirmesveranstaltungen aktiv, betreiben 
Kneipen und organisieren Jugendkon-
zerte. Wo Land, Kreise oder Kommunen 
an der Jugendarbeit sparen, füllt die 
NPD die kulturelle Lücke.
Zweitens fuhr die NPD ihren Erfolg 
durch eine klare Absage an die Bundes-
politik ein. Sie artikulierte sich im Ge-
gensatz zu den „Systemparteien“ als die 
„wirkliche Vertreterin Deutschlands“ 
(bzw. Ostdeutschlands, Sachsens) und 
fing mit ihrer Teilnahme an den Mon-
tagsdemonstrationen die Stimmungen 
genau ein. Es war nicht einfach eine 
„Protestwahl“, sondern der Ausdruck 
grundlegender Zweifel an der Richtig-
keit der derzeitigen Bundespolitik. Der 
in Sachsen ebenfalls propagierten Frage 
„Schnauze voll?“ wurde mit Parolen 
ausländerfeindlicher Art „Grenzen dicht 
– für Lohndrücker“, „Deutschland uns 
Deutschen“ sowie „gegen Sozialabbau, 
Rentenklau, Korruption“ die Antwort 
mitgeliefert.
Die bei der Bewertung der sächsischen 
Wahlergebnisse erneut anzutreffenden 
Bagatellisierungen, Kurzschlüsse und 
Spekulationen können keinesfalls ak-
zeptiert werden. Hier handelte es sich 
nicht um eine bloße „Protestwahl“, 
um eine „Quittung für Hartz IV“. Die 
Wahlergebnisse in Sachsen (und Bran-
denburg) stellen wie Hans Modrow 
formulierte, keinen „Ausrutscher“ dar, 
sondern signalisieren eine ganz ernste 
Gefahr, gegen die man sich mit allen 
Kräften wehren muss. Mit der Entste-
hung stabiler Stammwählerschaften in 
einigen Regionen Sachsens geht eine 
Saat auf, „die die einen seit 15 Jahren 
pflegen und die anderen seit Jahren igno-
rieren“, schrieb Friedemann Bringt vom 
Kulturbüro Sachsen. Der Soziologe Prof. 
Rainer Rilling verweist auf die Tatsache, 
dass für die neue rechte Jugend keine Ta-
bus gegenüber der Naziideologie mehr 
gelten. Die Vorstellung einer raschen 
„Entzauberung“ der NPD im sächsi-
schen Landtag, ähnlich der Behandlung 
der Lachnummer der DVU im Landtag 
Sachsen-Anhalt 1998, ist eine Illusion. 
Mit dieser Fraktion (wie mit der gesam-
ten NPD), die einen großen Mitarbeiter-
stab, alle parlamentarischen Möglichkei-
ten und erhebliche Finanzmittel hat, ist 
eine prinzipielle und zugleich taktisch 
kluge Auseinandersetzung erforderlich.
Ergänzend zu den Aussagen über die 
NPD ist darauf hinzuweisen, dass die 
Wahlergebnisse das vergrößerte rechts-

extreme Potential auch in Stimmen für 
die DSU (insgesamt 0,5 % für die Lis-
ten und 1,0 % Direktwähler, in Leipzig 
III sogar 1,7 %) sowie für dennoch in 
Sachsen vereinzelt angetretene Repub-
likaner (0,2 Prozent), für Offensive D 
(2.881 Stimmen) und für BüSo (0,9 %) 
ausweisen. So ergibt sich in Sachsen 
insgesamt eine Überschreitung der 10-
Prozent-Grenze!

Fazit
„Zuerst die Kommunen, dann die Land-
tage und dann der Bundestag“ hatte der 
Vorsitzende der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der NPD, Ralf Haschke als 
Motto für deren Strategie ausgegeben. 
Auf diesem Wege ist die NPD im Jahre 
2004 einen Schritt vorangekommen. 
Insgesamt konnten die rechtsextremen 
Kräfte bei den Wahlen im „Superwahl-
jahr“ Resultate erreichen, die in diesem 
Umfang nicht erwartet worden waren.
Sie treten danach selbstbewusster und 
zumeist auch aggressiver auf. Lauthals 
bekräftigte der NPD-Vorsitzende Udo 
Voigt auf dem Leinefelder Parteitag das 
von ihnen angestrebte Ziel-Eroberung 
der politischen Macht in Deutschland, 
„Abwicklung“ des parlamentarischen 
Systems in der BRD, Errichtung eines 
Führerstaates nach NS-Vorbild, Wieder-
herstellung eines „Deutschen Reiches“ 
und das Festhalten am 3-Säulen-Kon-
zept, in dem neben dem „Kampf um 
die Straße“ und dem „Kampf um die 
Köpfe“ der „Kampf um die Parlamente“ 
eine wichtige Rolle spielt.
Wenn nun noch eine vierte Säule, der 
„Kampf um den organisierten Willen“ 
hinzugefügt werden soll, so verbirgt 
sich hinter dieser Phraseologie der 
Versuch, nach den Erfahrungen dieses 
Jahres durch Abkommen mit der DVU, 
mit Hilfe der neonazistischen Kamerad-
schaften und vielleicht auch weiterer 
Republikaner, auch bei den nächsten 
Wahlen zu punkten. 
Stehen doch nicht nur Landtagswahlen 
in Schleswig-Holstein und Nordrhein-
Westfalen 2005, sondern auch bereits 
Vorbereitungen für Landtagswahlen, 
Kommunalwahlen und die nächsten 
Bundestagswahlen im Jahre 2006 an. 
Die jetzt von den demokratischen 
Kräften einschließlich der PDS ange-
kündigte verstärkte Auseinandersetzung 
mit der rechtsextremen Politik und 
Ideologie beinhaltet deshalb auch den 
Kampf darum, den Neonazis den Weg 
in weitere Parlamente zu verlegen.

Dr. sc. Roland Bach
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2004 1999 Veränderung

Anzahl % Anzahl % %

Republikaner 485.691 1,9 461.038 1,7 0,2

NPD 241.678 0,9 107.662 0,4 0,5

BüSo 22.009 0,1 9.431 0 0,1

Bündnis für 134.916 0,5 0 0 0

Deutschland

DP 61.954 0,2 0 0 0

Gesamt 946.248 3,6

Tabelle 1
Europawahl 2004
Stimmen für rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien in der BRD

Brandenburg

Kreistag Oder-Spree 2

Kreistag Prignitz 1

Kreistag Oberhavel 1

Stadtrat Wittstock 1

Mecklenburg-Vorpommern

Kreistag Ludwigslust 2

Kreistag Müritz 1

Kreistag Ostvorpommern 2

Stadtrat Stralsund 2

Stadtrat Ludwigslust 1

Stadtrat Anklam 1

Gemeinderat Teldau 1

Saarland

Stadtrat Völklingen 5

Ortsrat Völklingen Mitte 2

Bezirksrat Halberg (Saarbr.) 1

Bezirksrat West (Saarbr.)2 2

Sachsen

K.tag Meißen-Radebeul 3

K.tag Muldentalkreis 3

K.tag Chemnitz-Land 1

K.tag Landkreis Freiberg 1

K.tag Sächsische Schweiz 5

Tabelle 2
Kommunale Mandate der NPD

Stadtrat Meißen 2

Stadtrat Annaberg 2

Stadtrat Wurzen 3

Stadtrat Trebsen 1

Stadtrat Riesa 2

Stadtrat Freiberg 1

Stadtr. Limbach-Oberfrohna 2

Stadtr. Neustadt/Sachsen 1

Stadtrat Königstein 3

Stadtrat Sebnitz 2

Stadtrat Pirna 2

Stadtr.Dresden-Nat.Bündnis 3

G.r.Großrückertswalde 2

G.r.Reinhardsdorf-Schöna 2

Gemeinderat Struppen 1

Ortsrat Ostrau 1

Sachsen-Anhalt

Kreistag Burgenlandkreis 2

K.t.Ascherslb.-Staßfurt 1

Stadtrat Halle 1

Stadtrat Quedlinburg 1

Stadtrat Halberstadt 1

Stadtrat Sangerhausen 1
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Stimmen Veränderung Stimmen Stimmen

Wahlkreise DVU % zu 1999 in % „JA“ in % „Offensive“ in %

Potsdam I 2,3 -0,3 0,2 0,1

Potsdam II 4 0,8 0,2 0,1

Potsd.-Mittelm./Potsd.IV 3 0,2 0,2 0,1

Dahme-Spreewald I 4,1 -0,4 0,3 0,6

Frankfurt/Oder 4,7 0,9 0,3 0,9

Barnim II 4,7 -0,1 0,3 0,4

Barnim I 4,8 0,9 0,3 0,7

Oberhavel II 4,9 -0,6 0,2 0,5

Cottbus II 5,1 1 0,2 0,2

Cottbus I 5,2 1,3 0,2 0,2

Brandenburg II 5,8 1,1 0,2 0,1

BrandenburgI/P.-Mittelm.I 6,7 1,2 0,6 0,1

Oberhavel III 6,8 0,4 0,3 0,8

Uckerm./Oberh.IV 6,8 1 0,3 0,5

 Oder-SpreeII 7 0,2 0,7 0,2

Uckermark I 7,1 2,3 0,5 0,4

Havelland I 7,2 0,3 0,4 0,1

Märkisch-Oderland III 7,4 0,5 0,4 0,7

Dahme-Spreewald III 7,4 0,9 0,4 0,1

Märkisch-Oderland IV 7,8 0,1 0,3 0,9

Elbe-Elster I 7,8 1,7 0,4 0,1

Obersprw.II/Spree-NeisseIV 9,4 3,1 0,5 9,7

Spree-Neisse II 9,5 2,8 0,4 0,7

Elbe-Elster II 11,3 4,2 0,3 0

Oberspreewald-Lausitz I 12,2 4,9 0,5 0,1

Tabelle 3
Landtagswahl 2004 Brandenburg, Ausgewählte Kreise

Wahlkreis Listenstimmen-
anteile in %

1 Leipzig 1 4,3

2 Leipzig 4 4,5

3 Dresden 3 4,6

4 Dresden 2 4,9

5 Dresden 1 5,3

6 Leipzig 6 5,6

7 Leipzig 7 5,7

8 Leipziger Land 2 6,1

17 Vogtland 3 8,3

18 Zwickau 8,4

19 Dresden 4 8,5

20 Chemnitz 4 8,7

26 Plauen 9,1

33 Freiberg 2 9,8

35 Görlitz 9,9

37 Meißen 1 10

38 Muldental 1 10

41 Leipziger Land 1 10,1

Tabelle 4
Landtagswahl Sachsen 2004, Stimmen für die NPD in Prozent, Ausgewählte Wahlkreise

42 Niederschles.Oberlausitz 1 10,1

43 Weißeritzkreis 2 10,2

44 Kamenz 2 10,7

45 Vogtland 1 10,8

46 Döbeln 11,1

47 Löbau-Zittau 1 11,1

48 Kamenz 1 11,2

49 Riesa-Großenhain 1 11,3

50 Aue-Schwarzenberg 2 11,4

51 Niederschl. Oberlausitz 2 11,4

52 Torgau-Oschatz 11,4

53 Bautzen 2 11,8

54 Sächs.Schweiz 1 11,8

55 Stollberg 12,2

56 Bautzen 1 12,5

57 Mittleres Erzgebirge 12,5

58 Riesa-Großenhain 2 13,9

59 Annaberg 14

60 Sächsische Schweiz 2 15,1
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Der aufhaltsame Aufstieg des Roberto Fiore
Wie wird man als ehemaliger italienischer neofaschistischer Terrorist 
zu einem Multimillionär

Die historischen Wurzeln des heutigen 
Neofaschismus in Italien seit 1945
Es ist schwierig, sich mit dem Rechts-
extremismus in Italien zu beschäfti-
gen, ohne in Verschwörungstheorien 
zu verfallen. Denn stets entdeckt man 
bei neofaschistischen italienischen 
Gruppierungen Verbindungen zu Ge-
heimdiensten, Freimaurern, der Mafia, 
geheimen internationalen Trainingsla-
gern, schwarzen Fonds etc. Trotzdem 
sind bestimmte, auf den ersten Blick 
„verschwörerische“ Elemente Teil der 
Geschichtsschreibung geworden, so 
dass man sie mit einbeziehen sollte, 
ohne eine objektive Analyse der vorhan-
denen historischen Elemente aus den 
Augen zu verlieren. Tatsache ist, dass 
die Geschichte des Rechtsextremismus 
in Italien seit dem Ende des zweiten 
Weltkrieges eng mit der politischen 
internationalen Situation des kalten 
Krieges verbunden war.
Nach der Befreiung von den Nazis 
und der von Togliatti, dem damaligen 
Sekretär der PCI (Partito Comunista 
Italiano), ausgerufenen Amnestie wur-
den immer wieder ehemalige Faschisten 
rekrutiert, um den antikommunistischen 
Kampf mit zu gestalten. So war dies 
etwa der Fall bei Salvatore Giuliano, 
dem „sizilianische Banditen“, dessen 
Verbindungen über die Mafia zum 
amerikanischen Geheimdienst in der 
Zwischenzeit bewiesen wurden. Mit 
dem von ihm ausgelösten Blutbad von 
Portella della Ginestra Ende der 40er 
Jahre, als protestierende Bauern nie-
dergemetzelt wurden, eröffnete sich in 
Italien die Saison der reaktionären Ge-
walt. Ab jetzt wurden die schlimmsten 
Attentate auf Zivilisten im Namen des 
Antikommunismus gerechtfertigt. 
In den darauffolgenden Jahrzehnten 
sollte das „Land der Sonne“ mehrere 
Putschversuche, in denen ehemalige 
Faschisten involviert waren, erleben. 
So z. B. der gescheiterte Versuch von 
Junio Valerio Borghese, ehemaliger An-
führer von Mussolinis Elitetruppen, die 
X. Mas, oder der SOLO-Plan, welcher 
einen Putsch von Seiten der Carabinieri 
vorsah, bis hin zu der „Stay-Behind-Or-
ganisation“ namens Gladio, zu der wir 
später noch zurückkommen werden.
Der schaurige Höhepunkt wurde aber 
Ende der 60er bis Anfang der 80er er-

reicht, als die Angst vor der „größten 
kommunistischen Partei der westlichen 
Welt“ und den Studentenprotesten der 
68er Generation die ruchlose „Strate-
gie der Spannung“ gebar. Ziel dieser 
Strategie war es, das Land in eine Lage 
der Spannung zu versetzen, in der große 
blutige Attentate einer nicht näher iden-
tifizierten anarchistischen Linke in die 
Schuhe geschoben wurden, um somit 
die Tendenz der italienischen Wähler-
schaft nach Rechts zu verschieben und 
das Wachstum des PCI zu bremsen. So 
kam es 1969 in der Piazza Fontana in 
Mailand zu einem Bombenattentat mit 
vielen Opfern, danach folgte ein Attentat 
auf den Zug Italicus und das Anschlag 
am Bahnhof von Bologna (siehe unten). 
Der größte Teil dieser Bombenattentate 
ist bis heute noch nicht aufgeklärt, doch 
stets wurden im Zuge der Ermittlungen 
der italienischen Staatsanwaltschaft 
(manche laufen noch bis heute) neofa-
schistische Gruppierungen, wie Terza 
Posizione, Nuclei Armati Revoluzionari 
oder Ordine Nuovo, genannt, sowie de-
ren Verbindungen zu umgelenkten Teilen 
der Geheimdienste SISDE und SISMI. 

Die Loge „P 2“ und die 
„Gladio“-Trainingscamps
In den späten Achtzigern sorgten zwei 
Skandale für großen Aufruhr: Einerseits 
die Veröffentlichung der Mitgliederliste 
einer Freimaurerloge namens P2, auf 
der die Namen der führenden Persön-
lichkeiten des italienischen Militärs 
und der Geheimdienste auftauchten, 
zum anderen wurde die Existenz eines 
verfassungswidrigen Trainingcamps 
namens „Gladio“ im nördlichen Italien 
bekannt, in denen unter der Leitung 
von NATO-Offizieren rechtsextreme 
Söldner, die „Gladiatoren“, für den 
Fall eines Sieges der kommunistischen 
Partei ausgebildet wurden, um sofort 
mit einem gewaltsamen Putsch einzu-
greifen. Mit von der Partie waren die 
oben genannten Mitglieder der Loge 
P2, Generäle, führende Politiker, CIA-
Agenten, korrupte Richter und, wie ge-
sagt, neofaschistische Terroristen.
Alle diese Ereignisse und Verbindun-
gen der rechtsextremen Terroristen zu 
staatlichen Institutionen sind wichtig, 
um die heutigen italienischen Rechts-
extremisten zu verstehen, vor allem, um 

zu begreifen, dass sie in ihrem Handeln 
auch mit dem System skrupellos zusam-
menarbeiten, welches sie zu bekämpfen 
meinen.
In den Achtziger Jahren beruhigte sich 
die Situation um den Rechtsextremis-
mus ein wenig. Einerseits wurden viele 
der Täter verfolgt (obwohl die wenigs-
ten dingfest gemacht wurden, wie wir 
sehen werden), andererseits etablierten 
sich jedoch kleinere Gruppierungen, die 
sich nach dem Skinhead-Codex richte-
ten und eher auf lokaler Ebene oder in 
den Fußballstadions agieren.
Im Mai 1993 lösen sich fast alle neo-
nazistischen und faschistischen italie-
nischen Gruppierungen auf, darunter 
(Movimento Politico, Meridiano Zero, 
Azione Skinhead und Base Autonoma) 
und fließen in den Movimento Sociale 
Italiano (MSI), der post-faschistischen 
Partei, ein. Kurz danach löst sich die-
se Partei im Kongress von Fiuggi auf. 
Übrig bleibt die von Gianfranco Fini ge-
führte Alleanza Nazionale und eine viel 
kleinere Partei extrem Rechter namens 
MSI-Fiamma, unter Vorsitz von Pino 
Rauti, dessen Namen immer wieder in 
den Ermittlungen über die Bombenat-
tentate der sog. Strategie der Spannung 
auftaucht. In dieser Partei und um die 
Zeitung „Foglio di Lotta“ (Kampfblatt) 
herum, erfolgt die Inkubationszeit von 
Forza Nuova. 1997 verbietet der Partei-
sekretär das Blatt, da es zu viele jugend-
liche Sympathien um sich sammelt und 
er einen internen Machtkampf fürchtet. 
Daraufhin tritt eine Gruppe aus, um eine 
neue Bewegung zu gründen: die Forza 
Nuova!

Forza Nuova und der schwarze 
Millionär Roberto Fiore
Forza Nuova wird am 27. September 
1997 in London gegründet. Allein der 
Tag, der zur Gründung ausgewählt wur-
de, besagt vieles über deren politisches 
Programm. Eben dieser Tag ist dem 
Erzengel Michael gewidmet – damit 
soll klarer Bezug zur Eisenwache von 
Codreanu, der integralistischen ka-
tholischen antisemitischen Bewegung 
Rumäniens genommen werden. 
Das Programm der Forza Nuova bein-
haltet die Förderung nach „nationaler 
Identität“, die Propagierung eines 
militanten Anti-Kommunismus und 
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Anti-Amerikanismus, die Abwehr von 
Immigranten und wendet sich gegen 
die europäische Einigung. Ihre Frem-
denfeindlichkeit richtet sich vor allem 
gegen muslimische Einwanderer, die als 
Kriminelle diffamiert werden, ebenso 
wird unverhohlener Antisemitismus 
vertreten. Insbesondere aber wenden 
sich die Kameraden von Forza Nuova 
gegen Homosexualität und Abtreibung, 
womit sie die meisten Sympathien der 
italienischen konservativen Katholiken 
ernten. Die Zahl der Anhänger in Italien 
wird auf 20.000 geschätzt von denen 
1000 den gewaltbereiten militanten An-
teil ausmachen.
In den ersten Monaten wird Forza 
Nuova von London aus dirigiert, wo 
die zwei Gründer Roberto Fiore und 
Massimo Morsello ansässig sind. Fi-
ore Roberto, auch Bob genannt, und 
der Liedermacher Morsello Massimo 
waren 1980 aus Italien geflohen. Sie 
gerieten in den Verdacht, als Mitglie-
der der rechtsterroristischen Gruppe 
Nuclei Armati Revoluzionari „NAR“ 
(Bewaffnete Revolutionäre Zellen) an 
dem Bombenattentat am Bahnhof von 
Bologna beteiligt gewesen zu sein, das 
85 Menschen das Leben kostete. Der 
Gruppe NAR werden mehr als hundert 
Morde angelastet. 1985 wurden Fiore 
und Morsello in Abwesenheit wegen 
Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung verurteilt (9 bzw. 10 Jah-
re). Den beiden wird nachgesagt, sehr 
gute Kontakte zu den britischen und den 
italienischen Geheimdiensten zu haben. 
Nach Berichten des antifaschistischen 
Blattes „Searchlight“ soll der britische 
Geheimdienst M16 ihn rekrutiert haben, 
um Informationen über die christlichen 
Milizen im Libanon zu erhalten. Fiore 
soll zusammen mit anderen Rechtsext-
remisten von Terza Posizione und den 
Nuclei Armati Revoluzionari (Bewaff-
neten Revolutionären Zellen), die von 
der italienischen Staatsanwaltschaft 
wegen dem Bombenattentats in Bo-
logna gesucht wurden, in einem Trai-
ningskamp der Falangisten in Beirut 
Unterschlupf gefunden haben. Unter-
schiedliche Quellen, die während der 
Untersuchungen rund um das Attentat 
in Bologna auftauchten, vermuten, dass 
Roberto Fiore und Massimo Morsello 
einen Deal mit den Engländern unter-
zeichneten. Sie durften in England blei-
ben, als Gegenstück seien sie verpflich-
tet, als Informanten alle Informationen 
über Trainingcamps, den Strukturen, 
den Operationen und den Leadern der 
Falangisten in Libanon weiterzugeben.

In London angekommen, scheinen Fiore 
und Morsello über eine erhebliche Sum-
me Geld zu verfügen (Gerüchten zufol-
ge handelte es sich dabei um die Kasse 
von Terza Posizione). In wenigen Jahren 
bauen sie sich ein kleines Finanzimpe-
rium auf, mit dem sie den Aufbau von 
Forza Nuova finanzieren. Der Umsatz 
all ihrer Unternehmen wird Anfang 
2000 um 15 Mio. Euro geschätzt.

London als Ausgangspunkt der 
Aktivitäten von Fiore und Morsello
Im Zentrum ihrer Geschäfte liegt das 
Touristik- und Reiseunternehmen 
„Meeting Point“, dass nur in Italien 
mit der Travelagentur „Easy London“ 
im Jahr 2001 mit 12 Niederlassungen 
vertreten ist.
 Meeting Point in London (Whitlock 
House, 2nd floor, 6 Earls Court Road 
London, W6EA) vermittelt Arbeits- und 
Schlafplätze, sowie eine Sprachschule 
für Studenten und junge Menschen. Ihre 
unkonventionelle Werbeform (haupt-
sächlich Flyer an Universitäten und 
Schulen) und die von ihnen versproche-
nen niedrigen Preise locken eine Menge 
Interessenten. Berichten von Kunden 
zufolge seien die Unterkünfte aber 
miserabel und der Service nicht vorhan-
den, Bezahlung und Arbeitsumstände in 
den vermittelten Jobs teilweise illegal 
und unmenschlich, z. B. Abwaschen 
bei McDonalds für 4 Euro die Stunde. 
Englische Gewerkschaften versuchten 
die Regierung zum Eingreifen zu über-
reden – bislang ohne Erfolg. Die Unter-
künfte werden von südafrikanischem 
weißen Personal mit rasiertem Haar, 
und polnischen Neonazis geführt, wel-
che von dort aus White Power Konzerte 
organisieren. Es gab Klagen wegen Ver-
letzung des Briefgeheimnisses, Zeugen 
berichten von keltischen Kreuzen und 
Mussolini-Portraits an den Wänden. 
1990 wurde in Italien ein junger Mann 
verprügelt der die Situation in London 
denunzierte. 
Massimo Morsello, der in der Zwi-
schenzeit verstorben ist, schreibt öf-
fentlich wie Meetig Point in all diesen 
Jahren stets ein „Zufluchtsort für ver-
folgte und nicht verfolgte Kameraden“ 
war. Seit Jahren wird nun in Italien zum 
Boykott von Easy London aufgerufen. 
Nichtsdestotrotz florieren die Geschäfte 
von Fiore, der in der Zwischenzeit seine 
Investitionen im Immobiliengeschäft 
vergrößert hat.
Gerade bei diesen Geschäften zeigt 
sich Fiores internationale Tendenz be-
sonders, denn nachdem er, wie schon 

gesagt, über 1.300 Wohnungen in Lon-
don verfügte, machte sich das Tandem 
Fiore-Morsello ans Ausland ran. 1996 
beginnen sie Häuser und Grundstücke 
in einem verlassenen Dorf namens 
Los Pedriches, 60 km von Valencia 
entfernt, zu kaufen. Ziel war es, eine 
faschistische Kommune aufzubauen, in 
der Rechtsextremisten aus ganz Europa 
geschult und Kontakte geknüpft werden 
sollten. Finanziert wurde das Projekt 
auch durch zwei Wohltätigkeitsverei-
ne mit Sitz in London, dem Trust of 
St. Michael the Archangel und dem 
St. George Educational Trust, die von 
Fiore gegründet wurden. In den Ge-
schäften dieser christlich-katholischen 
Vereine in London findet man allerhand 
rechtsextremes Material, und wenn man 
im Internet danach sucht, so erreicht 
man einen Vertrieb, der Kopien von 
SS-Flaggen bis hin zu Hitler-Portraits, 
anbietet. Diese beiden Vereine sind 
extrem stark mit der englischen rechts-
extremen Bewegung International Third 
Position verknüpft, dessen Anführer 
Dexter Holland ein alter Freund Fiores 
ist. Vor ein paar Jahren berichtete der 
„Guardian“ über diese Wohltätigkeits-
vereine, welche nach englischem Ge-
setz keine Politik betreiben dürften. Als 
Fiore somit ins Visier geriet, schrieb er 
an die katholischen Institutionen, um 
sich über diese „fremdenfeindliche“ 
Verfolgung zu beschweren und ver-
neinte die Anschuldigngen. Trotzdem 
erscheint bis heute auf jeder Ausgabe 
des publizistischen Sprachrohrs von 
International Third Position: Final Con-
lict is published under the patronage of 
St. George und stets sind ausführliche 
Berichterstattungen über Forza Nuova 
enthalten
Fiores internationale Kontakte sind 
damit aber noch lange nicht erschöpft. 
Außer Falangisten, spanischen Fran-
kisten, und englischen Neonazis pflegt 
er schon seit Jahren eine enge Freund-
schaft zu Udo Voigt, dem Parteichef 
der Nationaldemokratischen Deutschen 
Partei (NPD). So ist es kein Zufall, dass 
man ihn stets als Gast zu den Berliner 
Nazi-Aufmärschen am 1. Mai emp-
fängt. Voigt selbst ist auch oft in Italien 
von Forza Nuova feierlich empfangen 
worden. Selbst ihre Strategie ähnelt 
sich sehr, beide versuchen einerseits 
Nazi-Skins für ihre Partei zu werben, 
andererseits halten sie sich für konser-
vativ-katholische Kreise offen.
Seit dem Tod von Morsello, Fiores 
Geschäftspartner, haben Davide Olla 
und Luca Mengacci seine Funktion 
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übernommen. Insbesondere Mengacci 
scheint nach Angaben von Gerry Gab-
le vom antifaschistischen englischen 
Blatt „Searchlight“ gute wirtschaftliche 
Verbindungen von Italien nach Deutsch-
land aufgestellt zu haben und man sah 
ihn kreuz und quer durch Europa mit 
seinem, mit deutschem Kennzeichen 
versehenen Porsche fahren!

2001: Fiore kehrt 
nach Italien zurück!
Aber nun zurück nach Italien, wohin 
Fiore seit 2001 zurückgekehrt ist, nach-
dem seine Straftaten verjährt waren. Am 
Flughafen wurde er feierlich von seinen 
Ex-Kameraden und Freunden empfan-
gen, darunter Francesco Storace, Gou-
verneur der Region Lazio von Alleanza 
Nazionale, dem Euro-Parlamentarier 
Ernesto Caccavale von Berlusconis Par-
tei Forza Italia und Carlo Taormina, 
ehemaliger Vize-Justizminister und Ex-
Anwalt von Silvio Berlusconi. 
Diese besonderen Freundschaften, in 
den Regierungsjahren eines Präsiden-
ten, der wortwörtlich während eines 
Interviews behauptete: Mussolini hätte 
niemanden getötet und seine Gegner nur 
in die Ferien ins Ausland geschickt, der 
am Tag der Befreiung nie öffentlich auf-
trat und seine Gegner als Kommunisten 
beschimpft, ja, diese ganze Atmosphäre 
scheint Fiore und seine Bewegung Forza 
Nuova, wenigstens moralisch, das Über-
leben gestattet zu haben. Denn fürwahr 
wurde der schwarze Millionär, seine 
Unternehmen und seine Partei sehr 
oft in verschiedenen Gerichtsuntersu-
chungen involviert. Angefangen 1999, 
als Fiore noch im Ausland war und 
beschuldigt wurde, die neonazistischen 
Hammerskins finanziert zu haben, 
(deren ehemaliger Anführer Duillio 
Canu ist übrigens nun Vorsitzender der 
lombardischen Forza Nuova). Weiter-
hin wurde Forza Nuova und Personen 
dessen Umfeld mit Terroranschlägen 
in Verbindung gebracht. Wie am 23. 
November 1999, als ein Sprengsatz vor 
dem Widerstandsmuseum in Via Tor-
quato Tasso in die Luft ging. Fünf Tage 
später explodierte eine weitere Bombe 
in einem Kino, wo ein Film über den 
Eichmann-Prozess lief. Die Bekenner-
Briefe wiesen sich als „Antizionistische 
Bewegung“ aus.
Am 22. Dezember folgte ein Bom-
benattentat auf die linke Tageszeitung 
„IL Manifesto“, der Attentäter Andrea 
Insabato verletzte sich selbst bei der 
Explosion und wurde gefasst. Bei den 
Untersuchungen stellte sich heraus, 

dass dieser Geldsummen aus London, 
von Easy London und Meeting Point 
überwiesen bekommen hatten, Insabato 
aber behauptete, als Einzeltäter gehan-
delt zu haben und Forza Nuova bestritt 
sofort seine Mitgliedschaft. Während 
der Pressekonferenz wurde aber dann 
ein Journalist vom römischen Forza 
Nuova Vorsitzenden krankenhausreif 
geschlagen. 
Mit Geldern aus England wurden sehr 
wahrscheinlich auch viele weitere 
Verteidigungen in Prozessen gegen 
Rechtsextremisten finanziert. Aber 
trotz all dieser Anhaltspunkte und 
trotz der Verhaftungen von einzelnen 
Exponenten der Partei (Riccardo Bag-
gio FN-Chef von Padua wurde wegen 
Herstellung und Besitz von Explosiv-
material verhaftet), ist es den Behörden 
noch nicht gelungen, sie zu verbieten. 
Forza Nuova tritt noch immer in den 
Kommunalwahlen auf, verbündet sich 
lokal auch mit den Regierungsparteien 
Alleanza Nazionale (Fini), Forza Nuo-
va (Berlusconi), und im Norden auch 
mit der Lega Nord von Bossi. Wäh-
rend den diesjährigen Europa-Wahlen 
schaffte es sogar ein Bündnis von Forza 
Italia, MS-Fiamma und Fronte Nazio-
nale (dessen Anführer sich an Le Pen 
orientiert) Alessandra Mussolini, des 
„Duce“’s Enkelin zum Europaparla-
ment zu senden.
Das alles sind nur einige der Gründe, 
weswegen man unbedingt versuchen 
sollte, den Geschäften von Roberto 
Fiore ein Ende zu bereiten. Wie schon 
erwähnt, existiert in Italien bereits seit 
Jahren ein breites Netzwerk, welches 
zum Boykott von Easy London aufruft. 
Das reicht aber noch lange nicht aus, 
denn wie wir gesehen haben, hat dieses 
Unternehmen Vernetzungen in ganz 
Europa, von Spanien, England, Polen, 
bis hin zu Deutschland. Von München 
aus wirbt eine nicht näher identifizier-
te ManChem Gmbh auf einer Internet 
Seite (www.elgermany.de „el“ steht für 
Easy London) für die Unterkünfte von 
Meeting Point in London. Mein Appell 
an alle Antifaschistinnen und Antifa-
schisten: 
Versucht mehr über Easy London 
Germany herauszubekommen! Startet 
eine Aufklärungskampagne, so dass 
zukünftig keine unwissenden deutschen 
Studenten mehr nach London fahren 
und mit ihrem Geld die schmutzigen 
Geschäfte von Roberto Fiore und sein 
internationales Netzwerk finanzieren!

Alvise del Pra
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RECHTSEXTREMISMUS UND 
ANTIFASCHISMUS IN DER GESCHICHTE
Die SA – Bürgerkriegsarmee und 
Massenorganisation des deutschen Faschismus1

Die Geschichte des deutschen Fa-
schismus ist aufs engste mit den 1920 
gegründeten „Sturmabteilungen“ (SA) 
verknüpft.2 
Sie waren es, die vor allem in der Zeit 
der Weimarer Republik, nicht zuletzt 
auch bei ausländischen Beobachtern, das 
Bild vom deutschen Faschismus präg-
ten. Ein Bild, das gekennzeichnet war 
von hemmungsloser Gewaltanwendung 
gegenüber politischen Gegnern, einer 
Gewaltanwendung, die selbstverständ-
lich auch den Mord ins Kalkül zog. 
Von Beginn an befanden sich Juden im 
Visier der SA. Vor allem der zum 1. 
November 1926 von Adolf Hitler ein-
gesetzte Berliner Gauleiter, der damals 
neunundzwanzigjährige Germanist Dr. 
Joseph Goebbels, organisierte mit sei-
nen SA-Führern Walter Stennes, Wolf 
Heinrich Graf von Helldorf, Kurt Dalue-
ge und Karl Ernst regelrechte Jagden auf 
Juden in der Berliner Innenstadt, insbe-
sondere auf dem Kurfürstendamm.3 
Seit dem großen Wahlerfolg der NS-
DAP am 14. September 1930, als die 
Nazis nach der SPD zur zweitstärksten 
Partei in Deutschland avanciert war, 
strömten immer mehr Männer, darunter 
nicht zuletzt junge Leute und Erwerbs-
lose, in die Sturmabteilungen.
Hier fanden sie auch die Möglichkeit, 
kostenlos oder gegen ein geringes Ent-
gelt, eine warme Mahlzeit einzuneh-
men; in der sich seit 1929 ausbreitenden 
Weltwirtschaftskrise war dies für breite 
Schichten der Bevölkerung beinahe ein 
Luxus. 
Auch bestanden in manchen SA-Heimen 
Schlaf- und Unterkunftsmöglichkeiten. 
Kurzum: Neben der Bereitschaft, sich 
im politischen Kampf als gewaltbereiter 
Saal- und Straßenkämpfer zu betätigen, 
existierten durchaus auch handfeste ma-
terielle Interessen, die es für manchen in 
einer Zeit voller Not und Elend durch-
aus attraktiv erscheinen ließ, Mitglied 
der SA zu werden.

Die SA auf dem Weg zur 
Bürgerkriegs-Armee
In der Endphase der Weimarer Republik 
entstand eine faschistische Bürgerkrieg-

sarmee, die bereit und in der Lage war, 
sich bedingungslos den Befehlen von 
Adolf Hitler und des Obersten Stabs-
führers der SA, Ernst Röhm, unterzu-
ordnen. Von Januar bis Dezember 1931 
verdreifachte sich die Zahl der SA-
Angehörigen von 88.000 auf 260.000. 
An der Jahreswende 1932/33 waren 
insgesamt 430.000 Männer in den 
Sturmabteilungen organisiert. Allein in 
Preußen verfügte die SA bereits im De-
zember 1930 über 44.600 gewaltbereite 
Kämpfer. 
In Berlin hatte nach Informationen, die 
dem Reichsministerium des Innern vor-
lagen, die SA im Oktober 1931 3.557, 
im darauffolgenden Monat 4.024 Mit-
glieder.4

Die SA rekrutierte sich aus allen 
Schichten der Bevölkerung, wobei 
„über den starken Anteil Jugendlicher 
bzw. junger Männer in der SA kaum 
Zweifel bestehen“5.
Im übrigen verstanden es die Sturmab-
teilungen, sich an das jeweilige lokal 
bzw. regional vorherrschende soziale 
Milieu anzupassen: So rekrutierte sie in 
von Arbeitern dominierten Gebieten be-
sonders unter ihnen ihre Mitgliedschaft, 
während der SA in ländlichen Gegen-
den gleichermaßen das Eindringen in 
das bäuerlich-kleinbürgerliche Milieu 
gelang.6

Innerhalb der Sturmabteilungen gaben 
die so genannten alten Kämpfer, die 
sich bereits vor 1929/30 in der Nazi-
bewegung betätigt hatten, den Ton an. 
Viele von ihnen hatten Fronterfahrun-
gen im Ersten Weltkrieg gesammelt. Für 
die selbstverschuldete Kriegsniederlage 
des deutschen Imperialismus machten 
sie „Juden“ und „Marxisten“ verant-
wortlich, die von der Heimat aus dem 
angeblich im Felde unbesiegten Heer 
„das Messer in den Rücken“ gestoßen 
hätten. 
Unfähig, sich in die Gesellschaft wie-
dereinzugliedern, kämpften sie in den 
Jahren von 1919 bis 1923 in den „Frei-
korps“ bzw. in der „Schwarzen Reichs-
wehr“ gegen die Weimarer Republik.7 
Einige hatten sich am 9. November 
1923 am „Hitler-Putsch“ in München 

beteiligt, als der „Führer“ der NSDAP 
gemeinsam mit dem ehemaligen kaiser-
lichen General Erich Ludendorff zum 
ersten Mal, wenn auch vergeblich, nach 
der politischen Macht griff.
Ihre exzessive Gewaltbereitschaft und 
ihren grenzenlosen Hass auf die Wei-
marer Republik übertrugen die „alten 
Kämpfer“ auf die jüngeren SA-Mit-
glieder. 

Terror gegen KPD, SPD und 
Gewerkschaften
An der Tagesordnung waren Angriffe 
auf Sozialdemokraten und Kommu-
nisten sowie auf die beiden Wehror-
ganisationen der Arbeiterparteien, das 
„Reichsbanner“ und den „Roten Front-
kämpferbund“. Immer wieder wurden 
deren Versammlungen und Büros über-
fallen. 
Die sozialdemokratische Tageszeitung 
„Vorwärts“ meldete zum Beispiel am 
3. Juli 1932, dass die SA mit Motorrä-
dern und Kraftfahrzeugen vor die „kom-
munistischen Lokale“ in Berlin fahre 
und „blindlings in die Gastwirtschaften 
hineinfeuere“8. 
Mit Maschinenpistolen und Revol-
vern sei am vergangenen Abend auf 
die von Kommunisten frequentierten 
Gaststätten in der Rubensstraße 54 in 
Schöneberg, in der Oudenarder Straße 
27 im Wedding und in der Voigtstraße 
19 im Friedrichshain das Feuer eröffnet 
worden. 
Nur zehn Tage später, am 13. Juli 1932, 
ereigneten sich weitere Feuer-Überfälle 
auf Lokale der KPD in Berlin.9 Die 
Polizei und die anderen staatlichen 
Autoritäten waren offensichtlich außer-
stande, diesem Terror der SA Einhalt zu 
gebieten.
Zunehmend gerieten auch die Büros 
des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (ADGB) und seiner Mit-
gliedsverbände ins Visier der SA.
In einem Schreiben von Hermann 
Schlimme, Sekretär des Bundesvorstan-
des des ADGB, an den Parteivorstand 
der SPD vom 15. September 1932, wur-
den ca. 30 Überfälle und Provokationen 
der Sturmabteilungen aufgeführt.10 
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So hatten etwa 100 SA-Männer am 15. 
Juli einen Sturm auf das Gewerkschafts-
haus in Halle unternommen, bei dem es 
zwei Schwerverletzte gegeben hatte. 
Ähnliche Überfälle auf Verwaltungsge-
bäude der Gewerkschaften durch die SA 
hatten sich am 9. Juni in Frankfurt an 
der Oder, am 1. August in Königsberg 
und am 5. August in Esslingen zugetra-
gen. Besonders brutal ging die SA beim 
Sturm auf das Gewerkschaftshaus in 
Eckernförde am 10. Juli 1932 vor. Die-
ser Überfall forderte zwei Todesopfer 
und viele Verletzte. Die Liste derartiger 
Vorkommnisse könnte beliebig erwei-
tert werden.
In diametralem Widerspruch zu den 
Fakten stellten sich die SA und ihre 
Anführer bevorzugt als „Opfer“ von 
Aktivitäten linker Organisationen, be-
sonders der KPD, dar. Ganz in diesem 
Sinne hatte bereits am 5. September 
1929 der Berliner SA-Führer Walter 
Stennes in einer Unterredung mit dem 
Polizei-Vizepräsidenten Weiß und Dr. 
Wündisch von der Politischen Poli-
zei über eine „systematische Hetze“ 
und „zahlreiche Überfälle“ der KPD 
gegenüber den Sturmabteilungen ge-
klagt. Wahrheitswidrig versicherte der 
SA-Kommandant, dass „seine Leute 
angewiesen“ seien, „in erster Linie den 
Schutz der Polizei in Anspruch zu neh-
men und nur äußerstenfalls Selbsthilfe 
zu üben“11

Doch die Realität sah anders aus. Die 
SA versuchte, mit ihren Überfällen 
auf Andersdenkende und Juden ein 
Klima allgemeiner Unsicherheit und 
Bedrohung zu erzeugen, ja, letztlich 
eine bürgerkriegsähnliche Situation zu 
schaffen.
Ihren Ausgangspunkt nahmen diese 
gewalttätigen Aktion der „Sturmabtei-
lungen“ immer wieder in den schon 
erwähnten SA-Lokalen. Die liberale 
„Vossische Zeitung“ berichtete im Au-
gust 1931 von insgesamt 108 solcher 
Heimstätten allein in Berlin. In der 
Baerwaldstraße 38 im Bezirk Kreuzberg 
existierte sogar eine Art von SA-Klinik, 
in der unter der Leitung des Nazi-Arztes 
Dr. Döppner erkrankte bzw. bei Schlä-
gereien verletzte „Sturmmänner“ medi-
zinisch versorgt werden konnten.12

Die Berliner Polizei, insbesondere ihre 
Abteilung I A, die Politische Polizei, be-
obachtete die Aktivitäten in den SA-Lo-
kalen und -Heimen und fertigte immer 
wieder aktualisierte Listen über ihre 
Standorte, aber auch über ihre Einrich-
tungen und die von dort ausgehenden 
Aktivitäten an.13 

So erfahren wir aus diesen Berichten 
z. B., dass die SA Ende 1931 in der 
Elberfelder Straße 21 in Berlin-Tier-
garten über einen Buchladen mit zwei 
dahinter liegenden Räumen sowie eine 
Küche verfügte, in der täglich bis zu 
40 erwerbslose SA-Leute beköstigt 
werden konnten. Außerdem existierten, 
vor allem im dazugehörigen Keller, 
insgesamt 12 Schlafstellen.14 Auch in 
den SA-Heimen in der Seumestraße 30 
in Berlin-Lichtenberg und Am Schlesi-
schen Bahnhof 4 in Berlin-Friedrichs-
hain wurden täglich bis zu 60 Portionen 
warmes Mittagessen ausgeteilt.15

Die SA verfügte am Ende der Weimarer 
Republik, nicht allein in Berlin, über 
eine hoch entwickelte Infrastruktur 
und Logistik, mit deren Hilfe der von 
den Sturmabteilungen ausgeübte Terror 
effektiviert und ein umfassendes, bis in 
das Privatleben der SA-Männer hinein-
reichendes Verbandsleben, praktiziert 
werden konnte.

Der Mord von Potempa, August 1932
Besonderes Aufsehen erregte der mit 
beispielloser Brutalität vollzogene 
Mord an einem Sympathisanten der 
KPD im oberschlesischen Potempa am 
10. August 1932.16 
Uniformierte und offenbar angetrun-
kene SA-Männer drangen gewaltsam 
in die Wohnung der Arbeiterfamilie 
Pietrzuch ein. 
Mit dem Ruf: „Raus aus dem Bett, 
ihr verfluchten Kommunisten! Hän-
de hoch!“, holten sie den 35jährigen 
Bergarbeiter Konrad Pietrzuch und 
seinen Bruder Alfons aus ihren Betten 
und begannen sie mit Faustschlägen 
und Fußtritten zu misshandeln. Konrad 
Pietrzuch, dem es gelang, sich in eine 
Kammer einzuschließen, wurde durch 
einen Pistolenschuss, den einer der Tä-
ter durch die geschlossene Kammertür 
abgab, getötet. Dies alles geschah im 
Angesicht der Mutter des Ermordeten. 
In Beuthen wurden fünf der insgesamt 
sechs Täter zwar von einem Sonderge-
richt am 22. August zum Tode verurteilt, 
am 22. September erfolgte jedoch be-
reits die Begnadigung zu lebenslanger 
Haft.17 Nach der Machtübernahme der 
Nazis verfügten die zuständigen Justiz-
organe im März 1933 ihre Freilassung.18 
Als „Anerkennung“ für ihr Verbrechen 
wurden die Mörder sogar mit dem 
„Blutorden“, der höchsten Auszeich-
nung der NSDAP, dekoriert.
Bereits am Tage der Urteilsverkündung 
hatte die SA in Beuthen schwere Krawal-
le angezettelt. Braunhemden drangen in 

jüdische Geschäfte ein und verwüsteten 
sie. Scheiben von sozialdemokratischen 
Zeitungsredaktionen wurden eingewor-
fen, der schlesische SA-Führer Edmund 
Heines drohte in aller Öffentlichkeit 
dem Gericht und der Regierung mit 
Vergeltung. Joseph Goebbels hetzte im 
„Angriff“ gegen die Juden, die nach 
seiner Auffassung als die eigentlichen 
Drahtzieher der Beuthener Urteile gegen 
die SA-Männer anzusehen seien.
Diese brutale Mordtat in Potempa und 
ihre Kommentierung durch die obersten 
Repräsentanten der NSDAP und der SA 
führten dazu, dass die erst seit kurzem 
amtierende Regierung von Papen und 
einige bürgerlich-konservative Kräfte, 
die dem blutigen Treiben der Sturmab-
teilungen bisher mit Verständnis oder 
klammheimlicher Freude zugesehen 
hatten, wenigstens zeitweilig auf Dis-
tanz zu den Nazis gingen. 
Auf die Öffentlichkeit besonders ab-
stoßend wirkte ein so genanntes Soli-
daritätstelegramm, das Adolf Hitler am 
23. August, einen Tag nach der Verur-
teilung der Täter, an die SA-Mörder 
gerichtet hatte. Darin hieß es: „Meine 
Kameraden! Angesichts dieses unge-
heuerlichen Bluturteils fühle ich mich 
Euch in unbegrenzter Treue verbunden. 
Eure Freiheit ist von diesem Augenblick 
an eine Frage unserer Ehre. Der Kampf 
gegen eine Regierung, unter der dieses 
möglich war, unsere Pflicht.“19

Die „Stennes-Revolte“ und der Platz 
der SA innerhalb der Nazi-Bewegung 
von 1930 bis 1932 
Alle diese Aktionen der Sturmabteilun-
gen verdeutlichen: Innerhalb der SA 
hatte sich eine eigenständige, männer-
bündisch und militärisch-terroristisch 
geprägte „Subkultur“ herausgebildet, 
die nicht zuletzt von der Überzeugung 
geprägt war, Keimzelle und Vorbild 
eines neuen, faschistisch definierten 
Deutschland zu sein, in der es für an-
dere politische Parteien und Gruppen, 
aber auch für Juden, keinen Platz mehr 
geben sollte. Dieses „3. Reich“ genann-
te neue Deutschland sollte durch brutale 
Gewaltanwendung, mit Hilfe eines blu-
tigen Staatsstreiches, realisiert werden. 
Die entscheidende Rolle sollte dabei den 
Sturmabteilungen der NSDAP zufallen. 
Die seit den Reichstagswahlen von 1930 
anwachsenden Tendenzen innerhalb der 
faschistischen Partei, auf dem Wege der 
Legalität in die Regierungsverantwor-
tung zu gelangen, wurden innerhalb der 
Sturmabteilungen deshalb mit Kritik 
verfolgt oder sogar brüsk abgelehnt.20
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Besondere Bedeutung hatte in diesem 
Zusammenhang die so genannte Sten-
nes-Revolte innerhalb der Berliner SA 
im März/April 1931.21

Die Vorgeschichte dieser Revolte hatte 
im Vorfeld der Reichstagswahlen vom 
14. September 1930 begonnen. Neben 
anderen Führern der Sturmabteilungen 
forderte auch der Berliner SA-Grup-
penführer Walter Stennes, dem zugleich 
die Sturmabteilungen in Ostdeutschland 
unterstanden, von Adolf Hitler geradezu 
ultimativ die Berücksichtigung von zwei 
SA-Führern auf sicheren Listenplätzen. 
Nachdem Hitler sich jedoch geweigert 
hatte, den Berliner SA-Führer anzu-
hören und mit ihm sein Anliegen zu 
diskutieren, verweigerten die Berliner 
Sturmabteilungen ihren Dienst: Sie 
erklärten, Wahlkampfveranstaltungen 
der NSDAP und ihrer Reichstagskandi-
daten nicht mehr „schützen“ zu wollen. 
Im Ergebnis von teilweise auch gewalt-
tätigen Auseinandersetzungen innerhalb 
der NSDAP, der SA und SS unterlagen 
Wilhelm Stennes und seine Parteigän-
ger in der Berliner SA schließlich dem 
Willen Adolf Hitlers, der den „Obersten 
SA-Führer“ Franz Pfeffer v. Salomon 
ablöste und dieses Amt künftig für sich 
selbst beanspruchte. Der Hauptmann 
a. D. Ernst Röhm wurde am 5. Januar 
1931 zum Obersten Stabsführer der 
SA ernannt. Bereits im Juli 1930 hatte 
Adolf Hitler Kurt Daluege, einen seiner 
engsten Vertrauten, der im März 1926 
mit circa 500 anderen Nazis die Berli-
ner Sturmabteilungen gegründet hatte, 
in die Berliner SA-Führung berufen.
Die Auseinandersetzungen innerhalb 
der Berliner SA waren mit diesen perso-
nalpolitischen Maßnahmen jedoch nicht 
beendet worden. Wilhelm Stennes setzte 
auch 1931 in öffentlichen Verlautbarun-
gen seine Kritik am „Legalitäts-Kurs“ 
der NSDAP-Führung fort, ja, er brachte 
sich sogar als neuer Führer der Nazipar-
tei ins Gespräch und opponierte mit al-
len Mitteln gegen Ernst Röhm, den neu 
ernannten Obersten Stabsführer der SA. 
Hitler und seine Getreuen mussten jetzt 
handeln. Es ging nicht zuletzt darum, 
die potenziellen bürgerlichen Koaliti-
onspartner, mit deren Hilfe man mög-
lichst schnell in Ministersesseln Platz 
nehmen wollte, zu beruhigen und ihnen 
gegenüber den Nachweis anzutreten, 
dass die auf den Bürgerkrieg ausgerich-
teten Kräfte nicht die Richtlinien der 
Politik innerhalb der Nazi-Bewegung 
bestimmten. 
Hitler persönlich verfügte deshalb die 
Absetzung von Stennes, der am 30. 

April 1931 die einflusslose „National-
sozialistische Kampfbewegung Deu-
schlands (NSKD)“ gründete und von 
nun an keinerlei nennenswerte Rolle auf 
der politischen Bühne mehr zu spielen 
vermochte.
Die Sturmabteilungen blieben aber 
auf den Terror gegen die politischen 
Gegner der Nazis orientiert. Dennoch: 
Die Strategie der Partei – dies war für 
jedermann deutlich geworden – wurde 
allein von Hitler und seinen Vertrauten 
formuliert. Nach der Stennes-Revolte 
war die absolute Autorität des „Führers“ 
wieder hergestellt worden, von den SA-
Führern wurden Treuebekundungen zur 
Person Hitlers verlangt. 

Zum Problem des „Sozialismus“ 
innerhalb der SA
Nicht unterschätzt werden sollte die 
Existenz eines „national“ geprägten 
Antikapitalismus innerhalb der SA, 
der sich in erster Linie gegen jüdische 
Kapitalisten, aber mitunter auch gegen 
„arische“ Großindustrielle und Bankiers 
richtete. Er hatte mit den Traditionen 
der deutschen Arbeiterbewegung kei-
nerlei Gemeinsamkeiten, führte aber 
subjektiv bei nicht wenigen Mitgliedern 
der SA zu der Überzeugung, man sei 
„Sozialist“.
Sicherlich nutzten bestimmte Führer der 
Nazis diese bei ihren Mitgliedern und 
Anhängern vorhandenen Stimmungen 
in demagogischer Absicht, um Einfluss 
unter den Arbeitern und Stimmen bei 
den Parlamentswahlen zu gewinnen. 
Dennoch sollte unterschieden werden 
zwischen Partei- und SA-Führern wie 
Gregor Strasser22 oder Joseph Goebbels 
einerseits, die den Antikapitalismus für 
ihre Zwecke instrumentalisierten und 
der tatsächlichen, damals weit verbrei-
teten Ablehnung des kapitalistischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystems 
andererseits, die weit hineinreichte in 
Parteien und Organisationen, die nicht 
zur Arbeiterbewegung gehörten.
Joseph Goebbels gab diesem diffusen 
Antikapitalismus, der die Kritik am 
Kapitalismus mit dem Rassismus und 
Nationalismus verband, in einem 1930 
veröffentlichten Artikel programmati-
schen Ausdruck:
„Wir sind als Nationalisten die Träger 
eines völkischen Kampf- und Rassei-
deals, das seine Wirksamkeit mit dem 
Ganzen der Nation begrenzt sieht, und 
als Sozialisten die Träger eines ge-
rechten Volksgemeinschafts-Ideals, das 
nichts mit internationaler Solidarität zu 
tun hat, sondern beim Volksganzen an-

fängt und an den Grenzen der Blutsge-
meinschaft aufhört … Die Nation ist das 
Primäre, das Ewige, das Unwandelbare 
… Der Eigentümer kann sich nur so 
lange auf die Heiligkeit des Eigentums-
begriffs berufen, als er sich auch damit 
der Nation verpflichtet fühlt, er also 
wohl für seinen persönlichen Vorteil 
sorgt, darüber aber nicht vergisst, dass 
er auch Sachwalter von gemeinsamen 
Interessen ist.“23

Die selbst gestellte Aufgabe der SA, 
die in den Arbeiterparteien SPD und 
KPD sowie in den Gewerkschaften or-
ganisierten Arbeiter für den Faschismus 
zu gewinnen24, gelang jedoch nicht. 
Selbst nach dem großen Wahlerfolg der 
NSDAP am 13. September 1930 formu-
lierte in einer Wahlanalyse die einfluss-
reiche „Berliner Börsen-Zeitung“ voller 
Enttäuschung:
„Die Tatsache besteht, dass die rote 
Burg des Marxismus in der gewaltigen 
Wellenbewegung dieser Wahl sich als 
unerschütterlich erwiesen hat … Es ist 
den Nationalsozialisten nicht gelun-
gen, die Idee zu verwirklichen, die das 
Hauptelement des Nationalsozialismus 
sein soll, die Idee nämlich, die deutsche 
Arbeiterschaft dem Internationalismus 
zu entreißen und den deutschen sozia-
listischen Arbeiter zum Nationalsozia-
lismus zu erziehen.“25

Die „Schutzstaffel (SS)“ – Elite-
organisation innerhalb der SA
1922/23 war als Bestandteil der SA die 
„Schutzstaffel“ (SS) gegründet worden 
– sie firmierte ursprünglich unter der 
Bezeichnung „Stoßtrupp Hitler“ –, de-
ren Angehörige sich im Laufe der Zeit 
als die politische, geistige und „rassi-
sche“ Elite der NSDAP verstanden. 
Die SS war unter anderem für den 
Schutz der hohen Naziführer, besonders 
Adolf Hitlers, zuständig, baute aber 
auch einen Nachrichtendienst auf, der 
sich sowohl gegen politische Gegner als 
auch oppositionelle Kräfte innerhalb der 
NSDAP richtete. In ihren Reihen sam-
melten sich zunehmend auch junge In-
tellektuelle. Sie waren nicht weniger 
gewaltbereit als die Angehörigen der 
Sturmabteilungen, unterschieden sich 
aber von ihnen durch ihre bewusste 
weltanschauliche Fixierung auf den 
deutschen Faschismus und seinen ideo-
logischen Kern – den Rassismus und 
Antisemitismus – sowie durch die be-
dingungslose Treue zu Adolf Hitler. Seit 
1929 wurde die Schutzstaffel von Hein-
rich Himmler geführt, der bereits am 
Hitler-Ludendorff-Putsch am 9. Novem-
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ber 1923 teilgenommen hatte und zu 
den wichtigsten Exponenten des deut-
schen Faschismus avancieren sollte.
Einer der „alten Kämpfer“ der SA, der 
innerhalb der SS eine steile Karriere 
durchlief, war der Berliner SA-Ober-
gruppenführer Kurt Daluege. Hitler und 
Himmler vergaßen ihm nie seine expo-
nierte Rolle bei der Niederschlagung 
der „Stennes-Revolte“ 1930/31. 
1936 avancierte Daluege zum SS-
Obergruppenführer und Chef der 
Ordnungspolizei. Damit unterstanden 
ihm im gesamten Deutschen Reich die 
Schutzpolizei sowie die Polizisten in 
den ländlichen Kommunen. 1942 wurde 
er schließlich zum Oberstgruppenführer 
der SS befördert und als Nachfolger des 
von tschechoslowakischen Freiheits-
kämpfern erschossenen Reinhard Hey-
drich stellvertretender Reichsprotektor 
in Böhmen und Mähren, ein Amt, das er 
bis zum Juni 1943 ausübte.
Ebenso wie die SS war das Nationalso-
zialistische Kraftfahrer-Korps (NSKK), 
das für die Logistik der NSDAP und für 
die Attraktivität der Nazis, besonders 
bei technikbegeisterten jungen Män-
nern, eine nicht zu unterschätzende 
Rolle spielte, organisatorisch der SA 
zugeordnet worden. 

Das SA-Verbot vom April 1932
Immer wieder versuchten Reichs- und 
Landesregierungen, die Sturmabteilun-
gen zu verbieten oder ihrer Wirksam-
keit Grenzen zu setzen. In erster Linie 
engagierte sich die sozialdemokratisch 
geführte Regierung in Preußen in die-
sem Sinne. 
Am 13. April 1932 trat endlich ein 
reichseinheitlich geltendes Verbot der 
Sturmabteilungen in Kraft. Gefordert 
hatte es der seit 1925 amtierende Reichs-
präsident Paul von Hindenburg, der im 
Kampf um seine Wiederwahl immer 
wieder von seinem Gegenkandidaten 
Adolf Hitler und dessen Parteirednern 
und –publikationen herabgesetzt und 
bisweilen offen beleidigt worden war. 
Die SA störte zugleich systematisch 
die Veranstaltungen derjenigen Parteien 
und Politiker, die für eine zweite Amts-
zeit von Hindenburgs eintraten. Dabei 
wandten sie häufig brutale Gewalt an. 
Gemeinsam mit Teilen der Reichswehr-
führung, den meisten Landesregierun-
gen sowie dem zuständigen Innenminis-
ter Wilhelm Groener setzte Hindenburg 
das Verbot der SA beim Reichskanzler 
Heinrich Brüning durch. Dieser hatte 
längere Zeit mit einer solchen Maßnah-
me gezögert, weil er die NSDAP als po-

tenzielle parlamentarische Stütze seiner 
Minderheitsregierung im Reichstag zu 
benötigen glaubte.26

Die Notverordnung vom 13. April 1932 
sowie die am 8. Dezember des Vorjah-
res in Kraft gesetzte Notverordnung 
des Reichspräsidenten „Zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen und zum 
Schutze des inneren Friedens“, die u. a. 
ein Uniformverbot für politische Grup-
pierungen beinhaltete, wurde jedoch 
– wie auch andere staatliche Verbote ge-
gen die Propagierung und Anwendung 
von Gewalt in der politischen Ausein-
andersetzung – in erster Linie gegen die 
politische Linke, weniger gegen die SA 
angewandt.27 
In einer amtlichen Statistik des Reichs-
ministeriums des Innern für den Zeit-
raum von April bis Juni 1931 wurden 
905 Versammlungen und Demonstrati-
onen linker Organisationen angeführt, 
die verboten worden seien, während 
sich die Rechte, vor allem die NSDAP 
und die SA, nur mit 305 solcher Verbote 
konfrontiert sah. Während in diesen 
drei Monaten 307 Versammlungen und 
Demonstrationen der Linken aufgelöst 
wurden, betrafen die Auflösungsbefehle 
der Polizei nur 91 solcher Veranstaltun-
gen der politischen Rechten.28

Wie man sieht, legte die Exekutive in 
der Weimarer Republik häufig zweierlei 
Maß an, wenn es um die Verhinderung 
bzw. die Ahndung von politisch moti-
vierten Gewalttätigkeiten ging. 
Der sozialdemokratische Parteivor-
sitzende und Reichstagsabgeordnete 
Otto Wels sah sich deshalb genötigt, in 
einem Schreiben vom 1. Februar 1931 
den Reichsminister des Innern, Joseph 
Wirth, darauf hinzuweisen, dass die Jus-
tiz auf dem rechten Auge weitgehend 
blind sei: „Schlimm ist es, dass einzelne 
Verwaltungen, die Justiz in erheblichem 
Maße, diesem Terror gegenüber versa-
gen; ja, es passiert sogar oft, dass die 
angegriffenen Republikaner mit den 
Nazis vor Gericht gestellt, viel härter 
bestraft werden, als die angreifenden 
Nationalsozialisten, wenn letztere nicht 
sogar freigesprochen werden.“29 
Deshalb konnten sich die Sturmabtei-
lungen über Verbotsmaßnahmen immer 
wieder hinwegsetzen. Die staatlichen 
Behörden verfügten über keine aus-
reichenden Ressourcen, zum Teil aber 
auch nicht über den notwendigen politi-
schen Willen, diese Verbote konsequent 
umzusetzen. 
Die SA provozierte vor allem Juden 
durch das laute Absingen antisemiti-
scher Hetzlieder. 

In dem am häufigsten angestimmten 
Lied „Ihr Sturmsoldaten“ hieß es:
„Ihr Sturmsoldaten, jung und alt, nehmt 
die Waffen in die Hand, denn die Juden 
hausen fürchterlich im deutschen Vater-
land …
Wenn der Sturmsoldat ins Feuer zieht, 
dann hat er frohen Mut, und wenn das 
Judenblut vom Messer spritzt, dann 
geht’s noch mal so gut.
Die Juden und Marxisten, die bringen 
uns kein Heil, den Severing und Genos-
sen, erschlagen wir mit dem Beil.
Blut muss fließen, knüppelhageldick, 
wir pfeifen auf die Freiheit der Juden-
republik!“30

Bezeichnend ist es, dass immer wieder 
von Seiten des Polizei-Präsidiums bzw. 
der Politischen Polizei gegenüber der 
Schutzpolizei darauf hingewiesen wer-
den musste, dass „Umzüge, bei denen 
das Lied ‚Wenn das Judenblut vom 
Messer spritzt, dann geht’s noch mal 
so gut’ gesungen wird, aufzulösen sind 
und Betroffene in die I A zu bringen“31 
seien.
Immer wieder finden sich in den Ak-
ten des Polizei-Präsidiums Berlins 
Beschwerden von Bürgerinnen und 
Bürgern darüber, dass die Polizei beim 
Absingen von Liedern durch SA-Leute, 
die wegen ihres hetzerischen Charak-
ters gegenüber Juden verboten worden 
waren, nicht oder nur halbherzig einge-
schritten sei. 
So schrieb z. B. Herr Hermann Jonas, 
wohnhaft Gasteiner Straße 26 in Berlin-
Wilmersdorf, an den Polizei-Vizeprä-
sidenten Weiß, dass am 10. November 
1929 ein Propaganda-Chor der Nazis 
ostwärts den Kurfürstendamm entlang-
gefahren sei. Die diesen Chor begleiten-
den Polizisten hätten nicht eingegriffen, 
als zwischen Joachimsthaler Straße 
und der Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-
kirche Sprechchöre: „Tod den Juden!“ 
skandiert worden seien. Immerhin, so 
belegt eine Aktennotiz des jüdischen 
Polizei-Vizepräsidenten Weiß vom 
27. November, seien die betreffenden 
Polizisten mittlerweile von Vorgesetzten 
der zuständigen Polizeigruppe West 
„belehrt“ worden.32

Ein ähnlicher Vorfall ereignete sich nur 
wenige Tage nach diesem Vorkommnis 
auf dem Kurfürstendamm. Am 13. No-
vember 1929 schrieen SA-Leute von 3 
Lastkraftwagen aus wiederholt: „1, 2, 3, 
schlagt die Juden tot!“ auf der belebten 
Kaiserallee in Berlin-Zehlendorf. Auch 
diesmal schritten die Polizisten, die 
mit Pkws die Nazis begleiteten, nicht 
ein, auch diesmal erfuhr der Polizei-
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Vizepräsident erst durch den Brief eines 
Anwohners, eines Tuchwaren-Händlers 
namens Felix Silber, von diesem Vor-
kommnis. Ein Vorkommnis, das sich 
übrigens am kommenden Tag, dem 14. 
November 1929, wiederum auf der Kai-
serallee, wiederholen sollte.33

Merkwürdig bei alledem war, dass 
im Gegensatz zu den Anwohnern die 
begleitenden Polizisten in der Regel 
aussagten, sie hätten die antisemiti-
schen Rufe oder Sprechchöre der SA 
nicht verstehen können. Der Polizei-
Oberwachtmeister Kurt B., der am 10. 
November zum Begleitkommando auf 
dem Kurfürstendamm gehört hatte, gab 
an, nur einmal das Wort „Jude“ wahr-
genommen zu haben; antisemitische 
Rufe habe er nicht gehört, zumal die 
Sprechchöre der Nazis „unverständlich“ 
gewesen seien. 
Rückendeckung bekamen er und seine 
Kollegen von den Verantwortlichen der 
Polizei-Inspektion Schöneberg, die dem 
Polizeipräsidium mitteilten, alle diese 
Angaben erschienen ihnen „glaubwür-
dig“.34

Die Lektüre einschlägiger Polizeiakten 
beweist, dass Polizeibeamte häufig 
zweierlei Maß anlegten: Ging es ge-
gen die politische Linke, nicht zuletzt 
gegen die KPD, kannte ihr Arbeitseifer 
oft keine Grenzen. Angesichts von of-
fenen Gewalttätigkeiten der SA gegen 
politische Gegner, aber auch gegenüber 
Juden oder zufällig am Ort der Über-
fälle anwesende Passanten, zeigten die 
Polizisten mehr als einmal eine gerade-
zu erstaunliche Passivität. Es ist wichtig 
festzuhalten, dass dies bereits vor dem 
Durchbruch der NSDAP und der SA zu 
mitglieder- und wählerstarken Massen-
organisationen galt. Als Beleg hierfür 
sei ein Beispiel aus dem Jahre 1927 
genannt:
Am 22. März 1927 beschwerte sich der 
Chefredakteur der „Industrie- und Han-
dels-Zeitung“, Rudolf Schirmer, über 
die Tatenlosigkeit der Berliner Schutz-
polizei bei gewalttätigen Attacken der 
SA am Abend des 20. März 1927 im 
Zentrum des Berliner Westens, bei 
denen seine Ehefrau durch Stockhiebe 
blutig geschlagen worden sei, weil sie 
gemeinsam einem von der SA über-
fallenen, alten und hilflosen Mann zur 
Hilfe eilen wollten:
„Den Hitler-Leuten folgte unmittelbar 
eine Streife von Polizeibeamten, die 
sich aber, als sich am Eingang der 
Budapester Straße Geschrei erhob, der 
Rankestraße zuwandte. Ein Polizist, der 
die Prügelei in einer Entfernung von 

mehreren Metern zusah, wurde sogar 
von einem Bekannten aufgefordert, 
einzugreifen, lehnte jedoch mit der 
Begründung ab, dass er ‚da drüben’ 
aufpassen müsse, wo auch geprügelt 
würde. Zum Schluss möchte ich noch 
bemerken, dass weder ich noch meine 
Frau Juden sind, oder gewesen sind.“35

Kurz darauf, am 12. Mai 1927, wie-
derholten sich derartige Vorfälle in der 
Gegend des Kurfürstendamms, in der 
Kant-, Lietzenburger und Schlüterstra-
ße, wobei zwölf Personen schwer ver-
letzt wurden, diesmal die Polizei aber 
immerhin 35 junge Nazis festzunehmen 
vermochte.36

Sympathisanten und Mitglieder der 
SA in staatlichen Institutionen
Bei der Ermittlung, Festnahme und 
Verfolgung von SA-Gewalttätern kam 
erschwerend hinzu, dass immer mehr 
Staatsbedienstete, auch Angehörige der 
Polizei, selbst Mitglieder der Sturmab-
teilungen geworden waren, und alles 
taten, um die Bürgerkriegsarmee der 
Nazis über bevorstehende Verhaftun-
gen, Durchsuchungen und Verbote zu 
unterrichten. 1931 hatten zum Beispiel 
Wuppertaler Polizeibeamte einen eigen-
ständigen „SA-Polizeisturm“ gegrün-
det, 1932 hoben mit den Sturmabtei-
lungen sympathisierende Polizisten in 
Hamburg einen so genannten Kamerad-
schaftsbund nationaler Polizeibeamter 
aus der Taufe.37 Nach Erkenntnissen 
des Reichsministeriums des Innern 
vom Juli 1931 existierte ein regelrechter 
Nachrichtendienst der SA – so genannte 
SA-Beobachter – innerhalb der Polizei, 
bei der Reichswehr, in Postämtern und 
anderen staatlichen Institutionen, der 
die SA-Führungen mit wichtigen Infor-
mationen versorgte.38

So wurden zum Beispiel im März 
1932 in Berlin der Polizei-Leutnant 
Lange und der Wachtmeister Schulz 
wegen des Verrats von Polizeiaktionen 
gegen die SA verhaftet und von der 
Staatsanwaltschaft angeklagt. Doch das 
entsprechende Strafverfahren wurde 
vierzehn Tage vor der Machtübertra-
gung an die Nazis aus durchsichtigen 
Gründen wieder eingestellt.39 So kam, 
was kommen musste: Das Verbot der 
SA vom 11. April 1932 wurde im 
Vorfeld der Reichstagswahlen am 31. 
Juli desselben Jahres wieder aufge-
hoben, die Sturmabteilungen konnten 
jetzt wieder in voller Legalität ihren 
Beitrag dazu leisten, dass die NSDAP 
als stärkste Fraktion in das Parlament 
einziehen konnte.

Die SA und die Machtübernahme 
der deutschen Faschisten 1933
Nicht im Ergebnis eines Bürgerkrie-
ges, bei dem die SA die Hauptrolle 
hätte spielen müssen, sondern durch 
die Übertragung der Regierungsgewalt 
am 30. Januar 1933 durch den greisen 
Reichspräsidenten Paul von Hinden-
burg, gelangte die faschistische Partei 
an die Macht und Adolf Hitler in das 
Amt des Reichskanzlers. Vorausgegan-
gen war ein umfangreiches Intrigen-
spiel, an dem wichtige Exponenten von 
Industrie und Banken, Interessenver-
treter der nach wie vor einflussreichen 
ostelbischen Großgrundbesitzer sowie 
Persönlichkeiten aus der unmittelbaren 
Umgebung des Reichspräsidenten teil-
genommen hatten.40

Die fanatisierten Sturmabteilungen 
sahen nun ihre Stunde gekommen. 
Sie hielten blutige Abrechnung mit 
politischen Gegnern, vor allem aus der 
Arbeiterbewegung, mit Juden41 und an-
tifaschistischen Intellektuellen. 
Funktionäre der KPD, der SPD und 
der Gewerkschaften standen auf den 
„Schwarzen Listen“ der SA an vorders-
ter Stelle. Besonders grausam verfuhren 
die SA-Schläger, wenn eines ihrer Opfer 
sowohl Jude als auch Kommunist, Sozi-
aldemokrat oder Gewerkschafter war. 
Seit dem 22. Februar waren die Ange-
hörigen der SA und der SS vom preußi-
schen Innenminister Hermann Göring, 
hinter Hitler der „zweite Mann“ in Nazi-
deutschland, zu Hilfspolizisten ernannt 
worden. Die willkürlichen Verhaftun-
gen, die Misshandlungen, Folterungen 
und Morde auf offener Straße und in 
den „wilden Konzentrationslagern“, die 
bereits unmittelbar nach der Machtüber-
nahme der NSDAP in SA-Heimen und 
-Kasernen eingerichtet worden waren, 
bekamen jetzt einen gewissermaßen 
legalen Anstrich. 
An dieser Stelle sei daran erinnert, dass 
bereits lange vor der Machtübernahme 
NSDAP- und SA-Führer in aller Of-
fenheit vorhergesagt hatten, was jetzt 
geschah. So formulierte zum Beispiel 
der Berliner Gauleiter Goebbels in einer 
Nazi-Großveranstaltung im Sportpalast 
im November 1930: 
„Es ist gefragt worden: Werden Köpfe 
rollen? Und unsere Antwort lautet: 
Jawohl. Sie werden einmal ganz verfas-
sungsmäßig und legal rollen.“42

Und dennoch: Innerhalb der SA machte 
sich rasch eine gewisse Enttäuschung 
über die politische Entwicklung in 
Deutschland breit, eine Enttäuschung, 
die sich gelegentlich auch in kritischen 
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Bemerkungen gegenüber Adolf Hit-
ler und die „Bonzen“ in Berlin Luft 
machte. Zwar konnten die Sturmabtei-
lungen ihren grausamen Terror in den 
Wochen und Monaten unmittelbar nach 
der Machtübernahme fast unbehelligt 
ausüben, aber bald wurde klar, dass 
außen- und wirtschaftspolitische Rück-
sichtnahmen, aber auch unüberhörbare 
Forderungen der Reichswehr nach einer 
Entwaffnung der SA, ein Ende des zü-
gellosen Treibens der Sturmabteilungen 
erforderten. Die von nicht wenigen 
Führern und Angehörigen der SA pos-
tulierte „zweite Revolution“ fand nicht 
statt
Adolf Hitler selbst war es, der am 
6. Juli 1933 öffentlich das Ende der 
„nationalsozialistischen Revolution“ 
verkündete. Am 15. August verloren die 
Angehörigen der Sturmabteilungen den 
erst vor kurzem zuerkannten Status als 
„Hilfspolizisten“. Selbst der Stabschef 
der SA Ernst Röhm musste in einem 
Befehl an seine „Sturmmänner“ vom 
31. Juli 1933 darauf hinweisen, dass es 
„zu unerhörten Übergriffen“ durch An-
gehörige der SA gekommen sei. Hierzu 
gehörten die „Befriedigung persönli-
cher Rachebedürfnisse, unzulässige 
Misshandlungen, Raub, Diebstahl und 
Plünderung“.43

Eines wurde jetzt deutlich: Statt unko-
ordinierter Gewaltakte der SA sollte 
jetzt der faschistische Staatsapparat mit 
zum Teil neugegründeten Behörden und 
Institutionen, wie zum Beispiel dem 
Geheimen Staatspolizeiamt in Berlin, 
die systematische Unterdrückung, Ver-
folgung und Vernichtung jeglicher poli-
tischer Opposition, aber auch der Juden 
sicherstellen. Worum es ging, war nicht 
ein Ende der Repressionen und des Ter-
rors, sondern ihre Professionalisierung 
und Systematisierung. Der faschistische 
Staat bediente sich dabei nicht zuletzt 
der Fachbeamten aus der Politischen 
Polizei, der Kriminal- und Schutzpoli-
zei sowie der Verwaltungsjuristen der 
Weimarer Republik, die in der Regel 
willig und initiativreich den Unterdrü-
ckungsapparat des „Dritten Reiches“ 
auf- und ausbauen halfen. 

1933/34: Innerhalb der SA wächst 
die Unzufriedenheit
Am 30. Juni 1934 erfolgte die Abrech-
nung und auch die weitgehende Ent-
machtung der SA durch Adolf Hitler 
und die ihm ergebene SS. 
Diejenigen Führer der SA, die weiterhin 
auf die Fortführung der „nationalso-
zialistischen Revolution“ hinwirkten, 

d. h auf die Schikanierung, ja, auf die 
willkürliche Enteignung von Unterneh-
mern, auf den strafrechtlich folgenlos 
bleibenden, von führenden Partei-
Instanzen nicht angeordneten Terror 
gegen tatsächliche oder vermeintlich 
Oppositionelle sowie gegen Juden, vor 
allem aber auf die Entwicklung der 
Sturmabteilungen zu einer „zweiten 
Armee“ im Staate, wurden selbst Opfer 
des Terrors. 
Es sollte allerdings darauf hingewiesen 
werden, dass die in der SA und ihrer 
Führung vorhandene Unzufriedenheit 
mit der Politik der NSDAP-Führung 
auch eine Spiegelung weitverbreiteter 
Stimmungen innerhalb der Bevölke-
rung darstellte. Zwar war die Zahl der 
Arbeitslosen seit der Machtübernahme 
im Januar 1933 deutlich gesunken und 
betrug im Jahresdurchschnitt 1934 3 
Millionen, aber die Löhne und Gehälter 
befanden sich auf einem sehr niedrigen 
Niveau, während zugleich die Preise an-
stiegen. Zugleich mehrten sich Anzei-
chen von Korruption und Bereicherung 
unter führenden Nazis. 
So wurde im streng geheimen Halbmo-
natsbericht der Bayerischen Politischen 
Polizei für die Zeit vom 1 bis 14. April 
1934 die Stimmung der Bevölkerung 
als lediglich „im Allgemeinen zufrie-
denstellend“ charakterisiert. Es müsse 
„besondere Aufmerksamkeit … der 
vielfach anzutreffenden und zunehmen-
den Verbitterung innerhalb der Kreise 
der verheirateten Notstandsarbeiter 
zugewendet werden“, die ausgelöst 
worden sei „durch die verhältnismäßig 
noch niedrigen Löhne“44.
Das Staatspolizeiamt in Aachen hatte 
zur gleichen Zeit, nämlich am 7. April, 
an das Geheime Staatspolizeiamt Ber-
lin berichtet, dass sich „die Stimmung 
innerhalb der Bevölkerung keineswegs 
gebessert hat. Trotz zahlreicher erfreuli-
cher Erscheinungen und Erfolge macht 
sich in zunehmendem Maße ein ‚läh-
mender’ Pessimismus breit, der nicht 
unbemerkt bleiben darf.“45

Die NSDAP und vor allem ihr Chef-
propagandist Joseph Goebbels, der am 
13. März 1933 zum Reichsminister für 
Volksaufklärung und Propaganda beru-
fen worden war, führten deshalb schon 
seit geraumer Zeit eine Kampagne 
gegen „Nörgler und Miesmacher“, die 
sich nicht zuletzt auch gegen kritische 
Stimmen in den Sturmabteilungen rich-
tete.46 Viele ihrer Angehörigen hatten 
gehofft, nach der „Machtergreifung“ 
nicht nur den Rachegelüsten gegenüber 
politischen Gegnern und Juden freien 

Lauf lassen, sondern vor allem die ei-
gene materielle Not begraben und ein 
neues Leben in materiellem Wohlstand 
beginnen zu können.
Diese Enttäuschung relevanter Kreise 
der SA, die zugleich von nicht geringen 
Teilen des Volkes über den allzu langsa-
men Weg aus der ökonomischen Krise 
geteilt wurde, war eine der wesentlichen 
Ursachen für die Mordaktion gegen die 
Sturmabteilungen am 30. Juni 1934.

Der so genannte Röhm-Putsch 
vom 30. Juni 1934
Wenige Tage vor den Morden an ins-
gesamt 50 SA-Angehörigen sowie 
weiteren Personen, die als tatsächliche 
oder potenzielle Oppositionelle gal-
ten47, waren die Führungen der SS und 
der Reichswehr über die bevorstehende 
Gewaltaktion von Hitler informiert und 
über ihre dabei zu spielende Rolle in-
struiert worden. 
Hitler selbst befahl Ernst Röhm, für den 
Vormittag des 30. Juni eine Tagung der 
SA-Führer im bayerischen Bad Wiessee 
einzuberufen. In die dortige Pension 
Hasselbauer, dem Quartier Röhms und 
seiner Getreuen, drangen Hitler und 
seine Begleiter, unter ihnen Joseph 
Goebbels und der designierte Oberste 
SA-Führer Viktor Lutze, in den frühen 
Morgenstunden ein und veranlassten 
die Verhaftung mehrerer Führer der 
Sturmabteilungen. Sechs von ihnen 
wurden aufgrund eines ausdrücklichen 
Befehl Hitlers noch am selben Tag im 
Zuchthaus München-Stadelheim durch 
ein Exekutionskommando der SS hin-
gerichtet.
Ernst Röhm wurde übrigens durch 
Pistolenschüsse ermordet, die der SS-
Standartenführer Theodor Eicke, erster 
Kommandant des KZ Dachau und im 
Juli 1934 von Heinrich Himmler zum 
Inspekteur der Konzentrationslager 
ernannt, abgefeuert hatte.48 Die von 
Hitler persönlich geleitete Aktion war 
ein voller Erfolg.
Angeblich, so lautete die offizielle Be-
gründung für die Ereignisse am 30. Juni 
1934, hätten Ernst Röhm und seine Ver-
bündeten in der SA einen Putsch gegen 
Hitler und die NSDAP-Parteiführung 
vorbereitet, dem man durch entschlos-
senes Handeln zuvorgekommen sei. 
Deshalb wurde die Mordaktion der 
SS als Abwehr eines bevorstehenden 
„Röhm-Putsches“ ausgegeben, ein 
Begriff, der seitdem Eingang in die Ge-
schichtsbücher gefunden hat.
Im Hintergrund hatten einflussreiche 
Kräfte aus der Großindustrie, zum 
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Beispiel Repräsentanten der IG Farben, 
und der Reichswehr-Führung auf Hitler 
eingewirkt, die schwer kontrollierbare 
SA endlich zu entmachten. 
So hatte der Reichswehrminister von 
Blomberg dem „Führer“ die Unterstüt-
zung des Militärs angeboten, um nach 
dem in naher Zukunft zu erwartenden 
Tode Paul von Hindenburgs auch das 
Amt des Reichspräsidenten überneh-
men zu können. 
Die tiefere Ursache der blutigen Ab-
rechnung Hitlers, der SS sowie der 
mit ihnen übereinstimmenden Kräfte 
in der Reichswehr und in der Industrie 
mit Röhm und seinen Mitstreitern lag 
jedoch in den strategischen Planungen, 
ja, in der raison d’être des „Dritten Rei-
ches“ begründet:
Die systematische innen- und außenpo-
litische sowie die kriegswirtschaftliche 
Vorbereitung eines Angriffskrieges er-
forderten von der faschistischen Staats- 
und Parteiführung zwingend eine stets 
reibungslos funktionierende Kooperati-
on mit der Industrie und dem Militär. 
Aus diesem Grunde lag die Ausschal-
tung der Sturmabteilungen als eines 
potenziellen Störfaktors, der diese 
weiterreichenden Ziele des deutschen 
Faschismus durch unkontrollierbare 
Handlungen hätte konterkarieren kön-
nen, durchaus in der Logik des Regimes. 
Nicht nur oppositionelle Kräfte außer-
halb der NSDAP galt es rücksichtslos 
auszuschalten, sondern gleichermaßen 
mussten jedwede oppositionelle Ten-
denzen und Strömungen innerhalb der 
Nazi-Organisationen vernichtet werden. 
Anderenfalls wäre das grundlegende 
Ziel der Faschisten – den 1918 ge-
scheiterten „Griff nach der Weltmacht“ 
des deutschen Imperialismus in einem 
zweiten Anlauf erfolgreich zu realisie-
ren – zum Scheitern verurteilt gewesen.

Nach dem 30. Juni 1934: Die SA als 
größte Massenorganisation des deut-
schen Faschismus ohne politischen 
Einfluss
Joseph Goebbels übernahm nach dem 
30. Juni 1934 die ihm gemäße Rolle des 
Lobredners der an den SA-Führern, aber 
auch anderen Personen vollzogenen po-
litischen Morde. Auf einer Großkund-
gebung im Berliner Sportpalast am 10. 
Juli polemisierte er in erster Linie gegen 
die kritische Berichterstattung der aus-
ländischen Medien, formulierte aber 
zugleich die authentische Interpretation 
der Niederschlagung des „Röhm-Put-
sches“ aus der Sicht der faschistischen 
Führung: 

„Der 30. Juni ist in Deutschland 
reibungslos und ohne jede innere Er-
schütterung verlaufen. Der Führer hat 
mit seiner Autorität und einer bewun-
dernswerten Kühnheit die Revolte eines 
kleinen Klüngels von Saboteuren und 
krankhaften Ehrgeizlingen blitzartig 
niedergeschlagen. Die Ruhe und Ord-
nung wurde dabei im ganzen Lande 
nicht gestört. Das tägliche Leben ging 
seinen normalen Gang … Das Volk in 
seiner Gesamtheit aber begrüßte mit ei-
nem befreienden Aufatmen die rettende 
Tat des Führers, die Deutschland und 
damit die ganze Welt vor schwersten 
Katastrophen bewahrte … Wenn sich 
etwas in Deutschland geändert hat, 
so höchstens, dass das Volk seitdem 
mit noch größerer Liebe und Anhäng-
lichkeit dem Führer und dem von ihm 
repräsentierten politischen Regime 
zugetan ist.“49 
Tatsächlich hatte sich die Stimmung in 
der Bevölkerung nach der Entmachtung 
der SA und der Liquidierung einiger 
ihrer Führer schlagartig zugunsten 
Hitlers verändert. Offenbar stießen die 
Maßnahmen gegen die im Volke un-
beliebten Sturmabteilungen auf breite 
Zustimmung. 
„Der Hass auf die SA“, schreibt der His-
toriker Ian Kershaw als Ergebnis seiner 
Analyse von Stimmungsberichten der 
Geheimen Staatspolizei, die unmittelbar 
nach dem 30. Juni 1934 verfasst worden 
waren, „die mit Hilfe von Sonderkom-
missaren und Hilfspolizisten in Bayern 
besonders offen als Speerspitze der 
nationalsozialistischen ‚Revolution von 
unten’ operiert hatte, war so groß, dass 
die Erschießung Röhms und seiner Ge-
nossen als zu mild kritisiert wurde.“50

Insbesondere brachte Hitler und der 
NSDAP die Aktion in Bad Wiessee 
Sympathien und Unterstützung von 
Bürgerinnen und Bürgern, die dem 
neuen Regime bislang eher abwartend 
oder sogar negativ eingestellt gewesen 
waren. Jetzt traute man Hitler und sei-
nen Getreuen auch zu, die noch nicht 
befriedigende ökonomische und soziale 
Lage breiter Kreise der Bevölkerung 
meistern zu können.
Vor allem durch die Betonung der 
Homosexualität Röhms und anderer 
SA-Führer, die das Kennzeichen ihrer 
Amoralität gewesen sei, wurde noch 
zusätzliche Akzeptanz für die Aktionen 
am 30. Juni 1934 gewonnen. So kam 
es, dass „in einer völligen Verkehrung 
der Wirklichkeit Hitler vielerseits als 
Streiter für die Werte der Normalität 
wahrgenommen wurde, der als Reprä-

sentant des ‚kleinen Mannes’ die Macht 
der Großen und Mächtigen selbst in 
seiner eigenen Bewegung zum Wohl des 
Volkes beschnitt“51.
Eines war von nun an für jedermann 
offensichtlich: Nach dem 30. Juni 1934 
spielte die SA nie mehr die Rolle, die 
sie vor 1933 und in den ersten Monaten 
nach der Machtübernahme gespielt hat-
te. Der neue Stabschef der SA, Viktor 
Lutze, konnte zu keinem Zeitpunkt ir-
gendeinen politischen Einfluss ausüben, 
sondern blieb eine Nebenfigur inner-
halb der Hierarchie der NSDAP und des 
„Dritten Reiches“. Oberster SA-Führer 
blieb auch in Zukunft Adolf Hitler per-
sönlich. Anders als Ernst Röhm wurde 
sein Nachfolger Viktor Lutze von Adolf 
Hitler auch nicht in das Reichskabinett 
berufen, dem dieser seit dem 1. Dezem-
ber 1933 als Minister ohne Geschäftsbe-
reich angehört hatte. 
Als Prätorianergarde der Nazis diente 
fortan unangefochten die jetzt selbstän-
dige „Schutzstaffel“ (SS) unter dem 
Kommando ihres Reichsführers Hein-
rich Himmler. Auch das „Nationalsozi-
alistische Kraftfahrer-Korps“ (NSKK) 
wurde aus der SA herausgelöst und 
erhielt die organisatorische Eigenstän-
digkeit. Auch hier firmierte Hitler wie 
bei den Sturmabteilungen als Oberster 
Führer.
Und dennoch wäre es falsch, der SA 
für die Zeit nach dem 30. Juni 1934 
nur die Rolle eines bedeutungslosen 
Wehrverbandes zuzuweisen. Schließ-
lich organisierte die SA beinahe alle 
Männer in Nazideutschland, schulte sie 
in der faschistischen Ideologie und Poli-
tik. Zudem spielte die SA als durchaus 
effektives Überwachungs- und Spitze-
linstrumentarium auch zukünftig eine 
wesentliche Rolle innerhalb des faschis-
tischen Repressionsapparates.
Am 9. November 1938 war es die SA, 
die während der Reichspogromnacht 
den antijüdischen Terror organisierte, 
so, als befände man sich wieder in den 
Monaten März oder April 1933.52

Auch an der Okkupation der „sude-
tendeutschen“ Gebiete im Oktober 
1938 war die SA beteiligt, indem sie 
die Terroristen des „Sudetendeutschen 
Freikorps“ schulte, bewaffnete und lo-
gistisch unterstützte.
Und eines blieben die Sturmabteilungen 
der NDSAP bis zur Kapitulation der 
Nazis im Mai 1945 auf jeden Fall: die 
größte Massenorganisation in der Ge-
schichte des deutschen Faschismus.

Dr. Reiner Zilkenat
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Der 20. Juli 1944 im Geschichtsbild der BRD 
von 1945 bis in die 60er Jahre
(Teil II) 

OSS (Office of Strategic Services, 
später CIA = Central Intelligence 
Agency) nimmt Einfluss
In „dankenswerter Offenheit“, zitiert 
Daniela Dahn den ehemaligen US-Vi-
zepräsidenten Al Gore1, habe er 1994 
dargelegt, dass der amerikanischen 
Politik nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges eine langfristig angelegte 
strategische Konzeption zugrunde lag, 
„die Niederlage des kommunistischen 
Systems zum zentralen Organisations-
prinzip nicht nur der Regierungspolitik, 
sondern der ganzen Gesellschaft zu 
machen … der Widerstand gegen den 
Kommunismus bildete den Grundzug 
praktisch aller geopolitischen Strategi-
en und Sozialpolitiken, die der Westen 
seit dem Zweiten Weltkrieg entworfen 
hat. Der Marshallplan etwa war in erster 
Linie dazu gedacht, Westeuropas Wi-
derstandskraft gegen die Ausbreitung 
der kommunistischen Idee zu stärken. 
Dieselbe Zielrichtung hatten McArthurs 
Konzept zum gesellschaftlichen und 
ökonomischen Wiederaufbau Japans 
und Trumans Entscheidung des Jahres 
1947, Griechenland und der Türkei 
massive Wirtschaftshilfe zukommen 
zu lassen. Auch die Nato und andere 
Militärpakte unter Führung der USA 
entstanden aus dem genannten Grund-
prinzip … Natürlich war diese Politik 
mitunter schmerzhaft, kostspielig und 
kontrovers. Die Kriege in Korea und 
Vietnam, das atomare Wettrüsten, 
Waffenlieferungen an Diktatoren, die 
mit Ausnahme des Antikommunismus 
sämtliche amerikanischen Ideen ablehn-
ten – diese und praktisch alle außen- 

und militärpolitischen Entscheidungen 
wurden getroffen, weil sie demselben 
Kerngedanken gehorchten, wenn auch 
auf eine Weise, die gelegentlich man-
gelndes Urteilsvermögen erkennen 
ließ.“2

Wie Analysen und Vergleiche zeigen, 
bestimmte diese Konzeption auch die 
Geschichtspolitik3, wobei wir dieser 
natürlich nicht das gleiche Gewicht 
zumessen wollen wie etwa der Wirt-
schafts- und Militärpolitik. Aber 
geistige Prägung ganzer Generationen 
bedeutet Einfluss auf die Zukunft zu 
nehmen, und das hat viel mit einem 
Geschichtsbild zu tun, das nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges in einem 
vielleicht nur von Wenigen vermuteten 
Ausmaß vom US-Geheimdienst in Eur-
opa beeinflusst wurde. 
Dabei darf man sich – unter den dama-
ligen Bedingungen – unter „Geheim-
dienst“ nicht nur eine finstere Truppe 
von Schlapphüten vorstellen, die sie 
selbstverständlich auch war und bis heu-
te ist. Doch während des Zweiten Welt-
krieges und in der ersten Nachkriegszeit 
war OSS ein Teil der US-Besatzungs-
macht und damit auch der Befreier 
Deutschlands! Es wurde zwar in West 
und Ost lange Zeit darüber geschwiegen, 
dass in der französischen Widerstands-
bewegung kämpfende Deutsche gegen 
Ende des Krieges auch Kontakt zu OSS 
besaßen. Es mag heute merkwürdig 
klingen, aber: Sie waren Verbündete im 
Kampf für den Sturz des Hauptfeindes, 
des Hitlerfaschismus! Gleichzeitig aber 
war OSS ein wichtiges Instrument, um 
den politischen und geistigen Einfluss 

des USA-Imperialismus in Europa so 
weit wie möglich zu etablieren, wozu 
auch gehörte, im Rahmen der Besat-
zungsherrschaft auf die Entwicklung 
des innerdeutschen politischen und 
geistigen Lebens entsprechenden Ein-
fluss zu nehmen. Bekanntlich ist das 
für eine solche Untersuchung in Frage 
kommende Archivmaterial für uns nicht 
zugänglich – da es ja kein DDR-„Stasi-
material“ ist –, doch lassen vorliegende 
Publikationen und Hinweise hinreichen-
de Schlussfolgerungen zu. 
Die innerhalb der USA-Armee in die 
befreiten Gebiete Europas gekom-
menen OSS-Mitarbeiter nahmen u. a. 
sofort Kontakt zu noch lebenden An-
gehörigen des deutschen konservativen 
Widerstandes auf, dessen Existenz 
intern zwar bekannt, aber bis dahin 
offiziell geleugnet worden war, um mit 
ihrer Hilfe, d. h mit ihrer originären, da-
rum besonders glaubwürdigen Aussage 
von Anfang an ein ganz bestimmtes 
antikommunistisches, auf die westliche 
Welt ausgerichtetes Geschichtsbild zu 
indoktrinieren. 
Leiter des OSS war seit November 1942 
Allen Welsh Dulles, formell der US-
Botschaft in Bern zugeteilt, zu dessen 
engsten Mitarbeitern Gero von Schul-
ze-Gaevernitz gehörte, aus Neurode in 
Schlesien stammend, aber schon in den 
20er Jahren in die USA ausgewandert 
und amerikanischer Staatsbürger. Dul-
les erklärte später, dass er und Schulze-
Gaevernitz gute Kontakte zu konserva-
tiven und auch sozialdemokratischen 
Oppositionellen besaßen, die sie nach 
dem Ende des Naziregimes aktivier-
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ten und jetzt „nutzbar“ machten. Zu 
den ersten „Kontaktpersonen“ gehörte 
seit Januar 1943 Dr. jur. Hans Bernd 
Gisevius (1904–1974), sich selbst als 
konservativen Nazigegner bezeichnend, 
als Polizeibeamter 1933 am Aufbau der 
Gestapo beteiligt gewesen, später als 
Regierungsrat aus dem Reichsinnen-
ministerium ausgeschieden, seit 1939 
Mitarbeiter im Amt Ausland/Abwehr, 
während des Krieges als „deutscher Vi-
zekonsul“ in Zürich tätig. Er hatte gute 
Beziehungen zu Dr. Hjalmar Schacht, 
von 1933 bis 1939 Reichsbankpräsident, 
der wiederum über gute Beziehungen 
zu Finanzkreisen in den USA verfügte. 
„Aus diesem gegenseitigen Vertrauen“, 
schrieb Dulles, „erwuchs eine Form der 
Beziehung, die es uns möglich machte, 
in engem Kontakt mit den Antinazi in 
Deutschland zu arbeiten … Ihre Hoff-
nungen waren hauptsächlich auf den 
Westen gerichtet, wenn auch oft mit 
einer verschleierten Drohung, daß sie, 
wenn wir versagten, keine andere Wahl 
hätten, als sich Rußland in die Arme zu 
werfen.“4 

Hans-Bernd Gisevius: „Bis zum bit-
teren Ende“ und Fabian von Schlab-
rendorff: „Offiziere gegen Hitler“
Nachdem Gisevius bereits 1945 in der 
Schweizer Zeitschrift „Weltwoche“ 
über seine Erlebnisse in Nazideutsch-
land berichten konnte, erschienen 1946 
seine Memoiren.5 Sein Buch sollte nicht 
nur den deutschen Leser mit der Ge-
schichte der damals noch weitgehend 
unbekannten oder abgelehnten bürger-
lich-konservativen Opposition bekannt 
machen und sie als den einzigen wirk-
lichen deutschen Widerstand erscheinen 
lassen – es war vor allem auch für das 
westliche Ausland bestimmt, um Ver-
ständnis für die deutschen Probleme zu 
erzeugen und Unterstützung bei ihrer 
Lösung, vor allem bei der Verhinderung 
drohender revolutionärer Veränderun-
gen, zu gewinnen. In Ergänzung seiner 
damaligen Darlegungen schrieb er 1960 
im Vorwort zu einer Neuauflage: 
„Die besondere Problematik der Nach-
kriegsjahre erforderte es, daß bei diesem 
ersten Buche, das im Ausland erschien, 
aber von ‚drinnen‘ her geschrieben wur-
de, gewisse Tatbestände stärker hervor-
gehoben wurden, als es sonst vielleicht 
notwendig gewesen wäre … Ich wollte 
meine vorwiegend ausländischen Leser 
möglichst eingehend mit jenen wider-
spruchsvollen Aspekten unseres Lebens 
unter dem nationalsozialistischen Ter-
rorsystem vertraut machen, die denen 

draußen schlechthin unbegreiflich blie-
ben: Wie verhältnismäßig leicht es war, 
von dem Übel angefallen zu werden, 
aber wie unverhältnismäßig schwer es 
wurde, sich davon wieder zu befrei-
en.“6 In seinen Erinnerungen berichtet 
Gisevius u. a., dass Stauffenberg sich 
hinsichtlich der Zukunftsvorstellungen 
in scharfem Gegensatz zu Goerdeler 
befunden habe, dass er, unterstützt von 
Schulenburg7, in den letzten Wochen 
vor dem 20. Juli die Meinung vertrat, 
mit der Führung der Sowjetunion Ver-
bindung aufnehmen und möglichst zu 
Vereinbarungen gelangen zu müssen, 
eine Äußerung, die bis heute umstritten 
ist und es wohl bleiben wird.
In den Memoiren von Gisevius wurden 
– und das sollte sich künftig als Grund-
orientierung für die bürgerliche Ge-
schichtsschreibung insgesamt erweisen 
– Vorgeschichte und Geschichte des 20. 
Juli mit dem deutschen „Widerstand“ 
schlechthin gleichgesetzt. „Widerstand“ 
war für ihn und die meisten seiner 
Nachfolgeautoren ausschließlich die 
nationalkonservative militärisch-bür-
gerlichen Opposition, dekoriert mit ein 
paar „Arbeiterführern“, d. h. ehemaligen 
Funktionären der SPD, KPD (Torgler) 
und der freien und christlichen Gewerk-
schaften. Der Widerstand „von unten“, 
der zähe und aufopferungsvolle Kampf 
von Kommunisten – den zahlreichsten 
im Widerstand –, Sozialdemokraten, 
Gewerkschaftern, christlichen Werktä-
tigen spielte kaum eine Rolle.
Im gleichen Jahr erschienen in Zürich 
die Erinnerungen eines weiteren Über-
lebenden des 20. Juli 1944, in denen der 
unmittelbare Einfluss von OSS-Mitar-
beitern noch deutlicher wird.8

 Rechtsanwalt und Oberleutnant d. 
R. Fabian von Schlabrendorff (1907–
1980) entstammte einem preußischen 
Adelsgeschlecht, war während des 
Krieges Ordonnanzoffizier des späteren 
Generalmajors Henning von Treskow 
und auch dessen Mitkämpfer bei der 
Organisierung der militärischen Wider-
standsgruppe im Stab der Heeresgruppe 
Mitte. Schulze-Gaevernitz „beriet“ 
bereits kurz nach der Befreiung 1945 
Schlabrendorff und war erster Heraus-
geber von dessen Erinnerungen 1946. 
Im Gegensatz zur offiziellen westlichen 
Besatzungsdoktrin verkündete Gaever-
nitz, dass es einen deutschen Widerstand 
gegeben habe und sein Klient Schlab-
rendorff Zeugnis dafür sei: „Vielfach 
ist die Meinung, es habe in Deutschland 
keinen ernsthaften Widerstand gegen 
den Nationalsozialismus gegeben. Dies 

ist wohl hauptsächlich darauf zurückzu-
führen, daß es den Nationalsozialisten 
gelungen war, Deutschland von der 
Außenwelt weitgehend abzuschließen. 
Infolgedessen sind die Nachrichten, 
die während des Krieges über die gegen 
Hitler kämpfenden Kräfte ins Ausland 
drangen, stets spärlich gewesen …
Den Eingeweihten ist bekannt, dass 
in Deutschland mehrere bedeutsame 
Widerstandsgruppen existierten, die 
im wesentlichen aus Vertretern der Ar-
beiterschaft, des Heeres, der Kirchen 
und des Beamtentums hervorgegangen 
waren … Die verschiedenen Aktionen 
der deutschen Widerstandsgruppen fan-
den in dem der Welt bekannten Attentat 
gegen Hitler vom 20. Juli 1944 und dem 
daran anschließenden Umsturzversuch 
ihren Höhepunkt …
Ich lernte Schlabrendorff im Mai 1945, 
wenige Tage nach der Kapitulation der 
deutschen Armeen in Italien, auf der 
Insel Capri kennen. Damals befand 
ich mich dort auf Veranlassung von 
Feldmarschall Sir Harald Alexander, 
dem alliierten Oberkommandierenden 
im Mittelmeer, um mit einer Gruppe 
prominenter Internierter Fühlung zu 
nehmen, die von alliierten Truppen aus 
den Händen der Nazis befreit worden 
waren … Als ich Schlabrendorff zum 
ersten Mal sah, trug er die verwahrloste 
Kleidung eines Konzentrationslager-
Häftlings. Aus seinen Erzählungen 
ging hervor, daß er Außergewöhnliches 
erlebt hatte und als einer der wenigen 
Überlebenden wichtige Einzelheiten 
über die Taten seiner toten Kameraden 
im Kampf gegen Hitler kannte.
Es schien mir bedeutsam, seine Erin-
nerungen ungetrübt festzuhalten, bevor 
sie durch neue Eindrücke verwischt 
würden. So wurde dieser Bericht im 
wesentlichen im Sommer 1945 nie-
dergeschrieben. Die Dokumente, die 
darin enthalten sind, wurden später 
beigefügt.“9

 US-Generalmajor William J. Donovan, 
Direktor des OSS, stellte dem Buch ei-
ne eigene „Einführung“ voran mit dem 
Bemühen, alternativ die amerikanische 
Demokratie zu preisen und gleichzeitig 
eine entschuldigende Antwort auf die 
Frage zu finden, warum die Westal-
liierten dem deutschen Widerstand 
keine Unterstützung gewährt hatten: 
„Vielfach ist bezweifelt worden, daß 
es in Deutschland eine Widerstandsbe-
wegung gegen Hitler gegeben hat. Daß 
eine solche am Werk war, war uns im 
Office of Strategic Services während 
des Krieges wohl bekannt. Manche 
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mögen die Frage stellen, warum die Be-
richte über die deutsche Widerstandsbe-
wegung erst heute an die Öffentlichkeit 
gelangen und warum während des Krie-
ges nichts darüber verlautete.“ Seine 
recht fragwürdige Entschuldigung für 
die ausgebliebene Unterstützung: „Aus 
naheliegenden Gründen mußten die 
Aktionen der deutschen Widerstands-
bewegung so geheim gehalten werden, 
daß nur spärlich Berichte hierüber aus 
Deutschland ins Ausland gelangten. Die 
Teilnehmer der Widerstandsbewegung, 
die mit amerikanischen Kreisen wäh-
rend des Krieges in Fühlung standen, 
haben uns ausdrücklich ersucht, daß nur 
die höchsten Instanzen über ihre Tätig-
keit unterrichtet würden – im Hinblick 
auf die immerwährende Gefährdung 
durch die Gestapo … Gaevernitz stand 
mit führenden Gegnern des Nazisys-
tems in Deutschland in Kontakt, und es 
gelang ihm, diese Verbindungen wäh-
rend des Krieges zu erheblichen Nutzen 
der alliierten Kriegführung aufrecht zu 
erhalten.“10 
Auch Schlabrendorffs Schilderungen 
waren wegen ihrer Unmittelbarkeit 
zweifellos beeindruckend. Aber was ihre 
Stellung im Gesamtzusammenhang des 
antifaschistischen Widerstandskampfes 
anbetrifft, so war auch hier verbindlich: 
Als Widerstand galten die bürgerlich-
militärische Opposition und der 20. 
Juli, der Widerstand „von unten“ blieb 
nahezu unerwähnt. – Fünf Jahre später 
erschien allerdings eine neue Auflage 
des Buches mit dem Impressum „Völlig 
neue Bearbeitung des 1946 erschie-
nenen Buches Offiziere gegen Hitler. 
Nach einem Erlebnisbericht von Fabian 
v. Schlabrendorff. Bearbeitet und her-
ausgegeben von Gero v. S. Gaevernitz 
1951.“ Schlabrendorff schrieb dazu ein 
„Vorwort“, in dem er seinem „Freund“ 
Gaevernitz dankte, der „in selbstloser 
Weise“ nach dem Kriege die Veröf-
fentlichung dieses Berichts ermöglicht 
habe. „Fünf Jahre nach dem Kriege 
haben genügend Abstand geschaffen, 
um Unwesentliches auszuscheiden und 
Neues einzufügen. Hieraus rechtfertigt 
sich die erneute Herausgabe.“11 Worin 
bestand das Neue?
Der Kalte Krieg, 1946 noch nicht so 
dominant, bestimmte jetzt auch die Ge-
schichtspolitik, kräftig besorgt von Gae-
vernitz, der nicht nur politisch deter-
minierte Schwerpunkte setzte, sondern 
auch dementsprechend neue Abschnitte 
hinzufügte. Während Schlabrendorffs 
Offiziersbuch 1946 vom kommunisti-
schen Widerstandskampf kaum Notiz 

nahm und Namen wie Harro Schulze-
Boysen und Arvid Harnack überhaupt 
nicht erwähnte, was sich aus Absicht, 
Thema und Inhalt auch keineswegs 
zwingend ergab, widmete Gaevernitz‘ 
Neuauflage den Kommunisten neun 
Seiten. Der Kalte Krieg verlangte Tri-
but: Man unterschied jetzt zwischen der 
deutschen Widerstandsbewegung und 
der ‚Roten Kapelle‘, die nicht zum Wi-
derstand gehört, sondern sich mehr oder 
weniger als kriminelle Bande offenbart 
habe – zwar intellektuell durchsetzt, da-
rum besonders gefährlich –, im Dienste 
für Bolschewismus und Sowjetunion 
stehend.12 
So war „Geheimnisverrat“ landesverrä-
terisch, wenn er von der ‚Roten Kapelle‘ 
verübt wurde, war aber „im nationalen 
Interesse“, wenn er von Offizieren des 
„Widerstandes“ praktiziert wurde! 
Schlabrendorff/Gaevernitz führten aus: 
„Das Ziel der Organisation ‚Rote Ka-
pelle‘ war der Sturz des Hitler-Regimes 
und die Errichtung eines kommunisti-
schen Staates nach sowjetrussischem 
Muster … Der primäre und entschei-
dende Teil der Betätigung der ‚Roten 
Kapelle‘ bestand aber im unmittelbaren 
Nachrichtendienst für die Sowjet-Union 
… Was das Motiv anging, das beiden 
Richtungen zugrunde lag, so war als 
gemeinsam das Moment der Ablehnung 
des Nationalsozialismus zu nennen. 
Während aber das Motiv der ‚Roten 
Kapelle‘ im Politischen stecken blieb, 
drang die Widerstandsbewegung unter 
Beck in ihrem Grundmotiv ins Religi-
öse vor und damit in ein Gebiet, das in 
der ethischen Wertskala dem Begriff der 
Nation übergeordnet ist. Niemand wird 
leicht zu seiner Heimat und zu seinem 
Vaterland in einen Gegensatz treten. 
Steht aber die Religion auf dem Spiel, 
so muß in diesem Pflichtenkonflikt die 
Nation zurücktreten, weil sie gegenüber 
der Religion den geringeren Wert hat … 
Im Hinblick auf die von beiden Rich-
tungen angewendeten Mittel konnte die 
nachrichtendienstliche Art der von der 
‚Roten Kapelle‘ bevorzugten Tätigkeit 
nicht gebilligt werden, weil sie die 
vollständige Abhängigkeit der ‚Roten 
Kapelle‘ von einer auswärtigen Macht 
zeigt … Deutschland ist an zwei Stel-
len verteidigt worden, an der Front, um 
die Landesgrenzen zu schützen, und in 
den Zentren der Widerstandsbewegung, 
um Deutschland und Europa vor der 
Vernichtung zu bewahren.“13 Also eine 
„nationale“ Einheitsfront der hitlertreu-
en „Frontsoldaten“ und der „Wider-
ständler“, die sich lediglich individuell 

durch eine „etwas andere“ Motivation 
unterschieden!
Soweit das Wesentliche dieses „Neuen“, 
das also aus einem speziellen, vom 
Kalten Krieg diktierten antikommunis-
tischen Exkurs bestand –, der allerdings 
bereits in der neuen Ausgabe von 1984 
wieder verschwunden war!
Die hier genannten Autoren – Gisevius, 
Schlabrendorff, Gaevernitz – standen in 
engem Kontakt zum OSS-Chef Allen 
W. Dulles – und damit auch zu Direktor 
Donovan. Das OSS richtete 1945 auch 
in Berlin-Dahlem eine „Zweigstelle“ 
ein, von der aus Gaevernitz bereits im 
Sommer 1945 – als amerikanischer Of-
fizier, im Einvernehmen mit britischen 
Stellen – nach Kreisau/Schlesien zu der 
ihm bekannten Freya Gräfin von Moltke 
fuhr, der Witwe des hingerichteten Hel-
muth James Graf von Moltke, sie – in 
Zusammenarbeit mit sowjetischen Mili-
tärbehörden – vor den damals üblichen 
Übergriffen der Polen schützte und ihr 
bei der Übersiedlung nach Deutschland 
half. „Ich gab Gaevernitz den ersten Pa-
cken von Helmuths Briefen mit, die so 
lange hinten in meinen Bienenstöcken 
vor den Nazis versteckt gewesen wa-
ren.“14 So kam es, dass Moltkes letzte 
Briefe vom Januar 1945 – kurz vor 
der Hinrichtung – bereits 1946 in der 
Vierteljahresschrift „The Round Table“ 
und kurze Zeit später zweisprachig als 
Veröffentlichung der „Oxford Universi-
ty Press“ unter dem Titel „A German of 
the Resistance. Count Helmuth James 
von Moltke“ erscheinen konnten. 1951 
gab es dann die rein deutschsprachige 
Veröffentlichung im Karl H. Henssel 
Verlag, Berlin (West) unter dem Titel 
„Letzte Briefe aus dem Gefängnis Te-
gel“, die 1958 bereits die 9. Auflage 
erreichte.

Allen Welsh Dulles’ „Germany’s 
Underground“
Nicht verwunderlich, dass sich auch 
der „Chef“ als eine Art „Ober-Reeduca-
tor“ persönlich zu Wort meldete. 1947 
legte A. W. Dulles in New York sein 
Buch „Germany’s Underground“ vor, 
dem 1948 die deutsche Übersetzung 
in Zürich folgte15. Die zweite deutsche 
Auflage erschien bereits ein Jahr später 
in Kassel. 
Das Erscheinen des Buches fiel in eine 
Zeit großer politischer Veränderungen 
im Vergleich zu 1945. Inzwischen war 
entschieden worden, Westdeutschland 
als Partner in die westliche Allianz 
einzugliedern. Die Sowjetunion war in 
die Defensive geraten. Am 5. Juni 1947 
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schlug USA-Außenminister George 
C. Marshall den – wie der bekannte 
und wohl keiner Linkstendenzen ver-
dächtige Historiker Andreas Hillgruber 
einschätzte – nach „ihm benannten 
multilateralen, jedoch die führende 
und kontrollierende Rolle der USA 
betonenden wirtschaftlichen Aufbau-
plan für Europa, in den auch – wie wir 
heute wissen, war dies sogar der Kern 
des Plans – der Westteil des besiegten 
Deutschlands einbezogen werden soll-
te“16 vor. Am 20. Juni 1948 erfolgte die 
separate Währungsreform in den west-
lichen Besatzungszonen und Westsek-
toren Berlins, auf die die Sowjetunion 
grobschlächtig mit der Blockade der 
Land- und Wasserwege nach Westberlin 
von Juni 1948 bis 12. Mai 1949 ant-
wortete, was die antikommunistische 
Hysterie erneut aufkochen ließ. Im 
September 1948 begann die Arbeit des 
Parlamentarischen Rates in Bonn unter 
dem Vorsitz von Adenauer, die dann mit 
der Annahme des Grundgesetzes am 8. 
Mai 1949 und mit dem Zusammentritt 
des am 14. August gewählten Bundesta-
ges am 7. September 1949 erfolgte. Die 
westlichen Siegermächte waren dabei, 
den „besiegten Feindstaat“ Deutschland 
zu restaurieren und in die westliche 
Sphäre einzubeziehen. Das musste 
zwangsläufig Auswirkungen auf die 
Ideologie, auch auf das Geschichtsbild, 
nach sich ziehen.
Dulles wies in seinem Buch zunächst 
die Kritiker im eigenen Lager zurecht 
und bestätigte den Deutschen „ihren“ 
Widerstand: „Die Anti-Nazi-Deutschen, 
die ihr Leben einsetzten, haben es ver-
dient, daß man von ihnen berichtet. 
Ihre Geschichte ist nicht nur die eines 
Komplotts. Sie ist ein unwiderlegbarer 
Beweis dafür, daß selbst in einem tota-
len Staat der Kampf für die persönliche 
Freiheit nicht aufhört. Daß dies auch 
im Nazi-Deutschland der Fall war, mag 
allen, die auf ein besseres Deutschland 
der Zukunft hoffen und dafür tätig sind, 
zum Ansporn dienen.“17 
Auch Dulles schilderte ausführlich die 
Ereignisse um den 20. Juli 1944. We-
sentlicher für die politische Gegenwart 
und Zukunft aber war wohl der „groß-
zügige“ Entwurf seines Geschichtsbil-
des für die in Geschichtsfragen anderer 
Länder doch recht unbedarften Ameri-
kaner. Aber er war wohl vor allem für 
die Deutschen bestimmt, die künftigen 
Bundesgenossen, die sich darin wieder-
erkennen, Verständnis, Absolution und 
damit neues Selbstbewusstsein erhalten 
und auf die antikommunistische West-

integration vorbereitet werden sollten. 
Wo es ihm nötig erschien, sparte der 
Reeducator nicht mit kritischen Ermah-
nungen, denn einen neuen „Sonderweg“ 
wollte man den Deutschen keineswegs 
zugestehen: 
„Der Versuch vom 20. Juli war der 
Höhepunkt einer Serie von Komplot-
ten und Verschwörungen, die vor dem 
Krieg begonnen hatten. Es war nicht ein 
isolierter spontaner Putsch, sondern Teil 
einer vorbereiteten, letzten, verzweifel-
ten Anstrengung, die Nazityrannei zu 
vernichten. Seit Jahren schon waren 
die deutschen Verschwörer im gehei-
men am Werk … Um dieses Drama 
wirklich richtig zu erfassen, muß man 
sich das Deutschland Hitlers verge-
genwärtigen. … Man muß verstehen, 
wie Hitler die Macht über Deutschland 
bekommen und es zu einem Polizeistaat 
machen konnte.“18 Er belehrte darum 
die Deutschen über ihre Versäumnisse 
und Fehler, wobei er aber – versöhnlich 
– letztlich Hitler als den Alleinverant-
wortlichen ausmachte, dem allerdings 
das deutsche Volk durch seine Leicht-
gläubigkeit Vorschub geleistet habe. 
Doch Hitler sei auch im Westen ver-
kannt und unterschätzt worden. „Aber 
auch in England, Frankreich, den USA 
und überall in der Welt fand er Beifall.“ 
Selbst Churchill, Chamberlain und 
Botschafter Henderson werden – sogar 
mit Schienbeintritten – zitiert, weil sie 
vor 1939 Hitler auf den Leim gegangen 
seien. „Der Reiz eines ‚starken Füh-
rers‘ war nicht nur auf Deutschland be-
schränkt … Selbst heute noch sind wir 
geneigt, die bequeme und gefährliche 
Ansicht zu hegen, daß Hitler ein Idiot 
und Narr und ein verrückter Fanatiker 
sei. In Wahrheit war er einer der schlau-
esten Tyrannen, die je ein Volk hypnoti-
siert haben. Er kannte seine Deutschen 
genau. Er betörte die einfachen Leute 
und gab den Millionen, die unter Wei-
mar keinen Ausweg finden konnten, 
Hoffnung und Vertrauen … Immer 
wieder, bis es auch der letzte Schuljun-
ge es verstand, erklärte Hitler, daß das 
Unglück Deutschlands und jedes ein-
zelnen Deutschen auf den Frieden von 
Versailles, die Juden und die Weimarer 
Republik, das heißt die Demokratie, 
zurückzuführen sei … Als Hitler einen 
politischen und diplomatischen Sieg 
nach dem andern erringen konnte, stei-
gerte sich seine Beliebtheit und Macht 
soweit, daß nur noch eine kleine Grup-
pe von Deutschen es wagte, geheimen 
Widerstand zu leisten. Diejenigen, die 
sich ihm offen entgegenstellten, oder 

deren geheime Opposition entdeckt 
wurde, wanderten in Konzentrations-
lager …“19 
Mit seinem „versöhnlichen“, aber 
auch warnenden Geschichtsbild wollte 
Dulles den Deutschen den Weg in die 
„westliche Gemeinschaft“ ebnen: sie 
sollten fortan nicht länger als die mit 
dem Makel des „Nationalsozialismus“ 
behafteten Bösewichter der Weltge-
schichte in der Ecke stehen. 

20. Juli 1944 = „Geist der Freiheit“
Die Bemühungen um die Einordnung 
des 20. Juli in das bundesdeutsche 
Traditionsbild erhielten 1952 einen 
kräftigen Schub: Es erschien eine für 
damalige Verhältnisse recht umfassen-
de und, was Erfassung und Auswertung 
der vorhandenen Quellen betrifft, recht 
gründliche wissenschaftliche Arbeit zu 
diesem Thema – jetzt nicht wie 1948 
von einem speziell Beauftragten der 
USA-Regierung (Dulles), auch nicht 
wie 1949 von einem jüdisch-deutschen 
Emigranten aus den USA (Rothfels) 
verfasst, sondern aus der Feder eines 
Schwaben, eines „Urdeutschen“ von 
den Ufern des Bodensees. Es handelte 
sich um das umfangreiche Werk „Geist 
der Freiheit“, das von der bürgerlichen 
Literaturkritik bis heute als „Stan-
dardwerk über den 20. Juli“ gewertet 
wird.20 
Der Autor Dr. Eberhard Zeller (1909 
geb.) hatte – nach dem Abitur im tra-
ditionsreichen Stuttgarter Eberhard-
Ludwigs-Gymnasium – in Heidelberg, 
Marburg und München Medizin stu-
diert, aber auch Vorlesungen bei dem 
Literaturhistoriker Friedrich Gundolf 
und dem Philosophen Karl Jaspers 
gehört. Zusammen mit den Stauffen-
berg-Brüdern Berthold und Claus und 
anderen Gleichgesinnten gehörte er in 
Heidelberg zu dem Freundeskreis um 
den Dichter Stefan George. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg praktizierte er zeit-
weilig als Arzt für Allgemeinmedizin 
und lebt in Friedrichshafen am Boden-
see. Zeller verfasste das Buch nicht nur 
auf der Grundlage der vorhandenen 
Veröffentlichungen und seiner eigenen 
Erinnerungen, sondern betrieb auch 
umfangreiche Quellenforschungen, bei 
denen ihm seine Verbindungen zu Zeit-
zeugen zugute kamen.
Das Inhaltsverzeichnis des ersten Teils 
„Das Vorgeschehen“ umfasst die von 
ihm für wesentlich gehaltenen Persön-
lichkeiten, aus dem bereits seine Sicht 
auf die historischen Ereignisse hervor-
geht: Ludwig Beck, Karl Heinrich von 
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Stülpnagel, Franz Halder, Hans von 
Dohnanyi, Justus Delbrück, Wilhelm 
Canaris, Hans Oster, Erwin von Witzle-
ben, Erich Hoepner, Ulrich von Hassell, 
Johannes Popitz, Hjalmar Schacht, Carl 
Goerdeler, Ernst von Weizsäcker, Edu-
ard Wagner, Kurt Freiherr von Ham-
merstein-Equord, Albrecht Haushofer; 
Wilhelm Leuschner, Hermann Maass, 
Theodor Haubach, Carlo Mierendorff, 
Adolf Reichwein, Ernst von Harnack, 
Julius Leber; Helmuth James von Molt-
ke, Peter Yorck von Wartenburg, Eugen 
Gerstenmaier, Harald Poelchau, Peter 
Buchholz, Pater Augustinus Roesch, Pa-
ter Alfred Delp, Paulus van Husen, Hans 
Lukaschek, Theodor Steltzer, Hans Pe-
ters, Dietrich von Trotha, Horst von Ein-
siedel, Hans-Bernd von Haeften, Adam 
von Trott zu Solz,, Fritz-Dietlof von der 
Schulenburg, Nikolaus von Halem, Her-
bert Mumm von Schwarzenstein, Diet-
rich Bonhoeffer, Wilhelm Ahlmann, 
Henning von Tresckow. Der zweite Teil 
„Der Zwanzigste Juli“ besteht aus den 
Abschnitten: VI. Claus und Berthold 
Stauffenberg. VII. Die Beteiligten/Pläne 
und Vorbereitung einer Erhebung. 
VIII. Gescheiterte Versuche/Die Lage 
Deutschlands. IX. Der Zwanzigste Juli/
Berlin/Paris/Hauptquartier. X. Gericht 
und Verfolgung. Abschluss.
Das Buch wurde mit dem „Preis der 
jungen Generation“ ausgezeichnet und 
erlebte 1965 seine fünfte Auflage. 
Für Zeller war der 20. Juli nicht in ers-
ter Linie der Versuch einer Gruppe von 
pragmatisch denkenden, entschlossenen 
Offizieren und Politikern, im Bunde 
mit antifaschistischen Führern aus der 
Arbeiterbewegung, in dieser ausweglo-
sen Situation Hitler und seine Verbre-
cherbande, der man zum Teil lange Zeit 
gefolgt war, zu stürzen und den Krieg zu 
beenden. Für ihn war er vor allem eine 
geistige Angelegenheit, im Sinne Stefan 
Georges: Eine Frage langwieriger „Er-
wägungen“ und Zweifel, eine Frage des 
Nachschlagens in theologischer Litera-
tur, inwieweit „Tyrannenmord“ zulässig 
sei, eine Frage von Ehre oder Unehre, 
letztlich dann also gezwungenerma-
ßen ein „Aufstand des Gewissens“. Er 
schloss sein Buch mit Betrachtungen, 
die auf eine Art neuer „Volksgemein-
schaft“ als Zukunftslösung hinausliefen 
und in denen er die Widerstandskämp-
fer gegenüber den „Frontsoldaten“ ent-
schuldigen zu müssen glaubte. 
Entsprechend der Konzeption waren 
bereits seit 1949 Biographien, Autobi-
ographien und Memoiren von „Wider-
standskämpfern“ des 20. Juli erschie-

nen: Botschafter a. D. von Hassel 1946, 
1990 und 2004 (Titel G. Schöllgen: 
Ulrich von Hassell. Ein Konservativer 
in der Opposition), Reichsminister a. 
D. Schacht 1948, Generaloberst Beck 
1949 und 1953 (Titel: W. Foerster: „Ein 
General kämpft gegen den Krieg; Gene-
ralstabschef Ludwig Beck. Sein Kampf 
gegen den Krieg“), Generaloberst Hal-
der 1949, General Speidel 1949 (Titel: 
„Invasion. Ein Beitrag zu Rommels 
und des Reiches Schicksal“) Admiral 
Canaris 1949 (Titel: K. H. Abshagen: 
„Canaris. Patriot und Weltbürger“), 
Generalfeldmarschall Rommel 1950 
(Titel: Lutz Koch: „Erwin Rommel. 
Die Wandlung eines großen Soldaten“), 
Staatssekretär von Weizsäcker 1950, 
Reichskanzler a. D. von Papen 1952 
u. a..
In diesem Sinne des „Geistes der Frei-
heit“ entstanden in den 60er Jahren auch 
Stauffenberg-Biographien. 
Abgesehen von der schon ausführlichen 
Stauffenberg-Würdigung bei Zeller, 
äußerte sich als erster 1964 mit einer 
selbständigen biographischen Darstel-
lung der Westberliner Historiker Bodo 
Scheurig, der sein Buch mit den Worten 
schloss: „Die Geschichte tritt nicht auf 
der Stelle. Neue Zeiten sind angebro-
chen und lassen die Vergangenheit 
zurück. Geblieben ist die Tat Stauffen-
bergs, ohne die es von keinem Wider-
stand gegen Hitler zu sprechen lohnte. 
Geblieben ist als Vermächtnis ihr Geist 
der Freiheit und menschlichen Würde. 
Es ist ein Geist, den Deutschland weder 
heute noch morgen entbehren kann“.21 
Ein Jahr später erschien eine weitere 
Biographie von Joachim Kramarz, die 
sich schon auf eine breitere Quellenba-
sis stützen konnte.22 
Ihm folgte 1970 die bis dahin umfas-
sendste und auf breitem Quellenmateri-
al beruhende Biographie des Schweizer 
Historikers Christian Müller, Doktorand 
von Prof. Karl Dietrich Bracher, danach 
Korrespondent der „Neuen Zürcher Zei-
tung“. Sie enthielt allerdings auch eine 
für damalige bundesdeutsche Verhält-
nisse bemerkenswert kritische Bilanz 
der bisherigen Geschichtsschreibung 
zum 20. Juli. Bereits im „Klappentext“ 
hieß es dazu: „Zum ersten Mal werden 
seine politischen Aspekte und Zielset-
zungen in den Mittelpunkt der Betrach-
tung gerückt und enger Zusammenhang 
zwischen der militärischen Krise der 
letzten Kriegsjahre und dem Entschluss 
zur Konspiration hergestellt. Wer diese 
umfassende Biographie, die gleichzeitig 
eine Geschichte des 20. Juli ist, gelesen 

hat, wird einen neuen Stauffenberg für 
sich entdecken, der nicht nur der schöne 
Georgianer und nicht nur der von ethi-
schen Idealen getriebene Bombenwerfer 
war.“23

Günter Weisenborn: 
„Der lautlose Aufstand“ 
Im Jahre 1953 erschien der erste große 
dokumentarische Bericht über die Ge-
samtheit des deutschen Widerstandes 
von Günther Weisenborn, der nicht nur 
als Autor, sondern zugleich als Beteilig-
ter das Wort ergriff.24

Der Schriftsteller, Filmautor und Dra-
matiker Weisenborn (1902–1969), 
zeitweilig Journalist in den USA und 
1937 Chefdramaturg am Berliner Schil-
ler-Theater, hatte sich der antifaschisti-
schen Widerstandsgruppe um Harnack 
und Schulze-Boysen angeschlossen; 
wurde 1942 zu einer mehrjährigen 
Zuchthausstrafe verurteilt und 1945 im 
Zuchthaus Luckau von der Sowjetarmee 
befreit. Sein Drama aus dem deutschen 
Widerstandskampf „Die Illegalen“ 
stand seit 1945 auf dem Spielplan von 
über 100 Bühnen, wurde auch in Aus-
zügen von FDJ-Laienspielgruppen auf-
geführt, wie ich als damals Beteiligter 
bezeugen kann. Sein tagebuchähnliches 
„Memorial“ von 1948 fand ebenfalls 
großen Widerhall, nach seinem Roman 
„Der Verfolger“ von 1961 gestaltete das 
ZDF einen Fernsehfilm. Seine Bücher 
wurden in 18 Sprachen übersetzt und 
erreichten eine Gesamtauflage von über 
eineinhalb Millionen.25 
Die Vorgeschichte des Buches ist eng 
mit der Schriftstellerin Ricarda Huch 
verknüpft, die 1946 dazu aufgerufen 
hatte, Briefe, Tagebücher, Schilderun-
gen, Bilder, Informationen jeder Art 
über die deutschen Widerstandskämpfer 
zu sammeln, damit daraus Lebensbilder 
geschaffen werden können. Ihr Aufruf 
beeindruckte Weisenborn: „Nach ei-
nem Artikel, den ich am 9. Dezember 
1946 in der ‚Neuen Zeitung’, München, 
unter dem Titel: ‚Es gab eine deutsche 
Widerstandsbewegung‘, veröffentlichte, 
erhielt ich Hunderte von Briefen, über 
deren Zahl und leidenschaftliche Zu-
stimmung ich äußerst überrascht war. 
Ich hatte das vorliegende Buch schon 
lange geplant. Die Zeitschrift ‚Ulen-
spiegel‘, deren Mitherausgeber ich 
damals war, übernahm die Vorarbeiten. 
Dann las ich in der Presse den bekann-
ten Aufruf von Ricarda Huch und be-
grüßte es, daß eine große deutsche Frau 
an dieses schwierige Unternehmen zu 
gehen bereit war. 
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Ich lernte Ricada Huch auf dem 1. Deut-
schen Schriftstellerkongreß kennen, der 
in Berlin stattfand … Es war wenige 
Wochen vor ihrem Tode …26 Sie richtete 
die Frage an mich, ob ich bereit sei, das 
Material mit dem meinen zu vereinen, 
um so ein geschlossenes und einheit-
liches Werk herausbringen zu können. 
Sie war durch das pulsierende Papier, 
das Schicksale enthielt, Tod und Hoff-
nung, durch die Berichte aus der Hölle 
zutiefst erschüttert …“27

Nach einem Auszug aus dem Aufruf von 
Ricarda Huch und einer Einführung von 
Martin Niemöller „Das Vermächtnis des 
deutschen Widerstandes“ formulierte 
Weisenborn: „Dieses Buch ist ein sach-
licher Bericht über sachliche Arbeit. Es 
liefert keine Entwicklungsgeschichte, 
keine Wertungen, sondern Fakten. Es ist 
also die Arbeit eines Historikers, dessen 
Aufgabe der Herausgeber übernommen 
hat. Es ist zu hoffen, daß Ergänzungen 
und Richtigstellungen der Veröffentli-
chung folgen. Der Herausgeber identi-
fiziert sich nicht mit einzelnen Fakten 
und Meinungen dieses Berichtes. Er 
veröffentlicht sie, um eine Darstellung 
der gesamten Opposition zu geben … 
Es handelt sich um ein Panorama von 
Originalberichten, Zitationen und Ei-
gendarstellungen. Es ist eine Gesamt-
darstellung in Selbstzeugnissen. – Mit 
diesem Bericht hier sollte das gewaltige 
Relief des gesamten Freiheitskampfes 
aus der dunklen Mauer der Vergeßlich-
keit herausgehauen werden …“28

„Nicht unterlassen sei es jedoch, an 
dieser Stelle in Ehrfurcht der jüdischen 
Mitbürger zu gedenken und ihren Kampf 
ehrend zu erwähnen, der wie kein ande-
rer dem Tode nahe war. Es ist die Pflicht 
dieses Berichtes, daran zu erinnern, daß 
es Deutsche gewesen sind, die dieses 
unerhörte Leid verursacht haben. Jeder 
von uns, der sich um Humanität bemüht 
und auch in den Wirren unserer Zeit ein 
Gefühl für Menschlichkeit sich bewahrt 
hat, wird nie vergessen, das Andenken 
an die gemordeten Mitbürger jüdischer 
Abstammung zu ehren.“29 
Der eigentliche Hauptteil des Buches, 
„Bericht“ genannt, besteht aus folgen-
den Unterabschnitten: Der Widerstand 
aus dem Glauben (47 S.), Die bürger-
liche Opposition (28 S.), Der militäri-
sche Widerstand (25 S.), Der Wider-
stand der Arbeiter (72 S.), Die Rolle der 
Intellektuellen (19 S.), Das Urteil der 
Welt über die deutsche Widerstandsbe-
wegung (11 S.). 
Ein umfangreicher Anhang von 108 
Seiten enthält Statistiken, Dokumente 

der Justiz und der Gestapo, Dokumen-
te aus dem Widerstand, Tagebücher, 
Briefe, Anmerkungen, Literatur zur 
Geschichte der Widerstandsbewegung. 
Im abschließenden „Nachwort des 
Herausgebers“ heißt es: „Wer trug die 
Hauptlast des Freiheitskampfes? Nach 
den bisherigen Feststellungen und 
Quellen ist die Antwort eindeutig. Die 
größte Aktivität kam von den Arbeitern, 
die auch – wie objektiv konstatiert wer-
den muß – die weitaus größten Opfer an 
Leib und Leben brachten. Und der ‚Lin-
ken‘ galt auch der erste volle Schlag und 
der besondere Haß Hitlers … 
Es sind nur einige Zahlen, die hier ge-
nannt wurden, aber was dahinter steht 
an Hingabe, Begabung, Verzweiflung 
und Opferbereitschaft, das werden wir 
nie erfahren. Eine gewaltige Armee 
der lichtlosen Friedenskämpfer ist ins 
Dunkle gewandert, bespien, gefoltert, 
verachtet und … vergessen.
Soll sie in unserem Volk auch heute 
noch vergessen bleiben? Sollen die al-
ten Mächte, die wieder am Werk sind, 
zum zweitenmal einen Sieg über unsere 
Toten erringen, indem sie das Vergessen 
fördern? Die alten Meister des Ver-
schweigens und des Hasses verstehen 
sich glänzend darauf. Nachdem man 
unsere Toten im Finstern getötet hat, 
soll heute niemand mehr jene Finsternis 
verschweigen … 
Im schmutzigen Zwielicht unserer Tage 
sehen wir, daß die alten Mächte sich 
trotz allem wieder breit installieren. 
Der notorisch Laue wird über jene, die 
guten Willens sind gesetzt. Die Mächte 
der Korruption, der zynischen Bürokra-
tie, der Ausbeutung, der Unterdrückung 
triumphieren, die öffentliche Lüge ist 
am Werk, und die Verheimlicher mit 
dem biederen Augenaufschlag schla-
gen fingerfertig ihre Volten auf dem 
gebeugten Rücken unseres Volkes. In 
allen Windrichtungen der Welt wird 
Haß hinter den Dämmen internationaler 
Verträge aufgestaut und wartet auf den 
Dammbruch, und alle Reden triefen von 
edelsten Worten.“30 
Wie nicht anders zu erwarten, fand Wei-
senborns Buch Kritiker von rechts, wo 
schon allein die Erwähnung der Arbei-
terbewegung Ärgernis erregte. 
Mit am gehässigsten gebärdete sich 
Gerhard Ritter, der im gleichen Jahr ei-
ne Goerdeler-Biographie herausbrachte: 
„Dieses und anderes Material, wie es 
von den sozialistischen und kommunis-
tischen Vereinigungen der sogenannten 
Naziverfolgten [! – K.F.]  nach 1945 
gesammelt wurde, findet man in bunter 

und schlecht geordneter Fülle (vereinigt 
mit Auszügen aus der neueren Wi-
derstandsliteratur, zum Teil wichtigen 
Nachrichten aus Gestapoberichten usw.) 
in dem Buch: Der lautlose Aufstand. 
Bericht über die Widerstandsbewegung 
des deutschen Volkes 1933 bis 1945, hg. 
v. Günther Weisenborn. Ricarda Huch 
hat dem Herausgeber das ihr zugeflos-
sene Material über die kommunistische 
‚Rote Kapelle‘, der er selbst angehörte, 
überlassen. Wenn er sich auch heute 
bemüht, auch den bürgerlichen Wider-
standsgruppen gerecht zu werden, so 
gehört sein Hauptinteresse doch der na-
menlosen Masse sozialistisch-kommu-
nistischer Widerstandskämpfer. In dem 
Bestreben, den ‚Widerstand‘ als allge-
meine Volkssache erscheinen zu lassen, 
häuft er wahllos alles zusammen, was er 
an Verfolgten des Naziregimes ermitteln 
konnte, neben echten politischen Oppo-
sitionellen auch bloße Frontdeserteure 
[! – K.F.] u. a.m. Mit solcher Art von 
Schrifttum wird nur Verwirrung gestif-
tet, und es ist zu bedauern, daß kein 
geringerer als M. Niemöller sich dazu 
bereitgefunden hat, ein Vorwort dazu zu 
schreiben.“31 

Gerhard Ritter: Carl Goerdeler 
als Zentralfigur des deutschen 
Widerstandes
Das Jahr 1954 sah das bisher volumi-
nöseste – über 500 Seiten –, an Quel-
lenmaterial reiche Werk zur Geschichte 
des deutsches Widerstandskampfes, 
das sich allerdings nur einem schmalen 
Ausschnitt desselben widmete, dem Le-
ben und Wirken Dr. Carl Goerdelers. 
Prof. Dr. Gerhard Ritter hatte Goerdeler 
persönlich gekannt und an der Ausarbei-
tung von antinazistischen Nachkriegs-
konzeptionen teilgenommen, was ihn 
1944/45 in Gestapohaft brachte.32 Doch 
sowohl Inhalt als auch Entstehungsge-
schichte des Buches – vor allem die 
„Förderung“ durch großkapitalistische 
Kreise aus Deutschland und den USA 
– heben sich allerdings bedeutend ab 
von der Untersuchung Weisenborns: 
„Der äußere Anstoß zur Ausarbeitung 
dieses Buches kam von verschiedenen 
Seiten. Einmal von der mir befreunde-
ten Familie Carl Goerdelers, die dessen 
überaus reichen schriftlichen Nachlaß, 
der bald nach Kriegsende aus den 
verschiedensten Verstecken im In- und 
Ausland zusammengebracht worden 
war, in einer Biographie verwertet zu 
sehen wünschte. Sodann von einem 
Kreise ehemaliger Angehöriger der 
Widerstandsbewegung, der sich unter 
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Führung des Ehepaares Graf Harden-
berg zum ‚Hilfswerk 20. Juli 1944‘ 
zusammenschloß … Auf einer ersten 
Zusammenkunft dieses Hilfswerks in 
Hindelang (Allgäu) im August 1947, 
zu der auch ich eingeladen war, wurde 
ich gebeten, mich um die Sammlung 
historischen Quellenmaterials mit dem 
Ziel einer späteren geschichtlichen 
Darstellung zu bemühen. Ich bin bei-
den Anregungen gefolgt, weil ich die 
Lösung der Aufgabe für politisch not-
wendig hielt.33

… Die wichtigste Unterstützung fand 
ich durch meinen Schüler, Dr. Hein-
rich von zur Mühlen in Berlin. Er 
hatte im Auftrag und mit finanzieller 
Unterstützung eines Berliner Kreises 
(von Zastrow [Berengar von Zastrow, 
Geheimer Regierungsrat, Gutsbesitzer 
aus Hartha, Kreis Lauban, Schlesien, 
Mitglied des Reusch-Kreises ], von 
Zitzewitz-Muttrin [Friedrich-Karl 
von Zitzewitz-Muttrin, Preußischer 
Reg. Ass. a. D. – K.F.], Frau Leber, 
Heinz34, Dr. Reuter u. a.) schon vorher 
eine Materialsammlung begonnen, die 
durch ausführliche, genau präzisierte 
Befragung von Überlebenden gefördert 
wurde. Leider setzte die Geldabwertung 
von 1948 dieser fruchtbaren Tätigkeit 
ein Ende. Ich habe sie indessen auf 
andere Weise fortsetzen können: durch 
eine sehr ausgedehnte Korrespondenz, 
zahlreiche Besuche und persönliche 
Aussprachen, nicht zuletzt durch eine 
Archivreise, die ich im Herbst 1950 
nach dem Staatsarchiv Nürnberg und 
den Berliner Archiven unternahm. Ihr 
wichtigster Ertrag war eine Reihe von 
Funden im amerikanischen Document 
Center in Berlin-Zehlendorf, das mir 
(wohl als erstem deutschen Forscher) 
durch die Besatzungsbehörden zu-
gänglich gemacht wurde … Für die 
Durcharbeitung der (gedruckten und 
ungedruckten) sogenannten Nürnber-
ger Prozeßmaterialien standen mir 
Freiburger studentische Hilfskräfte zur 
Verfügung, deren Besoldung dankens-
werterweise zum Teil die an Goerdelers 
Schicksal so stark interessierte Firma 
Robert Bosch übernahm.“35

 Bei der Vervollständigung der Materi-
alien halfen u. a. Bundesminister Jakob 
Kaiser und Bürgermeister Dr. Strölin-
Stuttgart sowie Verlagsdirektor Gott-
hold Müller, einer der Leipziger Freun-
de Goerdelers, der ebenfalls Dokumente 
aufbewahrt und in den Westen verbracht 
hatte36. Ritter konnte sich weiterhin der 
großen Unterstützung durch amerikani-
sche Stellen erfreuen: 

„Den wichtigsten Quellenfund machte 
ich erst im Frühjahr 1953, als es mir 
mit liebenswürdiger Unterstützung des 
State Department in Washington (…) 
gelang, nicht nur Zugang zu finden zu 
den der Forschung bereits freigege-
benen deutschen Beutedokumenten 
des War Dept. (Departmental Records 
Branch, Alexandria-Virginia), sondern 
schließlich auch zu gewissen, bisher 
sekretierten Beständen, die sich mit 
der Verschwörung des 20. Juli 1944 
beschäftigten: den täglichen Berichten, 
die der Gestapochef Kaltenbrunner 
vom 21. Juli bis 15. Dezember 1944 
über das Ergebnis der Vernehmung von 
Häftlingen des 20. Juli an Bormann für 
Hitler erstatten ließ37 … Mancherlei 
weitere Aufschlüsse verdanke ich mei-
nem Studium deutscher Dokumente in 
der Congress Library und den National 
Archives Washington D.C. sowie in der 
Hoover Library, Stanford/Calif. – ein 
Studium, zu dem mir eine dreimonatige 
Vortragsreise durch die USA auf Ein-
ladung amerikanischer Universitäten 
1953 die Möglichkeit bot. Die liebens-
würdige Hilfsbereitschaft aller amerika-
nischen Dienststellen, die ich aufsuchte, 
verdient jedes Lob“38 
Die in den 40er Jahren vom OSS begon-
nene Linie wurde also – wenn auch in 
etwas anderer Form – fortgesetzt!
Der Verfasser behandelt ausführlich Ju-
gend, beruflichen und politischen Wer-
degang Goerdelers sowie als Hauptan-
liegen seinen Weg in die Opposition39 
und sein Wirken in der Widerstands-
bewegung. Er streift dabei auch die 
„sozialistische Opposition“ (11 Seiten), 
die „kirchliche Opposition“ (12 Seiten), 
die „bürgerliche Opposition“ (7 Seiten) 
und die „Haltung der Soldaten“ (23 
Seiten).40 Der relativ große Abschnitt 
über die „sozialistische Opposition“, 
in dem sogar Kommunisten auf mehre-
ren Seiten Erwähnung finden, mag bei 
diesem Thema und Autor verwundern. 
Doch der Exkurs sollte einmal mehr 
unterstreichen, dass nur Persönlich-
keiten vom Format eines Goerdeler in 
der Lage waren, wirklich Geschichte 
zu gestalten, ja überhaupt, dies zeige 
auch der Blick auf die Kommunisten: 
nur nationale Eliten besäßen wirklich 
geschichtsbildende Kraft. Alles andere 
sei zu dieser Zeit in Deutschland ein 
Wirrwarr von Irrtümern, Fanatismen, 
Versäumnissen, Bequemlichkeiten und 
Unfähigkeiten gewesen. Die Kommu-
nisten erschienen ihm in dreierlei Ge-
stalt: ein großer Teil sei zu den Nazis 
übergelaufen, andere hätten sich in ei-

nem sinnlosen Martyrium aufgeopfert, 
eine dritte Gruppe, mit hohem Anteil 
von Intellektuellen, habe sich im Diens-
te der Sowjetunion dem Landesverrat 
hingegeben.
„Es blieb aber nicht bei den mühsamen 
Sabotageversuchen der kleinen Leute. 
Es gab aber auch eine groß angelegte 
Unternehmung, die von hochgebildeten 
Akteuren organisiert und durchgeführt 
wurde und die mit ihrer Spitze bis in 
die zentralen Dienststellen des Dritten 
Reiches eindrang: die von Schulze-
Boysen und Arvid Harnack seit 1940 
organisierte Verschwörung der soge-
nannten ‚Roten Kapelle‘ … Die Orga-
nisation der ganzen Gruppe reichte bis 
nach Paris, Belgien und Holland; sie 
wurde von Moskau aus in verschlüs-
selten Radiosendungen über Paris und 
Brüssel gesteuert. Ihre geistigen Füh-
rer (zu denen auch der Schriftsteller 
Kuckhoff, der Romanist Prof. Krauss 
und eine Anzahl akademisch Gebilde-
ter und Künstler zählten) gehörten zu 
jenen Edelkommunisten, die nicht nur 
der Haß gegen Hitler, sondern auch 
eine höchst individuelle geistige Ent-
wicklung in das kommunistische Lager 
geführt hatte; der Reiz des geistigen 
Abenteuers mag dabei ebenso eine gro-
ße Rolle gespielt haben (besonders bei 
dem romantisch veranlagten Schulze-
Boysen) wie ein unklarer sozialer En-
thusiasmus oder (wie bei Harnack) die 
Bewunderung der technisch-ökonomi-
schen Leistung des bolschewistischen 
Systems. Was auch immer die Motive 
waren: praktisch haben sie sich bedin-
gungslos dem Landesfeind [! – K.F.] 
als höchst gefährliche Werkzeuge zur 
Verfügung gestellt … Erst im August 
1942 gelang es der Kriminalpolizei, die 
Hauptanstifter zu fassen und das ganze 
Komplott aufzudecken. Der Prozeß vor 
dem Reichskriegsgericht, in einwand-
freier Form durchgeführt, konnte nicht 
anders als mit einer Massenhinrichtung 
enden.
Die Verschworenen der ‚Roten Kapelle‘ 
sind nach 1945 in der russisch besetz-
ten Zone Deutschlands als Helden des 
Widerstands gefeiert worden – mit 
gutem Grund. Aber mit ‚deutschem Wi-
derstand‘ hatte diese Gruppe offenbar 
nichts zu tun; man sollte darüber keinen 
Zweifel lassen [! – K.F.] . Sie stand ganz 
eindeutig im Dienst des feindlichen 
Auslandes. Sie bemühte sich nicht nur, 
deutsche Soldaten zum Überlaufen zu 
bewegen, sondern verriet wichtige mi-
litärische Geheimnisse zum Verderben 
deutscher Truppen. Wer dazu als Deut-
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scher imstande ist, mitten im Kampf auf 
Leben und Tod, hat sich von der Sache 
seines Vaterlandes losgelöst, er ist Lan-
desverräter – nicht nur nach dem Buch-
staben des Gesetzes.“41 Das war sogar 
offen profaschistische Sprache, denn 
„Vaterland“ war damals nichts anderes 
als das faschistische Deutschland! 
Ritter stellt die kommunistische Wi-
derstandsbewegung der „kirchlichen 
Opposition“ gegenüber, der er nicht nur 
den „wahren“ Volkscharakter, sondern 
sogar auch als einziger einen wirklichen 
Erfolg zumisst: „Tatsächlich haben nur 
die Kirchen in der Hitlerzeit so etwas 
wie eine wirkliche Volksbewegung ge-
gen den Nationalsozialismus in Gang 
gebracht. [! – K.F.] . … Der Widerstand 
beider christlichen Kirchen gegen das 
Hitler-Regiment ist der einzige, der 
praktischen Erfolg gehabt hat.“42

Ritter beendete das Buch mit einem ar-
rogant-deutschnationalen Fanfarenstoß: 
Die Widerstandsbewegung „scheiterte 
letztlich deshalb, weil ihr keine politi-
sche Macht zu Hilfe kam, weder von 
außen noch von innen. Sie blieb ein 
reiner Aufstand des Gewissens … Die 
politischen Ideale dieser Bewegung, am 
reinsten und umfassendsten von Carl 
Goerdeler vertreten, haben sich seither 
als gesund und zukunftsträchtig erwie-
sen, sowohl für Deutschland wie für 
Europa und die Welt. Die Vision einer 
europäischen Katastrophe, die dem to-
talen Zusammenbruch deutscher Macht 
folgen müßte, falls der Krieg bis zum 
bittern Ende durchgefochten würde, hat 
sich so, wie Goerdeler es sah, Zug um 
Zug bestätigt … Dennoch bleibt es er-
mutigend, daß es in unserem Volk einen 
solchen Aufstand des Gewissens gege-
ben hat – einen Aufstand aus echter, 
sittlicher Empörung gegen den Triumph 
der Macht – der Macht des Bösen, aber 
ohne Rücksicht auf die sogenannten 
‚nationalen Interessen‘.
Gibt es in der neueren Geschichte Euro-
pas ein zweites Beispiel dieser Art?“43 

Lebensbilder von Widerstands-
kämpfern – ohne Kommunisten! 

Im Jahre 1954 erschien in Westberlin 
ein Text- und Bildband mit 64 Le-
bensbildern bedeutender Nazigegner,44 
darunter Sophie Scholl, Carl von 
Ossietzky, Kurt Huber, Elisabeth von 
Thadden, Adolf Reichwein, Johanna 
Kirchner, Wilhelm Leuschner, Bernhard 
Letterhaus, Hans von Dohnanyi, Fritz 
Elsas, Erwin Planck, Klaus Bonhoeffer, 
Karl Friedrich Goerdeler, Ewald von 
Kleist-Schmenzin, Ludwig Beck, Hans 

Oster, Henning von Tresckow, Peter 
Graf Yorck von Wartenburg, Bernhard 
Lichtenberg, Edith Stein, Dietrich Bon-
hoeffer, Alfred Delp, Helmuth James 
Graf von Moltke, Carlo Mierendorff, 
Theodor Haubach, Fritz-Dietlof Graf 
von der Schulenburg, Julius Leber, 
Claus Graf Schenk von Stauffenberg 
– aber auch weniger bekannte wie Hil-
da Monte, Michael Kitzelmann, Erich 
Knauf, Gertrud Seele, Heinrich Jasper, 
Walter Gempp, Adolf von Harnier 
Freiherr von Regendorf, Karl Friedrich 
Stellbrink – einen Kommunisten sucht 
man allerdings vergebens! 
Zur KPD fand sich auf den über 230 
Seiten folgende Notiz: „Kommunisti-
sche Funktionäre und Arbeiter stellten 
einen hohen Anteil an den Opfern des 
Dritten Reiches. Bis in die letzten 
Kriegsjahre kam es immer wieder zu 
neuen Organisationsbildungen. 1943/
44 entfaltete insbesondere die von An-
ton Saefkow geführte Gruppe, zu der 
auch die früheren Reichstagsabgeord-
neten Theo Neubauer in Thüringen und 
Georg Schumann in Sachsen gehörten, 
und die fast völlig aufgerieben wurde, 
starke Aktivität. Zahlreiche Anhänger 
dieser politischen Richtung meinten es 
zweifellos ernst und subjektiv ehrlich 
[! – K.F.] mit ihrem Kampf gegen die 
Tyrannei und für eine bessere soziale 
Ordnung. Viele von ihnen bewiesen 
Überzeugungstreue und Unbeugsam-
keit, so etwa der Sinologe Dr. Philipp 
Schaeffer, der in Verbindung mit 
dem Verfahren gegen die Gruppe um 
Harro Schulze-Boysen verhaftet und 
am 13. Mai 1935 hingerichtet wurde. 
Der etwa 45jährige Wissenschaftler 
hatte Ostern 1942 versucht, ein altes 
jüdisches Ehepaar zu retten … Der 
kommunistische Parteiapparat, der sich 
von der Arbeiterbewegung immer mehr 
entfernt hatte, zeichnete sich freilich 
auch während der Illegalität durch jene 
zynische Menschenverachtung aus, die 
sowohl das Merkmal der kommunisti-
schen wie der nationalsozialistischen 
Diktatur ist.“45

Dieser Exkurs bestätigte einmal mehr 
das bereits Festgestellte: die vollstän-
dige Dominanz jener Literatur, die nur 
den bürgerlich-konservativen, kirchli-
chen und militärischen Widerstand als 
Haupterscheinungen des deutschen Wi-
derstandskampfes gelten lässt, obwohl 
etwa 70 % der deutschen Widerstands-
kämpfer Kommunisten waren. 
Von den hier in den Anmerkungen 
verzeichneten 54 einschlägigen Titeln 
bzw. Literaturhinweisen befasste sich 

nur einer – und noch dazu in einer 
Anmerkung zur Anmerkung – un-
mittelbar mit dem kommunistischen 
Widerstandskampf! Wie ausgeführt, 
trug Weisenborn der Bedeutung des 
Arbeiterwiderstandes mehr Rechnung 
und ging etwas ausführlicher darauf 
ein, was A. Leber – unwissend oder 
bewusst gehässig? – zu der Behaup-
tung veranlasste, Weisenborn habe die 
„linksradikalen“ Gruppen besonders 
ausführlich behandelt! Insgesamt also 
ein verzerrtes Bild, für jeden ernsthaf-
ten Historiker, welcher Richtung auch 
immer, indiskutabel – aber die Literatur 
jener Zeit kennzeichnend und damit das 
Geschichtsbild bestimmend. Selbst dem 
national und international anerkannten 
Widerstandshistoriker Rothfels war 
dieser Zustand offensichtlich misslich; 
er bemühte sich, „Erklärung“ und 
Entschuldigung dafür zu finden. 1960 
schrieb er: Es „ist seit langen deutlich 
geworden, daß es zwar die Inflation des 
Widerstandsbegriffes zu vermeiden gilt 
aus jenen Jahren, da möglichst jeder zu 
ihm gehört haben wollte, daß aber un-
ter den Begriff gewiß nicht nur aktive 
politische Opposition im unmittelbaren 
Sinne oder die Reihe der Attentatsver-
suche vom März 1943 bis zum 20. Juli 
1944 hin zu rechnen sind, sondern auch 
all das, was sich unter dem Terror des 
Dritten Reiches ergab an Leiden und 
Martyrium, an humanitärer Tätigkeit 
und Hilfe für die Verfolgten wie auch 
an bestimmten Formen des schweigen-
den Beiseitestehens. Für all dies liegen 
echte Zeugnisse in reicher Fülle vor, 
freilich nicht in gleichmäßiger Ver-
teilung. Der Natur der Sache nach ist 
der Widerstand der Arbeiterschaft und 
auch sonst vieler Namenloser weniger 
gut bezeugt als der einzelnen führender 
Männer und Gruppen.
Es ist daher schwierig, ein allseitiges 
Bild zu geben, und die Aufmerksamkeit 
hat sich somit vornehmlich bestimmten 
Richtungen zugewandt, etwa den Hono-
ratioren mit der Mittelpunktfigur von 
Goerdeler oder den Jüngeren um Stauf-
fenberg oder dem Kreisauer Kreis um 
den Grafen Moltke oder aber bestimm-
ten Teilproblemen, wie dem Verhältnis 
der Wehrmacht zum Nationalsozialis-
mus, also dem militärischen Sektor des 
Widerstands, oder dem Kirchenkampf 
beider Konfessionen oder der Opposi-
tion der Wilhelmstraße. Aber es wird 
herauszuheben sein, daß es einen Verei-
nigungspunkt der verschiedenen Grup-
pen bei allen Unterscheidungen letzten 
Endes gab: Er liegt im sittlichen und 
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religiösen Bereich einer Auflehnung 
gegen das Böse.“46 
Darauf wäre noch zurückzukommen, 
doch sollte angesichts solcher nach-
träglicher „Betrachtungen“ schon an 
dieser Stelle deutlich gesagt werden, 
dass es den Widerstandskämpfern aller 
Richtungen 1944/45 nicht abstrakt um 
„Auflehnung gegen das Böse“ ging, 
nicht um die Vereinigung des „sittlichen 
und religiösen Bereichs“, um die „mo-
ralische Substanz“ (was immer das auch 
ist!) –, sondern einfach und hart um die 
Verhinderung weiterer Menschenopfer 
und materieller Verwüstungen, um die 
Liquidierung der Hitler-Himmler-Gö-
ring-Mörderbande, um die Beseitigung 
des SS- und Gestapo-Terrorregimes, 
um die Beendigung des Krieges! Alles 
andere sind doch wohl post-festum-Er-
wägungen von Trägern eines schlechten 
Gewissens.

Vom „christlichen Adel deutscher 
Nation“
Im Jahre 1954 jährte sich der Umsturz-
versuch vom 20. Juli 1944 zum zehnten 
Male. Der Ermächtigungsgesetzbefür-
worter von 1933 und nunmehrige Bun-
despräsident Dr. Theodor Heuß (1884 
–1963) nahm den Jahrestag zum Anlass 
für eine Grundsatzrede während der 
Gedenkfeier im Auditorium Maximum 
der Freien Universität Berlin. Er hielt es 
für notwendig, den 20. Juli noch einmal 
prinzipiell zu würdigen und Verständnis 
und Anerkennung für die damaligen 
Akteure einzufordern, womit es offen-
sichtlich immer noch nicht zum Besten 
bestellt war. Heuß betonte das seiner 
Meinung nach Besondere, das den 
20. Juli von anderen antinazistischen 
Haltungen und Aktionen abgehoben 
habe und sagte dazu, in Anlehnung an 
Luther: 
„Der ‚christliche Adel deutscher Nati-
on‘ verband sich mit Führern der So-
zialisten, der Gewerkschaftler und sie 
erkannten sich in dieser Begegnung.“47 
Gewiss gab es unter den Verschwörern 
sehr viele Angehörige des Adels, da sich 
im höheren Offizierskorps und in der 
höheren Beamtenschaft des Dritten Rei-
ches in der Tat viele Adlige zusammen-
gerottet hatten, die allerdings nunmehr 
den militärischen Zusammenbruch 
und damit den Verlust ihrer Privilegien 
befürchteten. Heuß berief sich auf die 
schon seit 1945 – vor allem von Dr. 
Marion Gräfin Dönhoff – verkündete 
These, dass der 20. Juli ein Aufstand 
des preußischen Adels gegen das totali-
täre Unrechtssystem gewesen sei. 

„Alle großen Namen“, so Dönhoff, „der 
preußischen Geschichte: Yorck, Molt-
ke, Dohna, Schulenburg, Lehndorff, 
Schwerin sind in diesem letzten und 
wohl schönsten – weil der Macht so fer-
nen, dem Wesentlichen so nahen – Ka-
pitel noch einmal verzeichnet. Es ist, 
als wäre der Geist des Preußischen von 
Kant bis Kleist, von allen Pervertierun-
gen gereinigt, noch einmal Gestalt ge-
worden. Bald darauf wurde Preußen aus 
dem Buch der Geschichte gestrichen.“48 
Abgesehen davon, dass sich auch die 
Brüder der Gräfin in den Jahren 1933 
bis 1935 bei der NSDAP einfanden, sah 
insgesamt diese Wirklichkeit anders 
aus. Aus neueren Erhebungen, gestützt 
auf die NSDAP-Mitgliederkartei im 
Bundesarchiv Berlin (früher Document 
Center), wird noch einmal bestätigt, 
dass der preußische Adel zu den Haupt-
stützen des NS-Regimes gehörte: „So 
befanden sich in den Reihen der NS-
DAP“, stellte der Berliner FU-Histori-
ker Stephan Malinowski fest, „etwa 41 
Schulenburg, 52 Schwerin, 27 Harden-
berg, 34 Bismarck, 53 Arnim, 37 Goltz, 
70 Osten, 38 Puttkamer, 40 Bülow, 43 
Kleist, 48 Winterfeld und 78 Wedel. 
Diese Auflistung ließe sich lange Zeit 
fortführen, eine Stichprobe aus 320 
Adelsfamilien fördert ca. 3.600 adlige 
NSDAP-Mitglieder zutage. Nur sehr 
wenige Familien des alten preußischen 
Adels hatten sich dem allgemeinen 
Strom in die NSDAP, die SS und selbst 
in die kleinbürgerlich-proletarische SA 
verschlossen.“49 
So bleibt abschließend festzuhalten, 
dass die Historiographie und die Me-
moirenliteratur der BRD bis weit in die 
sechziger Jahre hinein – bis auf wenige 
Ausnahmen – ein selektives Bild des 
Widerstandes gegen den Faschismus 
präsentierten, in dem die vielfältigen 
Aktionen der in der Illegalität wirken-
den Kommunisten entweder gar keinen 
oder einen lediglich beiläufig erwähn-
ten Platz fanden. Aus durchsichtigen 
politischen Gründen sollte vor allem der 
zahlenmäßig bedeutendste Widerstand 
der Kommunisten verschwiegen oder 
als „Landesverrat“ diffamiert werden. 
Somit ist die BRD-Geschichtsschrei-
bung zum deutschen Widerstand bis zur 
Mitte der sechziger Jahre ein Beispiel 
dafür, wie Interpretationen histori-
scher Ereignisse und Prozesse auch in 
den Dienst politisch „übergeordneter“ 
Gesichtspunkte genommen werden 
können.

Professor Dr. Kurt Finker
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BERICHTE UND INFORMATIONEN
Deutscher Bundestag
Stenografischer Bericht, 137. Sitzung, Berlin, Mittwoch, den 10. November 2004

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
(…)
Wir kommen zur Frage 25 der Abgeord-
neten Petra Pau:
Wie viele antisemitische Straftaten 
wurden im dritten Quartal 2004 in der 
Bundesrepublik Deutschland begangen 
und wie viele Opfer dieser Straftaten 
gab es?

Fritz Rudolf Körper, Parl. Staats-
sekretär beim Bundesminister des 
Innern:
Frau Kollegin Pau, Sie haben auch dies-
mal nicht versäumt, nach bestimmten 
statistischen Ergebnissen, was antisemi-
tische Straftaten anbelangt, zu fragen. 
Sie beziehen sich in Ihrer Frage auf das 
dritte Quartal 2004. Wie Sie wissen, 
muss ich an dieser Stelle immer eine 
Vorbemerkung machen – das ist wichtig 
–: Die statistischen Ergebnisse, die man 
nach dem dritten Quartal veröffentli-
chen kann, enthalten keine abschlie-
ßenden Zahlen. Mit anderen Worten: 
Die in der Folge aufgeführten Zahlen 
stellen keine abschließende Statistik 
dar. Sie können sich vielmehr aufgrund 
von Nachmeldungen – teilweise sogar 
erheblich – verändern.
Vielleicht kennen Sie das Meldeverfah-
ren: Die vorliegenden Zahlen werden 
auf Bundesebene nicht ermittelt, son-
dern nur zusammengefasst und zusam-
mengefügt. Im dritten Quartal 2004 
wurden insgesamt 191 antisemitische 
Straftaten, die dem Phänomenbereich 
„Politisch motivierte Kriminalität 
– Rechts“ zugeordnet wurden, gemel-
det. Im dritten Quartal 2004 wurden 
– auch das muss ich leider hinzufügen 
– vier Personen verletzt; aber Todesfälle 
waren nicht zu verzeichnen.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer:
Frau Pau, Ihre erste Zusatzfrage, bitte.

Petra Pau (fraktionslos):
Danke. – Herr Staatssekretär, ich kenne 
natürlich Ihre gründliche Vorbereitung 
und das, was Sie in Ihrer Vorbemerkung 
gesagt haben. Genauso kennen Sie mei-
ne erste Nachfrage: Wie ist die regionale 
Streuung dieser Straftaten? Sollten Sie 
mir, wie in der 125. Sitzung, die regi-

onale Streuung allerdings nicht nennen 
können, bitte ich um eine Begründung 
dafür, dass die Landesinnenminister 
diese Statistik nicht mehr veröffentli-
chen wollen.

Fritz Rudolf Körper, Parl. Staats-
sekretär beim Bundesminister des 
Innern:
Frau Kollegin Pau, da ich diese Frage 
von Ihnen erwartet habe, habe ich mir 
überlegt, welches Verfahren wir wählen 
könnten, um Ihnen diese Informationen 
zu der regionalen Aufteilung zukommen 
zu lassen. Haben Sie bitte Verständnis 
dafür, dass ich das nicht zum Bestand-
teil des Protokolls des Deutschen Bun-
destags machen möchte. Sie bekommen 
es durch ein persönliches Schreiben von 
mir mitgeteilt.
(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Persön-
lich?)
– Ja, von mir persönlich unterschrieben, 
Herr Westerwelle. Bei uns im Bundesin-
nenministerium herrscht einfach Stil.
(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[FDP])
Davon brauche ich Sie doch jetzt nicht 
zu überzeugen. Das haben Sie doch 
schon immer gewusst.
Frau Pau, ich werde Sie informieren. Sie 
werden eines feststellen können: dass es 
sehr schwierig sein wird, besonders be-
lastete Regionen, also Schwerpunkte, zu 
erkennen. Es gibt zum Teil eine Streu-
ung. Wie gesagt, Sie können sich diese 
Zahlen zukommen lassen.
Lassen Sie mich noch etwas zum Mel-
deaufkommen im dritten Quartal 2004 
sagen. Dieses Meldeaufkommen weist 
gegenüber dem Meldeaufkommen im 
dritten Quartal 2003 – entscheidend ist 
immer der Vergleich mit dem entspre-
chenden Quartal des Vorjahres – einen 
deutlichen Rückgang auf. So waren im 
dritten Quartal 2004 191 antisemitische 
Straftaten zu verzeichnen; im dritten 
Quartal 2003 gab es hingegen 253 anti-
semitische Straftaten.
Insgesamt ist zu der Zusammensetzung 
der im Bereich „Politisch motivierte Kri-
minalität – Rechts“ für das dritte Quar-
tal 2004 gemeldeten antisemitischen 
Straftaten Folgendes zu bemerken – ich 
glaube, dass das eine ganz interessante 

Information ist –: Es gab insgesamt 191 
antisemitische Straftaten.
Davon waren acht Gewalttaten. Bei 
sechs dieser Taten handelte es sich 
um eine antisemitisch motivierte Kör-
perverletzung, eine Straftat war ein 
antisemitisch motiviertes Widerstands-
delikt und eine weitere Straftat war eine 
antisemitisch motivierte Brandstiftung. 
Wie ich eben schon gesagt habe, sind 
keine Auffälligkeiten hinsichtlich der 
Verteilung der Straftaten auf einzelne 
Bundesländer zu verzeichnen.
Zur Frage der Weiterleitung der Infor-
mationen habe ich mich schon ausführ-
lich geäußert. Ich gehe davon aus, dass 
Sie damit zufrieden sind.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer:
Wollen Sie eine zweite Nachfrage stel-
len? – Bitte.

Petra Pau (fraktionslos):
Das mit der Zufriedenheit und die Grün-
de für die eingeschränkte Öffentlichkeit 
klären wir ein andermal. Ich habe jetzt 
noch eine ganz andere Nachfrage.
Uns alle, denke ich, hat in den letzten 
Wochen wohl sehr bewegt, dass be-
kannte und berüchtigte Antisemiten in 
den Vorstand der NPD gewählt wurden, 
dass sich der Vorsitzende dieser Partei 
in unglaublicher Weise zum Holocaust-
Mahnmal geäußert und von Plänen sei-
ner Partei gesprochen hat, auf dem Ge-
lände eine Reichskanzlei zu errichten. 
Deshalb meine Nachfrage: Liegen der 
Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, inwieweit sich innerhalb der NPD 
dieses antisemitische Potenzial neu or-
ganisiert und auch versucht, anders in 
die Gesellschaft zu intervenieren?
(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. h. c. Susan-
ne Kastner)

Fritz Rudolf Körper, Parl. Staats-
sekretär beim Bundesminister des 
Innern:
Frau Kollegin Pau, was sich zurzeit 
innerhalb der NPD, der Nationalde-
mokratischen Partei Deutschlands, 
und insbesondere auch im Hinblick auf 
die Zusammensetzung des Vorstandes 
entwickelt, das sind bemerkenswerte 
Vorgänge, die wir sehr sorgsam beob-
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achten müssen. Sie haben von einem 
Teil der Vorgänge berichtet. Es gibt 
noch einen anderen Teil, was bestimm-
te rechtsextremistische Formen und 
Personen aus bestimmten Szenen anbe-
langt, die sich durch Mitgliedschaft in 
der Partei und im Vorstand etablieren. 
Das kennen wir. Das beobachten wir 
genau. Ich denke, dass das in Anbe-
tracht der Situation auch dringend 
erforderlich ist.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne 
Kastner:
Eine weitere Zusatzfrage, und zwar des 
Kollegen Winkler.

Josef Philip Winkler (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Staatssekretär, für 
mich ergibt sich doch noch eine Frage 
bezüglich der Datenlage. Sie haben die 
Zahl von 191 Straftaten angegeben. 

Mich würde der Verlauf interessieren. 
Mir geht es darum, ob Daten darüber 
vorliegen, inwieweit sich diese Strafta-
ten etwa bei Demonstrationen, die aus 
dem rechtsextremen Bereich angemel-
det waren, oder bei Musikveranstaltun-
gen entwickelt haben. Ganz allgemein: 
Gibt es abgesehen von der Zuordnung, 
die Sie schon vorgenommen haben, eine 
etwas konkretere Zuordnung bezüglich 
der Straftaten, etwa danach, wo es Ver-
letzungen oder Widerstandshandlungen 
gegeben hat? Mich würde also interes-
sieren, darüber hier sozusagen in aller 
Kürze noch etwas zu hören; Sie wissen 
schon, was ich meine.

Fritz Rudolf Körper, Parl. Staats-
sekretär beim Bundesminister des 
Innern:
Herr Kollege Winkler, die 191 Straf-
taten beziehen sich auf den antisemi-
tischen Bereich in Gänze. Ich habe die 

Gewalttaten hervorgehoben. Das sind 
in der Tat acht an der Zahl. Die Ge-
samtsumme setzt sich auch aus anderen 
Straftaten zusammen. Wie sich das aber 
beispielsweise in Bezug auf Demonst-
rationsgeschehen oder Musikszene und 
Konzerte darstellt, liefere ich Ihnen 
gegebenenfalls gern nach.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne 
Kastner:
Wir sind damit am Schluss des Ge-
schäftsbereichs des Bundesministeri-
ums des Innern, weil die Fragen 26 und 
27 des Kollegen Ralf Göbel schriftlich 
– 
(Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Kolle-
ge Göbel ist da!)
– Entschuldigung.
Die Zeit für die Fragestunde ist abgelau-
fen. Bezüglich der nicht aufgerufenen 
Fragen wird gemäß der Geschäftsord-
nung verfahren.

Neustart oder: Es geht weiter! 
Bauen für die „Topographie des Terrors“.
Ein Konferenzbericht

Am 9. Juli 2004 fand im Lichthof des 
Martin-Gropius-Baus in Berlin ein 
öffentliches Symposium statt: „Histo-
rischer Ort und Historische Dokumen-
tation – Bauen für die ‚Topographie des 
Terrors’“.
Historiker sollten mit dem Wort „histo-
risch“ vorsichtig umgehen; hier aber ist 
es angebracht. Fand doch das Symposium 
ganz in der Nähe jenes Geländes statt, wo 
in der Prinz-Albrecht-Straße das Reichs-
sicherheitshauptamt der SS seinen Sitz 
hatte. Und: Nach über 10 Jahren keimte 
im Ergebnis der Tagung die Hoffnung 
auf, dass der Veranstalter, die Stiftung To-
pographie des Terrors, doch noch in ab-
sehbarer Zeit in der Mitte der deutschen 
Hauptstadt ein neues Dokumentations-
zentrum erhalten wird, an eben jenem Ort 
in der Prinz-Albrecht-Straße.
Vor dem Symposium waren wichtige 
Entscheidungen gefallen. Der begon-
nene Rohbau des geplanten Dokumen-
tationszentrums, basierend auf dem 
Projekt des Schweizer Architekten Peter 
Zumthor, wird abgerissen, es wird eine 
neue Ausschreibung geben. 
Die verbauten Mittel von 15 Millionen 
Euro wurden buchstäblich in den Sand 

gesetzt, weitere werden durch den be-
schlossenen Abriss der realisierten Bau-
teile hinzu kommen. Ganz zum Schluss 
der Tagung wurde – etwas unredlich 
sicherlich – ein einziger Hauptschuldi-
ger an diesem politischen und baulichen 
Desaster ausgemacht: Senatsbaudirek-
tor Hans Stimmann. Zeit war bei dem 
randvollen Tagungsprogramm nicht, 
um anwesende Politiker aus Bund und 
Land Berlin oder dem Internationalen 
Beirat sowie der Leitung der Stiftung 
zu fragen, warum nicht eher und konse-
quenter umgesteuert worden war. Aber 
nun soll es ja weiter gehen, zügig und 
endlich vor allem den Interessen und 
Bedürfnissen des Dokumentationszent-
rums Topographie des Terrors folgend. 
Den Teilnehmern am Symposium wurde 
vor allem Ausdauer abverlangt, immer-
hin kamen 25 Rednerinnen und Redner 
zu Wort: Verantwortliche in den Admi-
nistrationen, Wissenschaftler, Architek-
ten, andere Baufachleute, Repräsentan-
ten gesellschaftlicher Organisationen 
und schließlich Abgeordnete. Das Pu-
blikum konnte sich vor und während der 
Konferenz über elektronische Kurzmit-
teilungen am Disput beteiligen, deren 

Extrakt von dem bekannten Rundfunk-
Journalisten Alfred Eichhorn mehrmals 
im Verlauf der Tagung pointiert und 
informativ allen zur Kenntnis gegeben 
wurde. Dabei fiel zweierlei auf: Erstens 
meldeten sich viele Architekten und Ar-
chitekturstudenten sowie entsprechende 
Fachverbände zu Wort. Sie beklagten 
Fehler und Mängel des bisherigen Aus-
schreibungsverfahrens, nahmen zu Für 
und Wider des begonnenen Projektes 
Stellung. Zweitens äußerten sich Vertre-
ter verschiedener Organisationen sowie 
Einzelpersonen, die darauf drängten, 
dieses für die politische Bildung so 
dringend benötigte Vorhaben rasch zu 
einem Abschluss zu bringen. Für unsere 
AG Rechtsextremismus/Antifaschismus 
wurde auf dem Symposium vorgeschla-
gen, das Dokumentationszentrum möge 
sich nicht nur auf die Aufarbeitung von 
Geschichte konzentrieren, sondern auch 
aktuelle Erscheinungen von Rechts-
extremismus, Antisemitismus und Ge-
schichtsrevisionismus dokumentieren, 
analysieren und der Öffentlichkeit die 
Ergebnisse solcher Forschungen prä-
sentieren. Dr. Andreas Nachama, der 
Direktor der Stiftung Topographie des 
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Terrors, der die Tagung eröffnete und in 
ihrem Verlauf über den Stand der Vor-
bereitung der Eröffnung des Dokumen-
tationszentrums durch seine Institution 
informierte, musste sich verschiedene 
Vorschläge anhören, die alle gut gemeint 
waren, aber doch recht unterschiedlich 
waren: Die Stiftung möge selbst als 
Bauherr auftreten oder dies vermeiden, 
sie solle auf einem Veto-Recht bei allen 
Entscheidungen bestehen oder von den 
anderen Verantwortlichen mit ihren 
Standpunkten besonders beachtet oder 
wenigstens künftig als gleichberech-
tigter Partner angesehen werden. Dr. 
Nachama bekräftigte in seinem Betrag 
nochmals: Wir wollen kein Denkmal, 
und wir wollen mit der Arbeit unseres 
Zentrums der verbreiteten Unfähigkeit 
des Erinnerns an Terrorzentralen entge-
genwirken.
Wie immer es praktisch weitergehen 
wird, deutlich wurde eines: Architek-
tur, auch eine noch so moderne, hat 
hier vorrangig eine dienende Funktion. 
Erst in zweiter Linie ist interessant, wie 
das künftige Dokumentationszentrum 
sich auch durch sein Äußeres in einen 
neugestalteten City-Bereich Berlins or-
ganisch einordnet oder sich absichtlich 
kontrapunktisch von den Nachbarge-
bäuden unterscheidet.
Professor Reinhard Rürup, der durch 
seinen für die anderen Beteiligten 
beschämenden, Aufsehen erregenden 
Rücktritt vom Amt des Wissenschaft-
lichen Direktors der Stiftung Topogra-
phie des Terrors wohl so manchen zum 
Nachdenken brachte, konnte mit Zitaten 
des Konzepts von 1990 belegen, dass 
sich inhaltlich eigentlich wenig geän-
dert hat. Keiner sprach es auf dem Sym-
posium direkt aus, aber zu spüren war, 
dass dieses Projekt in der deutschen Ge-
sellschaft nicht nur auf Gegenliebe ge-
stoßen war. Mehrere Tagungsteilnehmer 
bekräftigten, dass es keinen würdigeren 
und topographisch klar bestimmbareren 
Ort der Dokumentation für die Organi-
sierung der Verbrechen des nationalso-
zialistischen Regimes als eben diesen 
Standort gebe. 
Dr. Christine Fischer-Defoy, Vorsit-
zende des Vereins „Aktives Museum 
Widerstand“, der das Projekt so viele 
Jahre begleitet hat, warb für den letzt-
lichen Erfolg von bürgerschaftlicher 
Einflußnahme auf politische Entschei-
dungsprozesse. Sie war es auch, die an 
das Unwort des ehemaligen regierenden 
Bürgermeisters Eberhard Diepgen vom 
„Schandfleck“ erinnerte. Diepgen hatte 
wohl nicht bedacht, inwieweit er ei-

gentlich doch Recht hatte, Schandfleck 
– wessen und wofür?
Es ist eigentlich eine Beleidigung für 
die Tierwelt, aber wie der Mittelpunkt 
eines Spinnennetzes existierte in Berlin 
das Zentrum des nationalsozialistischen 
Systems, gingen von hier die Planungen 
für eine so genannte Neuordnung Euro-
pas aus. Wenn es in Berlin ein Zentrum 
geben soll, das an die Jahre von 1933 bis 
1945 und die durch die Politik des nati-
onalsozialistischen Deutschland haupt-
sächlich verursachten Folgeschäden 
für die europäische Nachkriegsordnung 
geben soll, dann zuvörderst dieses. 
Im Mai 2005, anlässlich des 60. Jahres-
tages der Befreiung vom Faschismus, 
wird europaweit an dieses Ereignis 
erinnert werden. Und am Brandenbur-
ger Tor wird das Holocaust-Mahnmal 
eingeweiht werden. Berlin war, ist und 
bleibt der bestimmende Ort aller Pla-
nungen, Taten und Fernwirkungen der 
NS-Zeit. Das Dokumentationszentrum 
Topographie des Terrors wird auch im 
nächsten Jahr noch im Entstehen sein. 
Jedoch, die Hoffnungen auf ein Zuende-
führen dieses Projekts sind gewachsen.

(Kontaktadresse: Stiftung Topographie 
des Terrors, Budapester Straße 40, 
10787 Berlin; Telefon: 030 2545090, 
Telefax: 030 25450999; 
Internet: INFO@TOPOGRAPHIE.DE)

Dr. Horst Helas
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ZUR DISKUSSION
Antwort auf „Wie demokratisch ist Antifaschismus 
der PDS?“ von Tim Peters (Rundbrief 2+3/04)
Vor jeglicher Auseinandersetzung ist 
Herrn Peters zunächst einmal Respekt 
zu zollen. Sowohl die Beschäftigung 
mit dem Antifaschismus der PDS in sei-
ner Person als Landesvorsitzender der 
Jungen Union Berlin als auch die Pu-
blikation des Textes in einer Zeitschrift 
der PDS zeugen davon, dass Herr Peters 
von der „Mauer im Kopf“ befreit ist. 
Dieser kritische Blick über den eigenen 
Tellerrand verdient Anerkennung und 
sollte in der PDS sowohl als Beispiel 
dienen als auch Anstoß zu eigenen Dis-
kussionen geben. 
Um so betrüblicher ist es, dass Herr Pe-
ters, zumal als Politologe, seine Analyse 
auf brüchige Fundamente stellt und sich 
bei seinem Resümee allzu sehr von dem 
„kalten Krieger“ Professor Jesse leiten 
lässt. 
Die grundlegende Vorgehensweise von 
Herrn Peters ist, neben der Verwen-
dung der „Extremismusformel“, die 
Differenzierung des Antifaschismus 
in demokratisch (gut) und undemo-
kratisch (böse). Bereits über diese An-
sicht ließe sich trefflich streiten. Jeder 
Mensch, der moralischen, aber auch 
wissenschaftlichen Ansprüchen genü-
gen will, wird die Einmaligkeit und 
Unvergleichlichkeit der Inhumanität des 
Faschismus bestätigen. Einfach aus der 
historischen Erfahrung heraus können 
Personen und Aktivitäten, welche sich 
gegen den Faschismus, dessen Folgen 
und Auswüchse richten, nicht böse oder 
gar undemokratisch sein. Sicher muss 
man zwischen legalen/illegalen bzw. 
legitimen/illegitimen Mittel unterschei-
den – Gewalt ist abzulehnen. Aber böse, 
schlecht, undemokratisch kann antifa-
schistisches Engagement nicht sein. 
Herr Peters geht in seinem Demokra-
tieverständnis von einem „breitest-
möglichen Spektrum“ aus. Er schließt 
in diesem Spektrum auch alle formal-
demokratischen Parteien der extremen 
Rechten ein. Er sollte jedoch, abseits 
von theoretischen Überlegungen, auch 
praktische Erfahrungen in Betracht 
ziehen. Nahezu jeder Kommunal- und 
Landespolitiker, jeder Mitarbeiter einer 
Flüchtlingsinitiative oder Teilnehmer 
eines „Runden Tisches gegen Rechts“ 
wird bestätigen, dass Rechtsextremis-

ten, ob in Parteien oder nicht, Feinde 
der Demokratie sind. Mit seinem „brei-
testmöglichen Spektrum“ bringt Herr 
Peters rechtsextreme Parteien mit an 
den Tisch und macht sie so hoffähig. 
Wohin eine solche Situation führt, hat 
uns die Weimarer Republik gelehrt. 
Sehr bedauerlich weil falsch ist die äu-
ßerst eingeschränkte Analyse des „his-
torischen Antifaschismus“ der PDS. Si-
cher bleibt die Geschichtsaufarbeitung 
der PDS gerade in diesem Punkt noch 
hinter ihren Möglichkeiten und auch 
hinter den Forderungen junger Mitglie-
der zurück. Aber die Errungenschaften 
des historischen Antifaschismus der 
DDR, nämlich der radikale Bruch mit 
dem Nationalsozialismus, und die Erin-
nerung daran darf nicht mit Revisionis-
mus verwechselt werden. 
Ebenso eingeschränkt ist seine Be-
trachtung der PDS an sich. Zumal sich 
Herr Peters in seiner inneren Logik 
widerspricht. Einerseits fordert er ein 
„breitestmögliches Spektrum“ für 
die Parteiendemokratie, andererseits 
nimmt er die zahlreichen Strömungen 
innerhalb der PDS gerade zum Thema 
Antifaschismus nicht zur Kenntnis. Er 
sucht sich fortwährend die seine An-
sicht bestärkenden Meinungen heraus. 
Völlig übersieht Herr Peters das gesam-
te nicht-parteipolitische Engagement 
der PDS. Rechtsextremismus tritt in 
Deutschland bekanntlich nicht nur in 
Form von Parteien auf. Kameradschaf-
ten, Verlage, Skinhead-Gruppen und 
ähnliches müssten selbst nach der Defi-
nition von Herrn Peters „erlaubte Ziele“ 
von Antifaschisten sein. Schließlich gilt 
der demokratische Deckmantel nur für 
Parteien. Es dürfte allgemein bekannt 
sein, dass die genannten unparteipoli-
tischen Gruppierungen die Demokratie 
in noch höherem Maße gefährden als 
die rechtsextremen Parteien selbst. Aber 
eben diese antifaschistischen Aktivitä-
ten der PDS verschweigt er. 
Auch später verstrickt sich Herr Peters 
in Widersprüche. Er widerlegt das PDS-
Motto „Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen“ mit einem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes. 
Rechtsextreme Meinungen sind dem-
entsprechend in Ordnung, weil „Die 

Bürger (…) nicht rechtlich gehalten 
(sind), die Wertsetzung der Verfassung 
persönlich zu teilen.“ Aber antifaschis-
tische Meinungen, die nach Tim Peters’ 
Verständnis ebenfalls der Wertsetzung 
der Verfassung entgegensprechen, sind 
nicht in Ordnung. Stringenz ist nicht 
eine von Herrn Peters bevorzugte Ei-
genschaft. 
Insofern lässt sich nur folgendes zu-
sammenfassen: Die Bearbeitung dieses 
Themas ist mutig, jedoch lücken- und 
fehlerhaft. Hätte Tim Peters sorgfältiger 
und logischer gearbeitet, hätte er nur 
zu einem Schluss kommen können: 
Antifaschismus ist höchst demokra-
tisch, solange er ohne Gewalt und of-
fenen Rechtsbruch geführt wird. Und 
da die PDS weder zur Gewalt gegen 
Rechtsextreme aufruft noch selber den 
Weg des Rechtsstaates verlässt, ist der 
Antifaschismus der PDS absolut demo-
kratisch.

P.S.: Wenn Herr Peters leicht larmory-
ant beklagt, dass sich die PDS teilweise 
auch gegen CDU und CSU richtet, so ist 
das keiner undemokratischen Tendenz 
der PDS geschuldet, sondern schlicht 
rechtsextremen Strömungen in den bei-
den Parteien. 

Peer Jürgens, MdL
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Bemerkungen zum Beitrag von Tim Peters 
im Heft 2/3-2004: „Wie demokratisch ist der 
Antifaschismus der PDS?“
Erstens
Mit Freude registriere ich, dass ein 
junger, gebildeter Mann aus konserva-
tiven Kreisen sich mit Antifaschismus 
beschäftigt und gar mit dem der PDS. 
Er kritisiert die PDS. Unter der Kritik 
des politischen Gegners zu leben, so 
meine ich, ist immer eine Chance, eine 
Hoffnung, eine Perspektive. Tim Peters 
ist auch ein standfester Mann, denn er 
unterscheidet sich deutlich von dem 
Bild vieler anderer seiner Parteifreun-
de, die, wie im Sächsischen Landtag, 
grundsätzlich alles ablehnen, was aus 
PDS-Munde kommt, auch wenn es 
vielleicht für die Menschen im Freistaat 
gut wäre. Tim Peters nähert sich freilich 
seinem Gegenstand als Wissenschaftler, 
nicht als Wahlkämpfer. Er geht deshalb 
mit Fleiß und hoher wissenschaftlicher 
Genauigkeit vor.

Zweitens
Der Antifaschismus der PDS ist kri-
tikwürdig. Ich kritisiere ihn seit circa 
15 Jahren. Mir ist er zu schwach, zu 
sporadisch, zu wenig auf feinfühlige 
und geduldige Suche nach Partnern 
ausgerichtet, zu wenig perspektivreich 
und auch einfallslos. Ich kritisiere auch 
das Bild von Demokratie, das die PDS 
abgibt. 
Nur als Beispiele: Die Entschuldigung 
bei USA-Präsident Bush durch einen 
politisch hoffnungslos überforderten 
PDS-Bundestagsabgeordneten, der 
skandalöse Sozialabbau in Berlin (die 
PDS als demokratischer Stadtsanierer zu 
Lasten der Bevölkerung, nachdem die 
CDU-Spezialisten die Karre wirtschaft-
lich voll in den Dreck gefahren hatten). 
Ich sehe vor allem mit Sorge, dass es in 
Deutschland allen Kräften, also auch der 
PDS, an einer wirksamen, langfristigen 
Politik gegen die extreme Rechte und 
den Neofaschismus gebricht. Von einer 
gesamtgesellschaftlichen Haltung ganz 
zu schweigen. Ich habe die große Sorge, 
dass die Zeit gegen die Demokraten und 
gegen den Verfassungsstaat läuft.

Drittens
Nachdenklich stimmt mich der Hinweis 
von Tim Peters, dass die Auseinander-
setzung mit dem Stalinismus unter den 

Antifaschisten in der PDS nachgelassen 
habe. Den Papieren nach, die Tim Peters 
zur Verfügung standen, mag dies stim-
men. Die Wirklichkeit sieht anders aus. 
Die Auseinandersetzung hält an. Ein 
Beispiel: Erst jüngst hat ein sehr erfah-
rener Antifaschist in der PDS, Wolfgang 
Ruge, seine Erinnerungen vorgelegt 
(„Berlin – Moskau – Sosswa. Stationen 
einer Emigration“, Bonn 2003). Sie sind 
wirkungsvoller als alle unsere Thesen 
gegen Stalin. Sie haben uns erneut so 
betroffen gemacht, dass wir im „Rund-
brief“ noch keine Rezension zustande 
gebracht haben. 
Derjenige weiß nicht, wie schwer eine 
Last sein kann, der sie nicht trägt.

Viertens
Verwundert hat mich, dass Tim Peters 
manch Grundlegendes zur Geschichte 
des Antifaschismus ignoriert: Thomas 
Mann, Franz L. Neumann, Dokumente 
der SPD nach 1933, der CDU nach 
1945, das Potsdamer Abkommen, die 
sich zur Schuld der deutschen wirt-
schaftlichen und anderer Eliten und zur 
Enteignung der Nazi- und Kriegsverbre-
cher äußerten. Dann wird das Bild der 
DDR etwas anders, weil genauer und 
differenzierter.

Fünftens
Tim Peters anerkennt augenscheinlich 
an, dass der Antifaschismus real exis-
tiert hat. Er ist keine Fiktion. Es gab 
in der Tat Menschen, die sich faschis-
tischer Politik mit allen ihnen gegebe-
nen Kräften entgegenstellten und sich 
sowie andere Menschen vor schwerem 
Schaden bewahren wollten. Die Lage 
in Deutschland ist heute so, dass dies 
durchaus festgehalten werden sollte 
und nicht in Vergessenheit geraten darf. 
Das schließt gar nicht aus, dass wir uns 
neu verständigen müssen über solche 
Erscheinungen wie Extremismus, Fun-
damentalismus u. a. Aufmerksamkeit ist 
geboten, wenn diese Begriffe lediglich 
als Ersatz für „Totalitarismus“ genutzt 
werden sollen statt Neues zu erfassen.

Sechstens
Wie alle historischen und auch individu-
elle Erfahrungen zeigen, kann man sich 

auf den unterschiedlichen Wegen dem 
Antifaschismus nähern. 
Tim Peters kennt in der PDS nur kom-
munistische Leute und eine gemäßigte 
antifaschistische Strömung. Die PDS 
ist indes hinsichtlich der antifaschisti-
schen Motivation ihrer Mitglieder und 
Wähler weitaus differenzierter. Zu uns 
gehören beispielsweise Kämpfer gegen 
den Faschismus in seiner frühen Form, 
die in Auschwitz litten, Menschen, die 
aus den Leiden des zweiten Weltkrieges 
ihre Schlussfolgerungen gezogen ha-
ben, junge Christen, die aus der Bibel 
ihre Orientierung empfangen und Men-
schen, die aus elementarem Anstand 
gegen alte und neue Nazis auftreten. 
Diese Differenzierung kennen wir, und 
wir gehen behutsam mit ihr um. Diese 
Gemeinsamkeit im Grundsätzlichen ist 
schwer errungen. 
Wir dienen damit nicht einer „Definiti-
on“ des Georgi Dimitroff (den Tim Pe-
ters mag wie der Teufel das Weihwasser, 
dessen Erkenntnisse weit umfangreicher 
und differenzierter sind, der aber sehr 
wohl die unverrückbare Verantwortung 
der ökonomisch, finanziell und poli-
tisch Mächtigen für die faschistische 
Diktatur erfrischend kräftig betont hat). 
Der Ansatzpunkt ist die Menschenwür-
de, die es gebietet, immer und überall 
dem Nazismus zu widerstehen. (Dass 
man vielem anderen auch widerstehen 
muss, wie Terrorismus, Kriegen und 
Kriegsgelüsten, Drogenverbreitung, 
Umweltschädigung versteht sich von 
selbst, ist aber hier nicht unser Thema.)
 
Siebtens
Tim Peters nähert sich dem Antifaschis-
mus auf andere Weise. Ich respektiere 
dies, wenngleich ich es kritisch befrage.
Für Tim Peters ist der demokratische 
Verfassungsstaat der Orientierungs-
punkt Nr. 1, der Wert aller Werte. Er 
stützt sich kaum auf die Wirklichkeit 
des Staates, sondern auf den (oft geän-
derten) Text des Grundgesetzes, welches 
aus dem Jahre 1949 stammt, auf ein 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
aus dem Jahre 1952 und auf aktuelle 
Schriften von Politikwissenschaftlern, 
darunter die seines akademischen Be-
treuers Professor Jesse. 
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Tim Peters bestreitet nicht, sondern sieht 
es als Vorzug an, dass der Verfassungs-
staat den Faschismus und die extrem 
Rechte nicht bändigen kann, sondern 
ihr Versammlungsrecht usw. gewährt. 
Ich vertrete auch die Meinung, dass der 
Verfassungsstaat erhalten werden muss. 
Die PDS befindet sich, und dies hat 
Tim Peters augenscheinlich gespürt, in 
einem widersprüchlichen Klärungspro-
zess zu vielen Elementen des Verfas-
sungsstaates. Meine Position: Er muss 
auf seinen Fundamenten ausgebaut 
werden muss. Dazu gehört seine eigene 
Demokratisierung. Ein neues Grundge-
setz muss die modernen Entwicklungen 
vollends aufnehmen (hier liegt natürlich 
viel Diskussionsstoff!); das Gerichtsur-
teil, das die FDGO, die freiheitliche und 
demokratische Grundordnung definier-
te (ein Gericht aus der frühen Zeit der 
Adenauer-Ära und des Kalten Krieges 
definiert 2004 Demokratie!) wäre dann 
überflüssig, viele politische Opfer der 
Adenauer-Zeit warten auf Wiedergut-
machung. Höchst bedenklich wird es 
für mich, wenn Tim Peters jenen Artikel 
des Grundgesetzes, der ihm (und ande-
ren) möglicherweise nicht gefällt, den 
antifaschistisch orientierten Artikel 139, 
bedeutungslos machen möchte. Immer-
hin steht er noch im Grundgesetz. Kann 
jeder, wie er es will, in dieser Republik 
das Grundgesetz ändern?

Achtens
Dieser Verfassungsstaat kann Demo-
kratie offensichtlich schwer schützen. 
Er gleicht mir zu oft dem bekannten 
Jagdhund, der zur Jagd getragen werden 
muss. Man denke nur an das dilettan-
tisch vorbereitete NPD-Verbot, die 
V-Leute-Affären, den unaufgeklärten 
Mord an Rohwedder, Top – Manager 
und Chef der Treuhand, den Abbau der 
Sozialen Marktwirtschaft durch regie-
rungsnahe Teile der SPD, der CDU, 
der Unternehmerverbände (siehe auch 
Seehofers arge Gewissensbedenken ge-
genüber der Politik seiner Partei!). 
Der Neofaschismus und die gesamte ex-
treme Rechte sind gerade in den letzten 
Jahren genau in diesem demokratischen 
Verfassungsstaat weiter gewachsen. Al-
so, halten zu Gnaden!, dieses Argument 
ist mir, eben weil mir die Demokratie 
wichtig ist, schlankweg zu schwach. 
Es sind „nur“ die Bürger, die gegen die 
Faschisten etwas leisten. Und da treffen 
die unterschiedlichsten „Leute“ aufein-
ander, beispielsweise Leute, die diesen 
Staat verehren und auch Leute, die nur 
ein Quentchen an ihm schätzen, aber 

auch welche, die autonom bislang nur 
ihre eigene Demokratie kennen – aber 
gegen die extreme Rechte auftreten. Das 
ist die Realität. 
Wunschdenken bringt uns nicht viel 
weiter. Mir scheint, dass heutzutage 
recht schnell mit dem Wort „Bündnis“ 
gearbeitet wird. Ein Bündnis ist Ergeb-
nis einer harten Anstrengung. Auf dem 
Wege dahin stehen parallele Sorgen, 
ähnliche Befürchtungen, gleichge-
lagerte Hoffnungen, vergleichbare 
Zielelemente. Hier vollziehen sich (oft 
schmerzhafte!) politische Lernprozesse. 
Im Ausloten liegt die Kunst. Vielleicht 
hat sich Tim Peters auf den Weg ge-
macht. Die PDS ist es ohnehin.

Neuntens
Tim Peters hat am Ende seiner Betrach-
tungen einen sehr gewichtigen Satz ge-
schrieben. Er lautet: „Ein gemeinsames 
Vorgehen aller Parteien und zivilgesell-
schaftlichen Gruppen gegen Rechtsex-
tremismus von CDU bis PDS könnte 
eine sinnvolle Stärkung des Kampfes 
gegen den Rechtsextremismus darstel-
len.“ (S.48) 
Das wollen wir im Auge behalten. Ich 
lese diesen Satz mit Respekt und mit 
Hoffnung. Es wäre dem deutschen 
Konservatismus zu wünschen, wenn 
in seinen Reihen junge Menschen he-
ranwüchsen, die kritisch, später auch 
selbstkritisch, freimütig und wirklich-
keitsbezogen, nicht aber vom alten oder 
einem neuen kalten Krieg beschädigt, 
die Dinge angehen. Es wäre so gut für 
die Demokratie in Deutschland und in 
Europa. 

Professor Dr. Rolf Richter
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REZENSIONEN
Karl Heinz Jahnke
„Wach auf!“ – 1904 – Bildung der ersten Arbeiterjugendvereine in Deutschland, 
Ingo Koch Verlag, Rostock 2004, 128 Seiten, Abb.
Rückblick: Forschungen an den Universitäten Greifswald und Rostock (1957–1991) zum 
Anteil der Jugend am antifaschistischen Widerstand 1933–1945
Ingo Koch Verlag, Rostock 2004, 154 Seiten, Abb.

Im Herbst 1904 entstanden in Mann-
heim und Berlin die ersten sozialisti-
schen Arbeiterjugendvereine. Es gelang 
in knapp vier Jahren, bis zum Frühjahr 
1908, 121 Arbeiterjugendvereine mit 
fast 10.000 Mitgliedern zu bilden. So 
heißt es in einer sehr informativen Ver-
öffentlichung des Rostocker Historikers 
und international bekannten Jugendge-
schichtsforschers Prof. Dr. Karl Heinz 
Jahnke. Jahnke ruft die Entstehung 
des „Verbandes junger Arbeiter Mann-
heims“ 1903/4 und des „Vereins der 
Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter 
Berlins“ 1904 sowie die Ausweitung 
durch die „Vereinigung der freien Ju-
gendorganisationen Deutschlands“ mit 
dem Sitz in Berlin in Erinnerung, zeigt 
deren Tätigkeit, schildert die Gründung 
der „Internationalen Verbindung der 
sozialistischen Jugendorganisationen“ 
nach dem Sozialistenkongress in Stutt-
gart im August 1907 und würdigt die 
Rolle Karl Liebknechts im antimilitaris-
tischen Kampf.
Der Verfasser zeigt aber auch die re-
aktionäre Gegenwehr, insbesondere in 
Berlin und Norddeutschland. Polizei und 
Justizbehörden überwachten die Jugend-
vereine, erließen Verbote, übergaben 
zugleich an Handwerkerinnungen und 
Unternehmer Listen mit Mitgliedern der 
organisierten Arbeiterjugend. „In Lehr-
verträgen wurde der Beitritt in einen 
Arbeiterjugendverein untersagt. Beson-
ders aktive Mitglieder durften die Lehre 
nicht beenden und bekamen aufgrund 
der Schwarzen Listen keine neue An-
stellung“. An diesem Terror beteiligten 
sich auch Lehrer an den „Fortbildungs-
schulen“ (damalige Form der späteren 
„Berufsschulen“). „Gleiches galt für 
weite Kreise der Kirchen. Vor allem die 
christlichen Jünglingsvereine sahen in 
den Arbeiterjugendvereinen eine Kon-
kurrenz, die bekämpft werden mußte.“ 
Liebknecht, der 1907 vor dem Reichsge-
richt in Leipzig – gerade heute wohl sehr 
aktuell – erklärt hatte: „Ich verfolge den 
Zweck, die Entscheidung über Krieg und 

Frieden aus dem Dunkel der Kabinette 
und Diplomatenschleichwege herauszu-
holen und an das Licht der Öffentlichkeit 
zu ziehen. Das fassen die Herren ganz 
besonders unwillig auf. Ich will, daß die 
Entscheidung über Krieg und Frieden 
dem Willen des ganzen Volkes unter-
stellt werde“, wurde am 12. Oktober 
1907 zu eineinhalb Jahren Festungshaft 
verurteilt. Im April 1908 beschloss die 
Reichstagsmehrheit das „Reichsvereins-
gesetz“, das allen Jugendlichen unter 
18 Jahren verbot, politischen Vereinen 
anzugehören und an politischen Veran-
staltungen teilzunehmen. 
Am Ende dieser Etappe stand jedoch ei-
ne neue Situation: „Die unterschiedliche 
Haltung der verschiedenen Strömungen 
in der SPD zu Krieg und Novemberre-
volution führte zur offenen Spaltung der 
deutschen Arbeiterbewegung. Davon 
war auch die Arbeiterjugend betroffen. 
Eine einheitliche organisatorisch selbst-
ständige sozialistische Bewegung der 
heranwachsenden Arbeitergeneration 
konnte sich nicht mehr formieren.“ 
Eine Auswahl von heute zumeist we-
nig bekannten Dokumenten aus den 
Anfängen der Arbeiterjugendbewegung 
von 1904 bis 1908 sowie ein Erinne-
rungsbericht von Helmut Lehmann aus 
dem Jahre 1954 bilden den zweiten Teil 
dieses aussagekräftigen Bandes.
In Ergänzung zu den von Jahnke dar-
gelegten historischen Vorgängen sei 
vermerkt, dass man die inneren Kon-
flikte der Bewegung auch am Schicksal 
ihrer drei Hauptakteure ablesen kann: 
Karl Liebknechts Leben und Tod sind 
allgemein bekannt; Helmut Lehmann 
(1882–1959), 1904 mit 21 Jahren der 
erste Vorsitzende des Vereins der Lehr-
linge und jugendlichen Arbeiter Ber-
lins, war in der Weimarer Republik ein 
führender sozialdemokratischer Sozial-
politiker, nach 1933 antifaschistischer 
Widerstandskämpfer, 1933 und 1944 
inhaftiert, trat 1945/46 in Ostdeutsch-
land für die Vereinigung von SPD und 
KPD ein, gehörte von 1946 bis 1950 

dem Parteivorstand bzw. dem ZK der 
SED an. Seit 1946 war er Präsident 
der Volkssolidarität, ferner Mitglied 
des Bundesvorstandes des FDGB, der 
Volkskammer und anderer Gremien; 
Dr. Ludwig Frank (1874–1914), Jurist, 
Initiator des Verbandes junger Arbeiter 
in Mannheim und Redakteur der mo-
natlich erscheinenden Verbandszeitung 
„Die Junge Garde“, damals Kampfge-
fährte von Karl Liebknecht, 1905 bis 
1914 Mitglied des badischen Landta-
ges, 1907 bis 1914 des Reichstages, 
folgte den chauvinistischen Parolen von 
einer „nationalen“ Arbeiterbewegung, 
meldete sich 1914 kriegsfreiwillig und 
fiel am 3. September 1914 an der Front 
in Lothringen. 
In dem zweiten vorliegenden Band 
unterbreitet Jahnke eine Bilanz der For-
schungsarbeit, die in den Jahren 1957 
bis 1991 unter seiner Leitung an den 
Universitäten Greifswald und Rostock 
zur Geschichte der deutschen Jugend-
bewegung, insbesondere zum Anteil 
der Jugend am antifaschistischen Wi-
derstand geleistet worden ist. Internati-
onale Konferenzen, Gastvorlesungen im 
östlichen und westlichen Ausland, Aus-
stellungen, eine Vielzahl wissenschaftli-
cher Publikationen, Dissertationen, Di-
plomarbeiten u. a. sind hier verzeichnet, 
an denen keiner vorbeikommt, der sich 
ernsthaft mit der Geschichte der deut-
schen Jugendbewegung, insbesondere 
mit dem Thema „Jugend und Antifa-
schismus“, befasst. Mitten in der Arbeit 
– als voll ausgelasteter Hochschullehrer, 
Leiter der Forschungsgruppe „Jugend-
geschichte“, in produktiver Zusammen-
arbeit mit Historikern aus Bielefeld, 
Frankfurt am Main und Paderborn, in 
Vorbereitung von Gastvorträgen an 
den Universitäten Wien und Hamburg 
– erhielt er vom Kultusminister des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern 
zum 1. Oktober 1991 die Abberufung 
wegen „mangelnden Bedarfs“!

Professor Dr. Kurt Finker
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Autobiographie eines Antifaschisten – 
Stefan Doernbergs Memoiren 
Stefan Doernberg, Fronteinsatz. Erinnerungen eines Rotarmisten, Historikers und 
Botschafters, Berlin 2004, 288 S.
Entgegen der Meinung des Autors ist 
der Titel „Fronteinsatz“ doch recht 
treffend gewählt. Die vorliegende Pu-
blikation ist ein lebendig geschildertes 
Zeitzeugnis deutscher Geschichte, in 
die Stefan Doernberg seine Lebensge-
schichte einbettet.
Ausgehend von der Ursache der er-
zwungenen Flucht durch den deutschen 
Faschismus erfahren die Leser, warum 
der Autor seine Heimatstadt Berlin ver-
lassen musste und erst wieder im Früh-
jahr 1945 als Offizier der Roten Armee 
nach einem strapazenreichen Marsch in 
sie zurückkehrte. Einprägsam schildert 
Stefan Doernberg, warum ihm die So-
wjetunion seit 1935 zu einer zweiten 
Heimat wurde. Zugleich schreibt er: 
„Ich war, obgleich Offizier der Sow-
jetarmee in der Tiefe meines Herzens 
doch stärker ein Deutscher geblieben. 
Ich kämpfte gegen unsere verführten 
Landsleute und litt gleichzeitig mit ih-
nen.“ (S. 66)
Breiten Raum widmet der Autor den 
Jahren seines Mitwirkens beim Aufbau 
einer antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung auf deutschem Boden. Unmit-
telbar nach dem 8. Mai 1945 war er als 
Angehöriger der Roten Armee als Dol-
metscher und Berater für sie tätig. Spä-
ter finden wir ihn als Journalisten der 
Zeitung „Tägliche Rundschau“, die von 
der sowjetischen Militäradministration 
in deutscher Sprache herausgegeben 
wurde.
Erst 1954 erfüllte sich St. Doernbergs 
Wunsch, aus der Sowjetarmee aus-
zuscheiden und in die DDR als deren 
Bürger zurückzukehren. Die zweifache 
nationale Prägung – die deutsche und 
durch die Emigration auch sowjetische 
– erklärt, weshalb zwei Themen die Au-
tobiografie durchziehen: nämlich das 
Verhältnis zwischen der Sowjetunion 
und der DDR sowie der widerspruchs-
volle Zusammenbruch des realen Sozi-
alismus. Er beleuchtet kritisch dieses 
Verhältnis und analysiert unter diesem 
Aspekt das Abkommen zwischen der 
UdSSR und der BRD 1970. Er gelangt 
dabei zu der Schlussfolgerung, dass im 
Zusammenhang mit diesem Abkommen 
der Missklang zwischen der DDR und 
der Sowjetunion größer war als von ihm 

ursprünglich angenommen wurde und 
damals für ihn erkennbar war. 
Das sich vertiefende Unverständnis 
beider Staatsführungen zueinander 
während der so genannten Raketenkrise 
bleibt dagegen unerwähnt. Unmiss-
verständlich befürwortet der Autor die 
Perestroikapolitik in der Sowjetunion 
und äußert sein Unverständnis über 
die SED-Führung, die notwendiger 
Reformen bei der Ausgestaltung des 
Sozialismus verweigerte. Er nennt aber 
zugleich als Ursache dafür die nicht aus-
reichend durchdachten, sprunghaften 
und unkalkulierbaren Neuerungen der 
sowjetischen Politik unter Gorbatschow. 
Besorgt konstatiert Stefan Doernberg 
Tendenzen des aufkommenden Antiso-
wjetismus in der damaligen DDR. 
Die Ereignisse im Herbst 1989 be-
trachtet er unzweifelhaft aus der Sicht, 
dass die Ursachen für die damaligen 
Entwicklungen in der DDR selbst la-
gen, aber der generelle Grund für den 
Zusammenbruch des realen Sozialis-
mus in der Sowjetunion zu suchen sei. 
Treffend charakterisiert der Autor den 
Sozialismus sowjetischer Prägung als 
unterentwickelt, durch Stalin defor-
miert und besonders gekennzeichnet 
durch den Mangel an Demokratie. 
Unter diesem Gesichtspunkt schreibt er 
zum Prager Frühling des Jahres 1968, 
dass dessen Ursprünge in dem Kom-
mandosozialismus zu suchen seien. Er 
schlussfolgert aus aktueller Sicht, dass 
eine Reform des „realen Sozialismus“ 
objektiv erforderlich war, dafür aber 
keine ausgereifte Konzeption vorhan-
den existierte. Ferner fehlte jegliche Be-
reitschaft von Seiten der Führungen in 
den sozialistischen Ländern, konstruk-
tiv über eine notwendige Erneuerung 
des Sozialismus nachzudenken und die 
dazu notwendigen Maßnahmen in Gang 
zu setzen. Von sowjetischer Seite waren 
damals Reformen unerwünscht und die-
ser politischen Sicht hatten sich die Par-
teien der anderen sozialistischen Länder 
unterzuordnen. Neben Dubcek war auch 
Walter Ulbricht ein Opfer dieser Politik 
vermerkt Stefan Doernberg.
Zusammenfassend ist festzustellen, 
dass der Autor als Historiker ein pralles 
Zeitzeugnis der von ihm erlebten und 

mitgestalteten Jahrzehnte aufschrieb, 
das unterlegt ist mit anschaulichen und 
lebendigen autobiografischen Fakten 
seiner Tätigkeit als Historiker und Bot-
schafter der DDR in Finnland. Seine 
doppelt kritische Sichtweise auf histori-
sche Vorgänge hebt er an ihm erforder-
lichen Stellen in kursiv geschriebenen 
Passagen hervor, um die Leser besser zu 
informieren.
Unverkennbar ist die Absicht des Ver-
fassers, seine Sicht zur Geschichte 
Nachkriegsdeutschlands und der DDR 
den nachfolgenden Generationen nahe 
zu bringen, da sie diese Geschichte 
nicht kennen, wie er sie als Zeitzeuge 
und aktiv Handelnder miterlebt und 
mitgestaltet hat.

Dr. Günter Wehner
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Anetta Kahane, Hrsg., „Vor Antisemitismus ist man 
nur noch auf dem Monde sicher.“ 
Antisemitismus und Antiamerikanismus in Deutschland
Schriftenreihe des Zentrums für demokratische Kultur, Bulletin 5/2004

Im Innentitel der zu besprechenden 
Schrift wird es erklärt: Das Zitat stammt 
von Hannah Arendt. Sie hatte sicher gu-
te Gründe für diese bittere Erkenntnis.
Ob Hannah Arendt auch irgendwo in 
ihren Texten Antisemitismus und Anti-
amerikanismus in einem Zuge gesehen 
und darüber reflektiert hat – ehrlich, ich 
weiß es nicht. Unter heutigen Bedingun-
gen habe ich aber mit dieser so linearen, 
nur scheinbar kausalen Verknüpfung 
meine Probleme.
Im Vorwort der Publikation, geschrie-
ben von der Vorstandsvorsitzenden 
der Amadeu-Antonio-Stiftung Anetta 
Kahane, fielen mir besonders zwei 
Aussagen auf, die von vielen in der 
Sache Engagierten vorbehaltlos geteilt 
werden: Antisemitismus ist erstens in 
der Wirklichkeit von heute kein Ne-
benwiderspruch. „Deshalb bedeutet 
der Kampf gegen den Antisemitismus 
die Grundwerte der Demokratie zu ver-
teidigen.“ (S. 6) Zweitens war und ist 
Antisemitismus eine – freilich gekonnt 
eingesetzte – Erfindung aller antidemo-
kratischen Kräfte, die es vorbehaltlos, 
überall und mit wirksamen Mitteln zu 
bekämpfen gilt. 
Nach dem einleitenden Beitrag wird 
das gewählte Thema – in drei Ab-
schnitte gegliedert – abgehandelt: 
Nach einem eher theoretischen Teil 
(Zur Genese von Antisemitismus und 
Antiamerikanismus) werden anschlie-
ßend ausgewählte Aspekte von Anti-
semitismus und Antiamerikanismus 
beleuchtet. Geht man nur von den 
Überschriften der einzelnen Beiträge 
in diesem zweiten Teil aus, stehen hier 
u. a. historische Exkurse (nur) zum An-
tisemitismus in BRD und DDR neben 
Betrachtungen (nur) zum Antiamerika-
nismus „der Linken“ (wer immer damit 
alles gemeint ist) und der „neuen Frie-
densbewegung“ bzw. in der „rechtsex-
tremistischen und neurechten Szene“. 
Geboten wird außerdem eine Chronik 
antisemitischer Vorfälle im Jahre 2003 
und eine Zusammenstellung aktuellen 
Zahlenmaterials zum Antisemitismus. 
In einem weiteren Beitrag wird hin-
sichtlich des Antisemitismus über die 
Bedeutung kultureller Codes in der 

Jugendkultur reflektiert. Der dritte 
Abschnitt stellt Beispiele des Umgangs 
mit Antisemitismus in der Bildungs- 
und Projektarbeit vor. 
Der Sammelband erschien rechtzeitig 
zur OSZE-Konferenz zum Antisemitis-
mus, die Ende April 2004 in Berlin statt-
fand.1 Die Publikation fand dort bei den 
Repräsentanten der einzelnen Länder 
wie auch den teilnehmenden Vertretern 
nichtstaatlicher Organisationen reges 
Interesse. 
Frank Gutermuth bietet einen instruk-
tiven Abriss der historischen Entste-
hung des modernen Antisemitismus 
in Deutschland im letzten Drittel des 
19. Jahrhunderts. Der Autor kommt zu 
dem Schluss, dass „in keinem anderen 
Land der Antisemitismus so vehement 
in alle Lebensbereiche“ eingedrungen 
sei. (S. 7) 
Nachdenklich stimmt folgende Beob-
achtung (S. 14), die anhand so vieler 
aktueller antisemitischer Äußerungen 
faktenreich belegt werden könnte:
„Um eigene Aggressionen gegen Juden 
zu legitimieren, wurden rhetorisch Täter 
und Opfer umgekehrt: Das ‚deutsche 
Volk’ wurde zum Opfer eines jüdischen 
Angriffs stilisiert. Die Diskussion um 
die ‚Lösung der Judenfrage’ mit durch-
aus radikalen Vorschlägen ihrer Umset-
zung wurde zur Erlösungsvorstellung 
(Bezeichnung der Juden als Parasiten, 
Krebsgeschwür, Fäulniserreger, Bazil-
len etc.).
Die Zuspitzung zu einer weltweit ge-
stellten ‚Völkerfrage’, bei der alle ‚Völ-
ker’ durch ‚die Juden’ bedroht seien, 
bringt den modernen Antisemitismus 
in seiner Strukturlogik dann auf seinen 
Endpunkt: die Vernichtung. Insofern 
ist der moderne Antisemitismus eine 
politische Heilslehre, die aufgrund der 
ihr innewohnenden Logik zur ‚rettenden 
Tat’ – der Vernichtung der Juden als 
Ausgangspunkt jeglichen Grundübels 
weltweit – schreiten mußte.“
Herbert Weber schreibt über Antia-
merikanismus in Deutschland, über 
historische und aktuelle Feindbildkon-
struktionen. Gleich zu Beginn erfolgt 
eine Begriffspräzisierung: Antiameri-
kanismus meint in Wissenschaft und 

Politik immer eine Anti-USA-Haltung, 
kein Verdammen eines ganzen Kon-
tinents und der dort so verschiedenen 
Regierungsformen. Dem Autor ist da-
rin zuzustimmen, dass die verbreiteten 
Amerikabilder nur ungenau die tatsäch-
lichen Realitäten der USA-Gesellschaft 
reflektieren. Dies gilt wohl für proa-
merikanische wie antiamerikanische 
Äußerungen gleichermaßen. Im Beitrag 
werden verschiedene Amerikabilder 
vier vom Autor ausgemachten unter-
schiedlichen „ideologischen Lagern“ 
zugeordnet (S. 15): rechtsextreme 
Kreise, liberale Kräfte, gemäßigte Lin-
ke, traditionelle Antikapitalisten. Nach 
reichlicher Überlegung ordne ich mich 
bei den Gemäßigten ein, verhehle aber 
auch nicht meine Einwände gegen so 
viele Erscheinungen in den bürgerlichen 
Gesellschaften der Gegenwart.
Widersprechen möchte ich der Behaup-
tung (S. 20), dass antiamerikanische 
Stereotype wie Geldinteresse, Verschla-
genheit oder Weltherrschaftsplänen eine 
„Deckungsgleichheit“ mit antisemi-
tischen Äußerungen erkennen lassen. 
Hier würde ich vorsichtiger formulie-
ren, eher von Ähnlichkeiten sprechen. 
Vor allem wären die Begründungen zu 
untersuchen, die für solche Standpunkte 
gegeben werden. Diskutierenswert sind 
auch andere Meinungen des Autors, 
etwa jene, es sei eine Unterstellung, die 
USA seien der eigentliche Kriegstreiber 
in der Welt sowie seine etwas pauschale 
Kritik an der Sympathie von Linken für 
lateinamerikanische Befreiungsbewe-
gungen. 
Das Thema von Claudia Dantschke 
ist der islamistische Antisemitismus. 
(Islamistischer Antisemitismus wird 
im Alltagsgebrauch oft falsch als isla-
mischer Antisemitismus bezeichnet.) 
Dieser Beitrag stellt in gebündelter 
Form praktische Beispiele, theoretische 
Vordenker und wichtige Organisationen 
des islamistischen Antisemitismus vor. 
In der deutschen Gesellschaft werden 
sie wenig beachtet, als legitime Mei-
nungsäußerung hier lebender Menschen 
aus Ländern angesehen, in denen die 
islamische Religion vorherrschend ist. 
Es ist ein Irrtum, solches Denken und 
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Handeln als etwas anzusehen, was mit 
„den Deutschen“ nichts zu tun hat. 
Folgende Definition wird gegeben: 
„Der Islamismus ist eine Ideologie, 
das Konzept einer Gesellschaftsord-
nung, dessen politische, wirtschaft-
liche, soziale, juristische, religiöse 
und kulturelle Grundlage der Islam 
bildet, die im Koran offenbarte Hei-
lige Schrift. Diese Gesellschaftside-
ologie wird von ihren Anhängern als 
Gegenentwurf zu den beiden großen 
Weltideologien Kapitalismus/westliche 
Demokratie einerseits und Sozialismus/
Kommunismus andererseits verstan-
den.“ (S. 27) In einer Anmerkung 
hierzu (S. 34) findet sich folgende 
Behauptung der Autorin: „Nach dem 
Niedergang des real existierenden 
Sozialismus ist nun der globale Kapi-
talismus unter Führung der USA die 
einzig verbliebene Herausforderung 
der Islamisten im Kampf der Systeme.“ 
Gleichwohl hat das Nachdenken über 
zur bestehenden Ordnung in der Welt 
alternative Gesellschaftskonzepte, wie 
es unter vielen anderen in der PDS 
stattfindet, nicht aufgehört. Vielleicht 
gewinnt diese Lebendigkeit für andere 
wieder den Rang einer ernstzunehmen-
den Herausforderung?
 Die beiden Beiträge zur Genesis von 
Antisemitismus in der Geschichte 
beider deutscher Staaten (Horst Peter 
Greulich, Heike Dadvan) auf wenigen 
Seiten erscheinen eher dürftig, vermit-
teln wenig bislang Unbekanntes. Für 
die DDR könnte man beispielsweise 
auf einschlägige nach der so genannten 
Wende erschienene Bücher verweisen, 
deren inhaltliche Bewertung hier nicht 
der Gegenstand ist.2 Für mich bein-
druckend war vor einigen Jahren die 
Gesamtschau von Chaim Schneider 
mit Porträts von Juden aus Ost- und 
West, die zu unterschiedlicher Zeit seit 
1945 um ein neues Zusammenleben von 
Juden und Nicht-Juden in Deutschland 
bemüht waren. Der Titel: Wir sind da! 
Chaim Schneiders Dokumentation gibt 
es als Buch und auch eine gesendete 
Fernsehreihe kann jederzeit per Video 
neu besichtigt werden.
Simone Rafael und Herbert Weber führ-
ten für die Herausgeber des „Bulletins“ 
zwei Interviews. Anne Zeuner und Ralf 
Fischer, die in der Mobilen Beratung 
gegen Rechtsextremismus Berlin mitar-
beiten, berichten über ihre Erfahrungen 
mit kulturellen Codes des Antisemitis-
mus in der Jugendkultur. Für besonders 
bedenklich halten sie u. a. die Tatsache, 
dass immer mehr Jugendliche, die sich 

für unpolitisch halten, in ihrem Alltag 
antisemitische Schimpfwörter gedan-
kenlos gebrauchen. Wichtige Gegen-
strategien sehen sie in der Bildung von 
Multiplikatoren der Jugendarbeit und in 
mehr Aufklärung über die tatsächlichen 
Verläufe von Ereignissen und Prozessen 
der deutschen Geschichte, insbesondere 
in der NS-Zeit.
Jeffery Gedmin, Direktor des Aspen In-
stituts Berlin, schildert seine Eindrücke 
als Bürger der USA mit zunehmendem 
Antiamerikanismus in Deutschland. 
In Debatten kam es schon vor, dass er 
sein Land vehement gegen Unwissende 
verteidigen musste, etwa so: „Europa 
hat eine tolle Kultur, aber wir auch!“ (S. 
69) Seine Interviewer bringt er dazu, die 
ihm gestellte Frage, wann berechtigte 
Kritik in Antiamerikanismus umschlägt, 
selbst zu beantworten: „Dass pauschale 
negative Zuschreibungen antiamerika-
nisch sind, wie ‚die Amerikaner sind 
oberflächlich’. Differenzierung ist 
wichtig, die Vermeidung von Pauschal-
urteilen. Es ist antiamerikanisch, wenn 
Menschen angegriffen werden, nur weil 
sie Amerikaner sind und damit einer 
Person über die Nationalität ein Bild 
zugeschrieben wird, das Ablehnung und 
Hass auslöst.“ (S. 70)
Entgegen der gewählten Überschrift: 
Antiamerikanismus in der Linken 
thematisiert Andrea Woeldike nur 
jenen unter bestimmten Teilen der 
„neuen Friedensbewegung“. Vielen 
ihrer kritischen Beobachtungen kann 
voll zugestimmt werden, auch ihrer 
Einschätzung, dass antiamerikanische 
Äußerungen von Friedensbewegten 
durchaus jenen ähnlich sind, die seit 
dem jüngsten Irak-Krieg häufiger in der 
so genannten seriösen Presse zu finden 
sind. Zu fragen wäre, ob dies nicht 
Ausdruck dessen ist, dass Antiamerika-
nismus auch aus verbreitetem Denken 
in der so genannte Mitte der deutschen 
Gesellschaft gespeist wird.
Ralph Kummer geht den Funktionen 
von Antisemitismus in der rechtsextre-
men und neurechten Szene nach. Dabei 
definiert er in einer Fußnote (S. 84), 
den Begriff „Neue Rechte“: „… wird 
eine Ende der 60er, Anfang der 70er 
Jahre aus den Organisationsstrukturen 
der größtenteils an der NS-Zeit ori-
entierten ‚Alten Rechten’ – vor allem 
der NPD – ausgebrochene, intellektuell 
vergleichsweise anspruchsvolle Strö-
mung des Rechtsextremismus verstan-
den, welche versucht, die … Ideen der 
Weimarer Konservativen Revolution 
wiederaufzugreifen und daraus ein me-

taphysisches und pragmnatisches Kon-
zept zur Erneuerung der ideologischen 
Grunslagen des rechten Lagers zu ent-
wickeln.“ Auch über diese Definition 
ließe sich trefflich streiten, praktisch ist 
an der „neuen Rechten“ im Jahre 2004 
nur noch wenig neu.
Die vom Autor am Schluss seines Tex-
tes der von ihm als „völkisch- nationa-
listische, anti- bzw. postdemokratische 
Europakonzeptionen“ bezeichneten 
„zentralen Ideologeme“ seien wörtlich 
zitiert: 
1.  Eurozentrismus; europäische und na-

tionale Identität gegen den Zerfall der 
okzidentalen Struktur,

2.  Antiamerikanismus und Anti-Ver-
westlichung,

3.  Befreiungsnationalismus und Ethno-
pluralismus,

4.  Geopolitik, Orientierung an einem 
zentraleuropäischen Machtkern. (S. 
83)

Timo Reinfrank und Tobias Ebbrecht 
widmen sich dem Antisemitismus im 21. 
Jahrhundert. Sie verorten jedoch auch 
dessen Aufkeimen in den 90er Jahren 
des 20. Jahrhunderts. Dieser Beitrag traf 
sich mit den grundsätzlichen Bemühun-
gen der Berliner OSZE-Konferenz zum 
Antisemitismus. Vor, während und nach 
dieser Konferenz leistete und leistet die 
deutsche Antisemitismus-Forschung 
ihren anerkannten Beitrag. Nur einige 
Stichworte, seien genannt, zu denen 
man im Text des Artikels ausführlichere 
Darlegungen findet: Walser-Debatte, 
Möllemann, Friedman, 11. September 
2001, Hohmann und schließlich der 
Verweis auf die Verwandtschaft von 
islamistischem mit „deutsch-europäi-
schem“ (S. 50) Antisemitismus.
Die einzelnen Beiträge zum Umgang 
mit Antisemitismus in der Bildungs- 
und Projektarbeit sollen hier nur auf-
gezählt werden. Interessenten sind gut 
beraten, wenn sie sich direkt an die 
Träger dieser Projekte wenden: Projekt 
„Bausteine gegen Antisemitismus“, 
Kooperationsprojekt des Bildungsteams 
Berlin-Brandenburg e. V. und von Ta-
cheles Reden! e. V.; DGB-Bildungswerk 
Thüringen; Projekt „Standpunkte“, 
Kooperationsprojekt von Lisum und der 
RAA Berlin; Projekt „Konfrontationen“ 
des Fritz-Bauer-Instituts Frankfurt/
Main; „Projekte gegen Antisemitismus“ 
der Amadeu-Antonio Stiftung; Task 
Force: Education on anti-semitism beim 
American Jewish Committee.
Es ist zugegebener Maßen leichter, all 
das zu benennen, was man zum Thema 
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diesmal zu wenig gefunden hat bzw. 
worin weitere Felder gemeinsamer 
theoretischer und praktischer Arbeit 
im Kampf um die Zurückdrängung des 
Antisemitismus bestehen:
1.  Es ist verdienstvoll, auf die Gefahren 

hinzuweisen, denen sich als links 
empfindende politisierte Menschen 
ausgesetzt sind, wenn sie einem 
grobschlächtigen Antiamerikanismus 
und Antiisraelismus aufsitzen. Ohne 
es oft selbst zu merken, gelangen sie 
dann sehr schnell bei Demonstratio-
nen und bei Veranstaltungen im Saal 
oder mit rasch produzierten Papieren 
und Losungen in das gleiche Boot 
mit islamistischen Fundamentalisten 
und/oder deutschen Rechtsextremis-
ten – etwa unter dem Motto: „Laßt 
uns gemeinsam gegen die Kriegstrei-
ber kämpfen, vor allem gegen Bush 
und Scharon!“ Viele „Linke“ haben 
dies wohl erkannt und ihre Schlüsse 
gezogen.

2.  Antisemitismus der Rechtsextremis-
ten der verschiedenen Länder speist 
sich oft aus Nationalismus, hat darin 
„natürliche“ Wurzeln. Mit der EU-
Osterweiterung hat diese Tendenz 
nicht abgenommen, sondern bleibt in 
anderer Dimension präsent. Zu Recht 
hat der deutsche Außenminister Fi-
scher auf der genannten OSZE-Kon-
ferenz all jenen, die Antisemitismus 
vor allem im Ausland verorteten, 
geraten, zuerst vor der eigenen Tür zu 
kehren. Gleichwohl sind nationalisti-
sche Parolen oft auch antisemitisch 
eingefärbt. 

3.  Ein differenzierteres Bild über die ge-
sellschaftlichen Verhältnisse sowohl 
in den USA als auch in Israel könnte 

dadurch gewonnen werden, wenn in 
den europäischen Medien mehr In-
formationen über demokratische Ge-
genbewegungen in diesen Ländern zu 
finden wären, vor allem über deren 
Motive für die Ablehnung einzelner 
Politikelemente ihrer Regierungen.

4.  Es wird selten ausgesprochen, aber 
die Frage muss schon erlaubt sein, ob 
es nicht auch grundsätzliche Proble-
me in der Verfasstheit der bürgerli-
chen Demokratie in Deutschland wie 
anderswo gibt, die Antisemitismus 
und Antiamerikanismus Vorschub 
leisten. Die Denunziation solcher le-
gitimen Überlegungen als Belebung 
des Begriffes „Imperialismus“ durch 
Linke wie (scheinbar gedankenlos) 
zunehmend auch in den Medien (Ka-
hane, S. 5) greift zu kurz. Ein Bei-
spiel: Das Bundesverfassungsgericht 
hat letztinstanzlich der NPD in Nor-
drhein-Westfalen kürzlich erlaubt, 
gegen den Neubau einer Synagoge 
in Bochum zu demonstrieren. Dem 
Grundgesetz nach gebe es gleiches 
Versammlungs- und Demonstrations-
rechte für alle Bürger. Überlebende 
des Holcaust und andere, die sich 
den Rechtsextremisten tagtäglich 
offen entgegenstellen, halten diese 
Gerichtsentscheidung für falsch, dem 
Antisemitismus Vorschub leistend. 
Andere wiederum können mit diesem 
Urteil leben, da ja bei der nächsten 
Anmeldung einer Demonstration 
auch „Linke“ solche Grundrechte 
einfordern könnten.

5.  Antiamerikanismus wird auch da-
durch gefördert, dass sich die USA 
immer wieder als die einzige führen-
de Weltmacht präsentieren, die der 

UNO und allen anderen Ländern der 
Welt den Kurs vorgeben. Im Kampf 
um die Präsidentschaftswahlen der 
USA äußerte John Edwards, der an 
der Seite John Kerrys in das Weiße 
Haus einziehen will: Wir wollen 
wieder erreichen, daß die Welt in 
den USA einen „Leuchtturm der 
Freiheit, Demokratie und Menschen-
rechte“ sehen. Das kann man schon 
begrüßen, wenn es daneben noch 
viele gleichberechtigte und weithin 
erkennbare Leuchttürme gibt. Einen 
besonders großen „Leuchtturm“, der 
alles andere in den Schatten stellt, 
eine „Führungsmacht“, wünscht sich 
nicht jeder.

6.  Auch zum islamistischen Antisemi-
tismus wie dem Israel-Hass in der 
arabischen Welt finden sich heutzuta-
ge nur selten ausreichend differenzie-
rende Urteile in den Medien und zu 
wenig Informationen etwa über Kräf-
te, die sich um die Fortsetzung des 
Friedensprozesses im Nahen Osten 
bemühen – in arabischen Ländern, in 
Israel und von außen durch Anstren-
gungen verschiedener EU-Staaten 
und nicht zuletzt der USA. 

Dr. Horst Helas

1  Siehe den Bericht über die Konferenz im Rund-
brief 3+4/04, S. 52–55.

2  Aus einer Vielzahl von Publikationen seien zwei 
hervorgehoben, die von Frauen geschrieben 
wurden, die in der DDR „sozialisiert“ wurden: 
Ulrike Offenberg: „Seid vorsichtig gegen die 
Machthaber“. Die jüdischen Gemeinden in der 
SBZ und der DDR 1945–1990, Berlin 1998; 
Angelika Timm: Hammer, Zirkel, Davidstern. 
Das gestörte Verhältnis der DDR zu Zionismus 
und Staat Israel, Berlin 1997.

Ralph Gabriel, Ingo Grastorf, Tanja Lakeit, 
Lisa Wandt u. David Weynand
Futur exakt. Jugendkultur in Oranienburg zwischen rechtsextremer Gewalt und 
demokratischem Engagement, Verlag Hans Schiller, Berlin 2004, 302 Seiten.

Mit diesem Buch liegt nun bereits der 
sechste Band in der Reihe „Politik und 
Kultur“ des Verlages vor, die von Hajo 
Funke, Professor für Politik und Kultur 
am Fachbereich Politische Wissenschaf-
ten (Otto-Suhr-Institut) der FU Berlin 
herausgegeben wird. Bei den Autoren 
handelt es sich um Nachwuchswis-
senschaftler, die zwischen 1971 und 

1980 geboren, in vielfältiger Form 
neben wissenschaftlichen Studien und 
Forschungen auch in der praktischen 
politischen Bildungsarbeit und in der 
Auseinandersetzung mit dem Rechtsex-
tremismus tätig sind. 
In zweijähriger komplizierter Recher-
che haben sie auf dem geistigen und 
kulturellen „Minenfeld“ Oranienburg 

gegraben, in einer Stadt, die zur selben 
Zeit durch immer neue Bombenfun-
de aus dem zweiten Weltkrieg in die 
Medien kommt und wo die Menschen 
deshalb immer wieder für halbe oder 
ganze Tage aus ihrem normalen Leben 
herausgerissen werden.
Dem konkreten Material aus den aktu-
ellen Untersuchungen ist zunächst ein 
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kurzer theoretischer Abschnitt voran-
gestellt, der sich vor allem auf Begriffs-
klärungen zum Rechtsextremismus von 
Richard Stöss, Wilhelm Heitmeyer und 
Hans-Gerd Jaschke stützt, während man 
sich bei der Erörterung des Konzepts 
„pluralistische Demokratie“ weitgehend 
auf Ernst Fraenkel beruft. Letzteres wird 
in der direkten Auseinandersetzung mit 
den programmatischen Vorstellungen 
der NPD begründet.
In der Beschreibung des methodischen 
Vorgehend erläutern die Autoren, 
weshalb sie sich nicht für quantitative 
Techniken, sondern für qualitative 
Methoden entschieden haben. Ange-
lehnt an Clifford Geertz mit seiner 
Theorie der „dichten Beschreibung“ 
als einer deutenden Theorie von Kultur 
betrieben sie ethnographische Feldfor-
schung, deren wichtigste Strategie die 
teilnehmende Beobachtung ist. Mit ihr 
war es möglich, nach und nach eine 
Beziehung zu einzelnen Akteuren im 
Untersuchungsfeld herzustellen. Die 
Beobachtungen bestanden aus drei 
Phasen: Deskriptive Beobachtung (Ori-
entierung im Feld, Entwicklung kon-
kreterer Fragestellungen), Fokussierte 
Beobachtung (Einengung auf besonders 
relevante Prozesse und Probleme) und 
Selektive Beobachtung (Auswahl von 
Beispielen und Belegen für den zweiten 
Schritt). Beobachtungen wurden zu 18 
verschiedenen Untersuchungsfeldern 
gemacht, die in Tagebüchern festge-
halten wurden. Sie kamen u. a. aus den 
Begegnungen mit Szeneangehörigen an 
deren Treffpunkten, Teilnahme an de-
ren Freizeitgestaltung, dem Aufsuchen 
von „Zonen der Angst“, der Betreuung 
von Projektwochen mit Jugendlichen 
in Sachsenhausen (ehemaliges SS-
Truppenlager), Mitarbeit im Forum 
gegen Rassismus und rechte Gewalt 
(Initiativkreis zur Errichtung einer In-
ternationalen Jugendbegegnungsstätte 
in Sachsenhausen) zustande.
Die Autoren führten 28 Interviews 
durch, davon 17 mit demokratisch 
Engagierten und 10 mit Kommunalver-
antwortlichen und Politikern, aber nur 
eines mit einem jungen NPD-Mitglied. 
In den Szenebereichen war es nicht 
möglich, Repräsentanten für Interviews 
zu gewinnen.
Der zweite Abschnitt, der mit einer kur-
zen Geschichte Oranienburgs seit dem 
17. Jahrhundert beginnt und bis zur Na-
zizeit – eingeschlossen die beiden Kon-
zentrationslager – bis 1989 führt, ist mit 
„Oranienburg und die Unmöglichkeit, 
sich nicht zu erinnern“ überschrieben. 

Erörtert werden die kontroverse Erin-
nerung der Bewohner, das Problem der 
„negativen Geschichte“ von Orten (Or-
te, die sich durch die Erinnerung an die 
eigenen Verbrechen in der Geschichte 
eines Volkes nur schwer für die Ent-
wicklung eines Selbstbewusstseins oder 
der Identität einer Gesellschaft frucht-
bar machen lassen –womit Oranienburg 
in besonderem Maße zu kämpfen hat) 
und die Prozesse der Verdrängung und 
Tabuisierung, die zwischen Oranien-
burg und Sachsenhausen wirken. 
Im dritten Teil wird die Geschichte der 
Entwicklung des Rechtsextremismus 
im Altkreis Oranienburg nachgezeich-
net. Angefangen von spektakulären 
Gewalttaten und Gerichtsprozessen 
am Ende der 80er Jahre, die bewirk-
ten, dass die Existenz rechtsextremer 
Entwicklungen auch in der DDR nicht 
mehr verschwiegen werden konnte, 
über die ersten Verbindungen nach 
Westberlin und die massive Einfluss-
nahme neonazistischer Kader nach 
der Wende, bis hin zur Bildung der 
„Kameradschaft Oberhavel“ verlief der 
Weg der Herausbildung einer rechts-
extremen Hochburg. Die Belege dafür 
werden vor allem aus Publikationen 
von Bernd Wagner, Frank Schumann, 
Verfassungsschutzberichten und dem 
antifaschistischen Infoblatt entnommen. 
Im Anhang befindet sich ein Überblick 
über die rechtsextremistischen Gewalt-
taten in diesem Gebiet 2002/2003. Die 
Autoren treten mit Recht der heute auf 
Grund des veränderten Erscheinungs-
bildes und veränderter Strukturen des 
Rechtsextremismus in Oranienburg 
verbreiteten Meinung entgegen, dass 
„früher“ (soll heißen: in den Jahren des 
Aufschwungs der rechtsextremen Szene 
nach 1990) „alles schlimmer“ war und 
sich die Situation entspannt habe.
Der vierte und fünfte Abschnitt dienen 
der Beschreibung und Analyse der 
Erscheinungsformen des Rechtsextre-
mismus. Es entsteht ein differenziertes 
Bild von rechtsextremer Gewalt, der 
Entstehung von Feindbildern in der 
rechtsextremen Szene Oranienburgs 
und von Angstzonen, der Kleidung und 
Symbole, der Hierarchien innerhalb 
der rechtsextremen Cliquen, der Rol-
le der Frauen in der Szene sowie der 
Bedeutung der Musik in der rechtsex-
tremen Jugendkultur. Gerade hier wird 
ersichtlich, wie schwierig es ist, in den 
Begriff „Jugendkultur“ alles Erforschte 
und Dargestellte einzubinden. Da von 
der zentralen Begrifflichkeit her aber 
Rechtsextremismus allgemein als ein 

Phänomen der Kultur in der Gesellschaft 
begriffen wird, können die Autoren 
nicht ausweichen. Auch rechtsextreme 
Gewalt ist in diesem Zusammenhang 
als kultureller Sachverhalt zu begreifen. 
Im Buch ist das auf den Seiten 147 bis 
151 ausgeführt.
Das Ergebnis lautet, dass in Oranien-
burg zwar nur wenige rechtsextreme 
Jugendliche in Nazistrukturen wie der 
NPD oder den Märkischen Heimat-
schutz organisatorisch eingebunden sind 
und auch eine aktive Kameradschaft zur 
Zeit nicht existiert, dass aber dennoch 
in Oranienburg eine „quicklebendige 
rechtsextreme Szene“ zu beobachten ist, 
dass an manchen Orten in der Stadt von 
einer „temporären kulturellen Hegemo-
nie von Rechtsextremen“ gesprochen 
werden kann. Rechtsextreme Erschei-
nungsformen sind in der Oranienburger 
Jugendkultur seit beinahe zwei Jahr-
zehnten fest verankert und haben auch 
heute noch eine große Anziehungskraft 
unter den Jugendlichen.
Anschließend erörtern die Autoren die 
These, dass eine dauerhafte Etablierung 
rechtsextremer Erscheinungsformen 
nur mit der stillen Zustimmung der 
Mehrheit der Bevölkerung möglich ist. 
Sie zeigen die Gefahren auf, die aus der 
Stimmung derjenigen entsteht, die sich 
als „unpolitisch“ bezeichnen, die mit 
den im „Common sense“ verbreiteten 
Positionen der Fremdenfeindlichkeit, 
der Etabliertenvorrechte und dem Ruf 
nach “law and order“ einhergehen. Sie 
versuchen, die Vielschichtigkeit der 
Ursachen dafür zu umreißen. Die aus 
den Beobachtungen gezogenen Schluss-
folgerungen, dass unter den Jugendli-
chen Oranienburgs ein weit gehendes 
politisches Desinteresse herrscht, dass 
die Elemente der „gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit“ (Wilhelm 
Heitmeyer) nicht nur von jungen Men-
schen geteilt werden und dass in vielen 
Teilen der Bevölkerung (nicht in allen, 
wie betont wird) ein „Common sense“ 
vorherrscht, demzufolge ein irgendwie 
anders aussehender, sich anders ver-
haltender oder auch nur anders den-
kender Mensch eben nicht nur anders, 
sondern auch weniger wert ist, können 
daher nicht einfach abgewiesen werden. 
Allerdings ist ihre Beweiskraft ohne be-
gleitende und umfangreiche empirische 
Erhebungen auch quantitativer Art nicht 
ausreichend.
Im sechsten Abschnitt werden ausführ-
lich die Befunde zum demokratischen 
Engagement der Bürger in Oranienburg 
dargestellt. Kritisch fällt das Urteil über 
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viele politisch Verantwortliche in Land-
kreis und Stadt aus, deren Aktivitäten 
eher als symbolisch einzuordnen sind, 
während die wirkliche Problematik des 
Rechtsextremismus nicht oder nicht 
ausreichend erkannt wird. Insbesondere 
Vertreter der CDU verdrängen sie. Die 
Zahl vorhandener Initiativen gegen 
Rechtsextremismus und deren Projekte 
ist beachtlich, das Engagement auch 
vieler Schüler und Lehrer ist groß. Den-
noch ist trotz bestimmter Fortschritte 
und guter Einzelergebnisse insgesamt 
der Wirkungsgrad auf die Gesellschaft 
noch immer als eher gering einzu-
schätzen. Es gibt noch keine dauerhaft 
vernetzte Struktur, den Projekten fehlt 
es meist an Nachhaltigkeit, teilweise 
gibt es Unklarheiten über die Vorge-
hensweise.
Letztlich ergibt sich, dass das Kräfte-
verhältnis für die demokratisch Enga-
gierten nach wie vor ungünstig ist. Sie 

stehen zum einen einer verhältnismäßig 
großen Gruppe von zum Teil gewaltbe-
reiten Rechtsextremen gegenüber und 
treffen zum anderen auf wenig Zustim-
mung in weiten Teilen der Bevölkerung, 
wenn sie auf Missstände hinweisen und 
Gefahren benennen. Demokratische 
Werte in die Mehrheit der Bevölkerung 
zu tragen, was die Übernahme von 
Verantwortung (darunter auch für die 
Gedenkstätte) einschließt, Geschichts-
bewusstsein und politische Bildung zu 
fördern, demokratische Jugendkultur 
im Komplex zu entwickeln – das kann 
der Weg sein, auf dem auch die beklagte 
mangelnde Identifikation mit der eige-
nen Stadt überwunden wird.
Es ist völlig irreführend, wenn in der 
Rezension einer linken Tageszeitung 
aus den sehr differenzierten Untersu-
chungen der Autoren abgeleitet wird, 
Oranienburg sei „grün“ (idyllisch im 
Grünen gelegen) und „braun“. Auch 

die Ergebnisse der jüngsten Wahlen 
zum Europaparlament, zu Kommunal- 
und Landtagswahlen geben das nicht 
her. Allerdings lässt sich aus den leicht 
angestiegenen Stimmenzahlen für DVU 
bzw. NPD auch keine Entwarnung ab-
lesen. 
Abschließend muss zur Qualität des 
Bandes hervorgehoben werden, dass er 
auch mit einem ausführlichen Anhang, 
z. B. mit demographischen Fakten, und 
fast 50 Seiten Anmerkungen einem 
hohen wissenschaftlichen Anspruch 
genügt.

Dr. sc. Roland Bach

Anmerkung der Redaktion: Am 23. Ok-
tober wurde im Turm E der Gedenkstät-
te Sachsenhausen die Schau „Die Stadt 
und das Lager. Oranienburg und das KZ 
Sachsenhausen“ als Dauerausstellung 
eröffnet.

Hendrik Bispinck, Jürgen Danyel, Hans-Hermann 
Hertle u. Hermann Wentker, Hrsg.
Zur Krisengeschichte des realen Sozialismus. Aufstände im realen Sozialismus, 
Christoph Links Verlag, Berlin 2004.

Die „überbordende Aufmerksamkeit“, 
die dem 17. Juni 1953 im Vorjahr zuteil 
wurde – so die Herausgeber des Buches 
– „zielte in erster Linie auf eine neuer-
liche nationale Traditionsstiftung für die 
in eine Beziehungskrise geratene Verei-
nigungsgesellschaft.“ (S. 21). Es gab al-
lerdings nicht wenige Historiker, die das 
ostdeutsche Ereignis in weltgeschichtli-
che Zusammenhänge stellten und so zu 
tieferen Erkenntnissen gelangten. 
Zu ihnen gehören die meisten Auto-
ren des Sammelbandes, der auf eine 
Konferenz des Potsdamer Zentrums 
für Zeithistorische Forschung und des 
Instituts für Zeitgeschichte München-
Berlin vom April 2003 zurückgeht. 
Vergleichende Untersuchungen zu 
Krisen und Krisenbewältigung auf 
den mitteleuropäischen Schauplätzen 
Berlin, Prag, Warschau und Budapest 
relativieren „die immer noch stark nati-
onalgeschichtlich geprägte Sicht auf die 
Konfliktsituationen zwischen kommu-
nistischem Herrschaftssystem und der 
Bevölkerung“ (S. 215). 
Wie K. Schlögel einführend bemerkt, 
ereignen sich die Krisen des Staatsozi-

alismus sowjetischen Typs „im Zentrum 
des Kampfes rivalisierender Großmäch-
te um Behauptung und Ausweitung 
ihres Einflusses und ihrer Macht und 
im Blickpunkt einer weltweiten Öffent-
lichkeit“; sie „haben zu tun mit der Ge-
opolitik der Systemkonkurrenz“ (S. 26). 
Moskau hatte es mit einem ökonomisch 
und militärisch überlegenen Westen zu 
tun, „der sich mit dem containment 
nicht begnügte und zum roll back über-
gehen wollte“ (S. 37). 
Anknüpfend an das erste, vom ehemali-
gen Prager Reformer Mlynar Anfang der 
80er Jahre initiierte Forschungsprojekt, 
untersucht J. Danyel in einer komparati-
ven Betrachtung die krisenauslösenden 
Faktoren und die Wandlungen des Kri-
senmanagement von SED (1953), KPC 
(1968) und PVAP (1980/81). Er geht 
dabei von prozessualen Verlaufsformen 
der Krise bzw. dem Wechsel zwischen 
Krisenphänomenen und Phasen rela-
tiver Stabilität aus und berücksichtigt 
die Differenzierung innerhalb der po-
litischen Machteliten. Diese lernten, 
offene Konfrontationen mit der eigenen 
Bevölkerung zu vermeiden. Allerdings 

überforderte der seit den 70er Jahren 
eingeschlagene „soziale Befriedungs-
kurs“ letztlich die wirtschaftlichen 
Ressourcen des Systems. Die oft geäu-
ßerte Annahme, „die realsozialistischen 
Gesellschaften hätten sich von Anfang 
an im Zustand der Krise befunden“, sei 
„heuristisch eher unproduktiv“ (217). 
Danyel widerspricht damit eigentlich 
der These, dass der Sozialismus eine 
„Permanenzerklärung der Krise, der 
wirtschaftlichen Krise ohnehin, aber 
auch immer wieder der Herrschaftskri-
se“ (S. 31) sei. Welche Gesellschaft war 
je krisenfrei oder in ständiger Krise?
Der Vergleich der sowjetischen Reak-
tionen auf die jeweiligen Krisen, den 
H. Wentker vornimmt, belegt, dass der 
Kreml nach Stalins Tod einen Prozess 
der „Entsatellisierung“ einleitete. Das 
führte zu immer selbstbewussteren nati-
onalen Parteiführungen, die den Hand-
lungsspielraum der imperialen Macht 
einengten und zur Aufgabe militärischer 
Interventionen zwang. P. Hübner macht 
auf Defizite und erste Ansätze in der 
Erforschung der Arbeiterproteste und 
Arbeiterkämpfe aufmerksam. Er zeich-
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net die konfliktgeschichtlichen Span-
nungsbögen zwischen Investition und 
Konsumtion, den Wechsel von „härteren 
zum konsensverhüllten Konfliktstil“; 
letzterer war zwar risikoärmer, führte 
aber schließlich zur „Konsumtion“ des 
Modernisierungspotentials.
Die von E. Scherstjanoi vorgelegte 
empirische Untersuchung belegt, dass 
sowohl die Sowjetische Kontrollkom-
mission als auch die SED-Führung En-
de 1952 Krisensymptome in der DDR 
wahrnahmen, aber eine abgestimmtes 
Verfahren der Krisenprävention infol-
ge gestörter sowjetisch-ostdeutscher 
Herrschaftskooperation nicht zustande 
kam. Nicht die Beschlüsse der 2. SED-
Parteikonferenz waren Ausgangspunkt 
der Krise, sondern die neuerlichen 
Rüstungsforderungen Stalins seit An-
fang 1953. Die von der sowjetischen 
Führung erst Anfang Juni 1953 erkann-
te Tiefe der Krise und die verordnete 
Kursänderung übersah allerdings die 
entstandenen Belastungen für die Arbei-

terschaft und den sich auf Betriebsebene 
ausbreitenden Konflikten. 
Auch andere Beiträge verdeutlichen, 
dass Krisen nicht „gesetzmäßig“ zur 
Eskalation oder zum Systemzusammen-
bruch führen müssen, dass auch vieles 
von der Fähigkeit zur Krisenprävention 
der herrschenden Eliten abhängt. 
Der Erfolg des dynamischen Mobili-
sierungsprozesses durch Westmedien 
– so H.-H. Hertle als Resümee seiner 
Analyse – „hing 1953 und 1989 von der 
Entscheidungs- und Handlungsfähig-
keit des SED-Regimes ab. Die spontane 
Demonstration einiger Tausend Bauar-
beiter am 16. Juni 1953 hätte ebenso 
wie der abendliche Aufbruch zunächst 
einzelner an die Grenzübergänge am 
9. November 1989 eine begrenzte Ak-
tion bleiben können. Volksaufstand und 
Mauerfall mussten nicht zwangsläufig 
folgen.“ Nach seiner Auffassung ist die 
„schnelle Eskalation vom Protesthan-
deln der Bauarbeiter einiger Baustellen 
in Ostberlin am 15. und 16. Juni zum 

Alte Eliten in jungen Demokratien? Wechsel, 
Wandel und Kontinuität in Mittel- und Osteuropa
hrsg. v. Hans-Joachim Veen, Redaktion Daniela Ruge, 
Böhlau Verlag, Köln – Weimar – Wien 2004.

republikweiten Aufstand … ohne die 
Berichterstattung des Rundfunks nicht 
vorstellbar.“ Ebenso hätten die Westme-
dien „nur“ als Transmissionsriemen der 
friedlichen Revolution fungiert, „am 
9. November dagegen als Motor, ohne 
den es das Ereignis des Mauerfalls nicht 
gegeben hätte“ (S.184f). In unserer Zeit 
sind das nicht die einzigen Beispiele 
dafür, dass in Massenmedien verbreitete 
Fiktionen Ereignisse auslösen, die sonst 
gar nicht stattgefunden hätten. 
Die Herausgeber bekennen, dass das 
Thema „Krisen und Aufstände im 
Ostblock“ keineswegs abgeschlossen 
ist. Mir scheint, dass das Aufzeigen 
von Alternativen in der Geschichte des 
Staatssozialismus oder vergleichende 
Untersuchungen über Krisen und Kri-
senbewältigung der im Kalten Krieg 
gegenüberstehenden Systemen das Bild 
über die Geschichte des 20. Jahrhundert 
wesentlich vervollständigen würden. 

Professor Dr. Karl-Heinz Gräfe

Der soziologische Elitebegriff umfasst 
alle jene Personen, die Spitzenpositio-
nen in einer Gruppe, Organisation und 
Institution, in Staat und Gesellschaft 
oder Wirtschaft innehaben und eigene 
Handlungsspielräume und Entschei-
dungsfreiheiten besitzen, mit denen sie 
über ihre Gruppenbelange hinaus zur 
Erhaltung oder Veränderung der Sozial-
struktur und der sie tragenden Normen 
unmittelbar beitragen und das Schicksal 
von Menschen wesentlich mitgestalten 
oder die aufgrund ihres Prestiges eine 
Vorbildrolle für andere spielen können 
(S. 9). 
Auch in der Erforschung der osteuropä-
ischen Transformation seit 1989 nimmt 
die Rolle der bisherigen und der neu ent-
standenen Eliten eine Schlüsselfunktion 
ein. Der vorliegende Band – Ergebnis 
der 2. Internationalen Symposiums der 
Stiftung Ettersberg zur vergleichenden 
Erforschung Europäischer Diktaturen 
und ihrer Überwindung – bilanziert erst-
mals den aktuellen Erkenntnisstand der 
komparativen Eliteforschung anhand 

der Regimewechsel in Polen, Ungarn, 
Rumänien und in der DDR. 
Der Soziologe J. Wasilewski lehnt die 
Reduktion der Analyse von Eliten der 
osteuropäischen Demokratien auf die 
Dichotomie „alte Elite – neue Elite“ 
als „gravierende Vereinfachung“ ab 
(S.192f.); verfügte doch gerade die 
polnische wie ungarische Verwaltungs- 
und Wirtschaftselite vor 1989 über ein 
„gutes soziales, kulturelles und ökono-
misches Kapital“. Sie „begrüßte hoff-
nungsvoll wirtschaftliche Reformen, 
die auf eine Vergrößerung der Rolle des 
Marktes abzielten und die noch in den 
achtziger Jahren von den kommunisti-
schen Regierungen veranlasst wurden“ 
(S.185). 
Etwa die Hälfte der Angehörigen der so-
zialistischen Nomenklatura beider Län-
der aus dem Jahre 1988 besetzten 1993 
hohe Posten in Politik, Privatwirtschaft 
und in Staatsbetrieben. In Russland lag 
der Anteil sogar bei über 70 Prozent. Im 
zusammenfassenden Bericht über Po-
len konstatiert K. Woyciski, dass diese 

postkommunistischen Elite sich auf 
einem „demokratischen ‘playground’“ 
bewege; man könnte hinzufügen: Sie 
hat wesentlich die autoritären und deut-
lich rechtsextremen Tendenzen nicht 
weniger Vertreter der ehemaligen oppo-
sitionellen Elite zurückgedrängt und zu 
einer stabilen Demokratie beigetragen. 
Ähnlich ist das Resümee des Leiters der 
ungarischen Arbeitsgruppe: Die Her-
kunft aus der alten oder neuen Elite sei 
heute keine Kernfrage der politischen 
Legitimität mehr, denn diese werde 
durch die Qualität des politischen Han-
delns bestimmt: 
„Es gibt heute Mitglieder der neuen 
Elite, die aus der alten Eliten stammen, 
aber eigentlich neue Werte und Haltun-
gen vertreten“, während Politiker der 
ehemaligen Opposition „alte Werte und 
Haltungen transportieren.“ Auch wäre 
zu ergänzen, dass vor allem aus einem 
beträchtlichen Teil der Dissidentenbe-
wegung rechtsextreme und rechtspo-
pulistische Parteien entstanden (MIEP, 
FIDESZ-Bürgerpartei). In Ungarn sei 
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die gesamte Frage nach alten und neu-
en Eliten – wie es M. Szabo auf den 
Punkt brachte – „Schnee von gestern. 
Sie ist nicht mehr eine Frage für Sozi-
alwissenschaftler, sondern nur noch für 
Historiker“ (312). Der Fall Rumänien 
zeichnet sich durch – so die internatio-
nal bekannte Südosteuropaforscherin U. 
Gabany „merkwürdige Besonderheiten“ 
aus: Nach dem gewaltsamen Sturz des 
personalisierten Machtzentrums des 
Ceaucescu-Clans gelangten Vertreter 
einer zeitweilig abgedrängten, aber den-
noch einflussreichen kommunistischen 
Teilelite um I. Iliescu in das Zentrum 
der politischen Macht. Obwohl die 
meisten Wissenschaftler sich darüber 
einig sind, dass die Korruption kein 
Markenzeichen allein der neuen osteu-
ropäischen Demokratien ist, sei diese 
doch in Rumänien durch enge Verknüp-
fung politischer und wirtschaftlicher 
Eliten „nahezu in allen Institutionen wie 
auch in den dominierenden Mentalitäts-
strukturen verankert“ (S. 370). 
Die Besonderheit des ostdeutschen 
Transformationsprozesses unterschied 
sich vor allem dadurch, „dass er im Zu-
ge einer Wiedervereinigung stattfand“, 
denn es gab keine Experimentierphase, 
sondern das altbundesdeutsche Modell 
und ein westdeutsches Personalreser-
voir. Das ermöglicht einen kompletten 
Transfer des westdeutschen Instituti-
onensystems, eine weitgehende Ab-
wicklung der ehemalige DDR-Elite und 
einen raschen Elitenaustausch. 
E. Neubert wirft anhand der Ergebnisse 
der „Aufarbeitung des Kommunismus“ 
die Frage auf, ob die Gauck/Birthler-
Behörde ein Modell für Europa oder nur 
ein deutscher Sonderfall ist. Er kommt 
zum Ergebnis, dass das polnische Ins-
titut des Nationalen Gedenkens (IPN) 
nicht die Popularität ihres deutschen 
Pendants genießt. Er kritisiert die Sta-
siaufarbeitung in Ungarn. Auch der 
Aufarbeitungsprozess in Rumänien und 
Bulgarien sei fehlgeschlagen. Dennoch 
würden sich die in den osteuropäischen 
Staaten arbeitenden Institutionen „im 
Laufe der Jahre auf das deutsche Modell 
… allmählich“ zubewegen. Die 20 em-
pirischen Studien schließen eine Lücke 
in der vergleichenden Eliteforschung in 
Mittel- und Osteuropas.

Professor Dr. Karl-Heinz Gräfe
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